
R 
-

H 
Persona l 

l 
Bundeskriminalamt 

Das Bundeskriminalamt fühne im überprüften Zeitraum zwei Organi­
sationsänderungen - per I. Juli 2010 und per I. Juni 20 1 3  - durch: 

Tabelle 2: Wesentliche Organisationsänderungen per 1. Juli 2010 

Abteilung 1 

Abteilung 2 

Abteilung 3 

Referat Projektmanagement aus Büro 1.4 Kriminalstrategie herausgelöst; eigener 
Fachbereich direkt beim Leiter der Abteilung angesiedelt 

nur mehr zwei Referate in Büro 2.3 Zentraler Fahndun �sdienst; neues Büro 2.5 Ziel­
fahndung - übernommen aus Büro 5.5. zwei Referate (eines neu - Zielfahndung 
Vermisste) 

Büro 3.4 Wirtschafts- und Finanzermittlung mit fünf Referaten herausgelöst und 
Abteilung 7 neu errichtet 

QueUt: Bundeslcriminalamt 

Tabelle 3: Wesentliche Organisationsänderungen per 1. Juni 2013 

Abteilung 1 

Abteilung 2 

Abteilungen 5 
und 6 

Abteilung 7 

Im Büro 1.3 (SINGLE POINT OF CONTACT) werden zwei Referate errichtet 

Neustrukturierung Büro 2.4. Aufbau eines Kompetenuentrums für Abgängige Personen 
(KAP) 

Herauslösung des Büros 5.1 (Verdeckte Observation) und 6.3 (Entschärfungsdienst) 
und Eingliederung in die Direktion für Sondereinheiten; Einrichtung des Cybercrime­
Competence-Centers (C4) 

Auflösun g der bisherigen Referate und Einrichtung eines Kompetenzzentrums 
Wirtschaftskrim inalität 

QueUe: Bundeskriminalamt 

Bund 2015/14 

Aus den vom Bundeskriminalamt vorgelegtcn Unterlagen konnte nicht 
nachvollzogen werden, aus welchen Gründen das Referat _Projektma­
nagemcnt und -controlling- d irekt dem Leiter der Abteilung 1 (Krimi­
nalstrategie und zentrale Administration) unterstellt wurde. Die übrigen 
vorgenommenen Organisation änderungen resultienen aus dcn von 
den einzelnen Abteilungen vorgelegten Konzeptcn (bspw. Oplimicrung 
von Funktionsabläufen oder verstärkte Bckämpfung der Cyber-Krimi­
nalität) bzw. gesetzlichen Änderungen. Aus der Geschäftsordnung des 
Bundeskriminalamts waren dic Aufgaben und Tätigkeiten der einzel­
nen Büros und Referate ersichtlich. Lediglich für das Projektmanage­
ment und -controlling waren dicse nicht deftnierL 

6.2 Der RH hielt positiv fest, dass die im überprüften Zeitraum vorgenom­
menen Organisationsänderungen im Wesentlichen auf eine Verbesse­
rung der Organisation und der Abläufe im Bundeskriminalamt abzielten 
und auf Basis der vorgelcgtcn Dokumente grundSätzlich nachvollzogen 
werdcn konntcn. Er kritisiene jcdoch, dass für die Herauslösung dcs 
Projcktmanagemcnts und -controllings aus dem Büro Kriminalstrategie 
keine Dokumentation der Gründc - wie bspw. eine effizientere Auf­
gabenwahmehmung - vorlag. Darüber hinaus waren flir diese Orga­
nisation einheit keine Aufgabcn und Tätigkeiten in der Geschäftsord­
nung festgelegt. Aus Sicht des RH war aus Gründen der Transparenz 
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und Nachvollziehbarkeit jedenfalls notwendig, Aufgabengebiete und 
Zuständigkeiten von Organisalionseinheilen eindeutig festzulegen. Der 
RH empfahl daher dem BundeskriminalamI, die Grundlagen für Orga­
nisalionsänderungen vollständig zu dokumentieren sowie die jewei­
ligen Aufgaben und Tätigkeiten in der Geschäftsordnung festzulegen. 

6.3 Laut Stellullgllahme des BMI werde das BUlldeskrimillalamt - wie 

bereits bisher ill deli übenviegelldell FälleIl gelralldhabt - die Gru"d­

lage" für Orga"isatiorrsärrderUlrgell elltspreclrelld dokumerrtiererr. 

7.1 Der Personalstand des Bundeskriminalamts war historisch gewachsen 
und veränderte sieh auf Basis organisatorischer und auch gesetzlicher 
Änderungen (bspw. durch Einrichtung der Direktion für Sonderein­
heiten, Umsetzung von Schengen 1I). Das Bundeskriminalamt verfügte 
über keine Kennzahlen (Belastungskennzahlen) für die Ermittlung des 
gesamten Personalbedarfs bzw. dessen Verteilung auf die Abteilungen. 
Auch fehlten geeignete Instrumente, um solche Kennzahlen zu ermit­
teln. Mit September 201 4 mhrte das Bundeskriminalamt ein neues 
Aktenverwaltungssystem ein, das Daten mr die Ermittlung von Belas­
tungskennzahien liefern könnte (siehe TZ 2 1 ). 

Der Soll-Personalstand des Bundeskriminalamts war im jeweiligen 
jährlichen Personalplan des Bundes festgelegt. Bis zum Jahr 2012 war 
das Bundeskriminalamt im jeweiligen Bundesvoranschlag als eige­
nes Gliederungselement beim BMI eingerichtet. Seit der Haushalts­
rechtsreform 201 3  ist dem Bundeskriminalamt ein eigenes Detailbud­
get innerhalb des Globalbudgets Sicherheit beim BMI gewidmet.8 Das 
BMI best immte das Bundeskriminalamt nicht als eigenständige Dienst­
behörde, die entsprechenden Aufgaben oblagen der Personalabteilung 
des BM!. Das Bundeskriminalamt wirkte nach Maßgabe einer jewei­
ligen Delegation durch die Dienstbehörde mit. 

Der Personalstand (Soll und Ist) des Bundeskriminalamts entwickelte 
sich wie folgt: 

8 delaillicnc Fcslltgung von Sollstand und Pc�na1controllingpunklen im Arbcitsbc· 

hclr zum Personalplan der Untergliederung 1I - Inneres. davor Fe5llcgung des 5011-

�landl'S im PlanslcJ1cnverzcichnis zum Pcr.,ontllpl;m des Bundes 

Bund 2015/14 
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Tabelle 4: Personalstand des Bundeskriminalamts 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 Veränderung 
2009-2014 

Anzahl in "0 

Soll gemäß Personal-
557 557 557 580 566 518 - 7,0 plan 

Ist in Köpfen zum 639 639 760 752 739 610 - 4,5 1. Jänner 

Ist in VBÄ zum 629,35 629,00 749,68 741,98 730,73 601,80 - 4,4 1. Jänner 

davon Dienstzuteilungen 192,60 190,00 208,75 189,50 186,50 110,00 - 42,9 

Quellen: Personalplan des Bundes. BMI (Managementinformationssystem). Bundeshiminalamt 

Bund 20 15/14 

Der neue Organisationsplan des Bundeskriminalamts nach der Orga­
nisationsänderung sah insgesamt 575 Arbeitsplätze vor,9 insbesondere 
für das Cybercrime-Competence-Center (C4) und die Schengen-Erwei­
terung waren Arbeitsplätze auch neu zu schaffen. Im Ergebnis lag der 
Organisationsplan somit zahlenmäßig deutlich über dem im Personal­
plan 2014 und 2015 festgelegten Soll von 5 1 8  VBÄ. Das BMI bzw. das 
Bundeskriminalamt hatten nicht evaluien. inwieweit die neuen stra­
tegischen Aufgaben durch Umschichtungen innerhalb des Bundeskri­
minalamts mit den gesetzlich festgelegten Planstellen erfüllt werden 
können. 

Hinsichtlich der betroffenen Arbeitsplätze und Arbeitsplatzbewer­
tungen wurde in Verhandlungen der Dienstbehörde BMI mit dem BKA 
im Juni 201 3  Einigung erzielt. Die planstellenmäßige Bedeckung des 
neuen Organisationsplanes sollte teilweise durch Umschichtungen 
innerhalb des BMI erfolgen. 

Obwohl der Ist-Personalstand des Bundeskriminalamts im Jahr 2014 
mit 602 Personen (inkJusive DienstzUleilungen) deutlich höher war als 
der Sollstand (51 8), fehlten im September 2014 vor allem noch beim 
Cybercrime-Compelcnce-Ccmer (C4) (23 der vorgesehenen Arbeits­
plätze) und für die Schengen-Erweiterung (zehn der vorgesehenen 
Arbeitsplätze) rd. 55 % bzw. rd. 27 % des vom Bundeskriminalamt für 
erforderlich gehaltenen Personals (siehe auch TZ 1 1 ). 

9 Diese Zahl umfasst die unmiuclbar beim Bundeskrimina13n11 einzurichtenden Arbeir.s­

plätze. [kr Organisationsplan basierte in einigen Aufgabenhcrcic!Jcn auf zusälZlichen. 

fiX eingeplanten DienslZulcilungen {bis zur Organbations:indcrung Obscrvalion. aktu­

ell insbesondere,' Verdeckte Erlllilllcrl. dazu erfordcne dir Einrichtung von Sonderkom­

missionen regelmäßig Aurstotkungen durch weitere Di(,Il\lzulrilullgen. 
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7.Z Der RH kritisierte, dass das Bundesk.riminalamt über keine Personal­
Kennzahlen (Belastungskennzahlen) verfügte. Dadurch war nicht fest­
stellbar, ob dem BundeskriminalamI für die Aufgabenerftillung zuviel, 
zuwenig oder ausreichend Personal zur Verfügung stand. Er empfahl 
dem Bundeskriminalamt daher, Belastungs-Kennzahlen für die Per­
sonalbemessung und -verteilung zu entwickeln und auf dieser Basis 
- unter Bedachtnahme auf die strategischen Schwerpunktsetzungen 
und Kernaufgaben - die Organisation zu evaluieren und Personalres­
sourcen zuzuteilen. 

Der RH hielt weiters kritisch fest, dass die 201 3  vorgenommene Orga­
ni ationsentwicklung des Bundeskriminalamts und die Einrichtung 
der dafür erforderlichen Planstellen im Personalplan des Bundes nicht 
abgestimmt erfolgte. Das BMI bzw. das Bundeskriminalamt halten auch 
nicht evaluiert, inwieweit die neuen strategischen Aufgaben durch 
Umschichtungen innerhalb des Bundeskriminalamts mit den gesetz­
lich festgelegten Planstellen erfüllt werden können. Das Bundeskri­
minalanu konnte daher Kernelemente der Umstrukturierung, nämlich 
den Aufbau des Cybercrime-Competence-Centers (C4) und die Auf­
stockung des Sirene-Büros im Rahmen der Schengen-Erweiterung, 
nicht wie geplant umsetzen. 

Der RH empfahl dem BMI, bei künftigen Organisationsänderungen 
bzw. -entwicklungen zeitgerecht durch Umschichtungen die für die 
Erfüllung der strategischen Aufgaben erforderlichen Planstellen und 
das entsprechende Personal bereitzustellen. Weiters sollte im Sinne 
der Transparenz sichergestellt werden, dass die Sollstände im Perso­
nalplan des Bundes mit den internen Organisationsplänen des BMI 
übereinstimmen. 

7.3 Laul Stellullgnahme des BMI sei jiir die Gesamtheit der im B,mdes­

kriminalamt zu ve"ichtellden, sehr u llierschiedlichel/ TätigkeileIl die 

Elltwieklullg eiller (orgalli aliollsiibergreiJelld a llwelldbarell) Belas­

tU llgskellllZaltl grundsätzlich lIicltl möglich. SoJen, es sieh um eillzeille 

Orgallisaiiollsbereiche mil .. vergleicl,barell Massendelikren" halIdie, wie 

z.B. im Sillgle Point oJ COlllacl (SPOC! sowie ill TeileIl der Abtei­

lU lIgen 2 ulld 6, I/Ierde die EmpJelrlulIg des RH elltsprechelld 'IInge­

selzl. 

Weilers leilte das BMI mil, dass es stets bemüht sei, a llstel,ende 

Umschicl,tungell durch zeilgerechlell Eirtsatz VOll slrategischem Per­

so'1o1 rasch '/lid effizielli abzuwiekeill. Die dabei alle'l/all erforder­

lichell PlalislellelilrallsJers würdell im Zusammellwirkell mit dem BKA 

dllrcl'gejiiltrt. Die Sollställde im Persollalplall des BUlldes I/Iürdell zu 
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III-204 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 3 (gescanntes Original)4 von 100

www.parlament.gv.at



R 

H 
Personal 

Dienstzuteilungen 

Bundeskriminalamt 

den jeweiligen Allpasswlgsmöglicllkei/cn dcn geändcr/cli Orgallisa/i-

01' plällCIl allgeglicllcll. 

7.4 Der RH entgegnete, dass es möglich sein müsse, für alle Aufgabenbe­
reiche des Bundeskriminalamts Grundlagen für den jeweiligen Perso­
nalbedarf in Fornl von (BelastungslKennzahlen zu schaffen. Dabei sei 
eS nicht unbedingt erforderlich, eine .einheitliche· organisationsüber­
greifende Bclastungskennzahl zu entwickeln. Das Kennzahlensystem 
sollte aber unter Bedachtnahme auf die strategischen Schwerpunkt­
setzungen und zugeteilten Aufgaben sowie unabhängig von historisch 
gewachsenen Strukturen objektive Grundlagen fLir die Personalbemes­
sung und -veneilung bereitstellen. 

Weiters hielt der RH nochmals fest, dass der Personalplan 201 5 trotz 
der bereits im Juni 201 3  erzielten Einigung zwischen BMI und BKA 
über den neuen Organisationsplan noch einen deutlich niedrigeren 
Sollstand des Bundeskriminalamts auswies und gerade in strategisch 
wichtigen Aufgabenbereichen deutliche Fehlstände bestanden. 

8.1 In einigen Aufgabenbereichen deckte das Bundeskriminalamt den per­
sonellen Bedarf planmäßig durch Dienstzuteilungen ab. Diese verur­
sachen wegen der dafLir zustehenden Abgeltungen Mehrkosten. Ins­
gesamt entwickelte sich der Anteil der dienstzugeteilten Bediensteten 
am Gesamtpersonalstand des Bundeskriminalamts wie folgt: 

Abbildung 2: Anteil der dienstzugeteilten Bediensteten am Gesamtper onalstand de 

"'-
.!O 

BundeskriminaJamts 
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Quellen: Grunddaten SMI und Bundeskriminalamt. Berechnung und Darstellung RH 
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Ocr Anteil der dienstzugeteilten Bediensteten am Gesamtpersonalstand 
des Bundeskriminalamts ging seit I .  Jänner 2010 von über 30 'Ib auf 
rd. 1 8 'Ib deutlich zurück. Im dargestellten Zeitraum gab das Bundes­
kriminalamt einige Organisationseinheitcn mit teilweise hohem Anteil 
dienstzugeteilter Bediensteter ab. So wurde die zuvor beim Bundeskri­
minalamt eingerichtete Sondereinheit für Observation mit I. Juni 2010 
unmittelbar dem Generaldirektor ftir die öffentliche Sicherheit unter­
stellt, im Jahr 201 3 übernahm das .Einsatzkommando Cobra/Direktion 
ftir Sondereinheiten" vom Bundeskriminalamt die kriminalpolizeiliche 
Ob ervation und den Entschärfungsdiensl. Der Entminungsdienst wurde 
dem BMLVS übenragen. 

In nachstehenden Tabellen ist die Entwicklung der Anzahl der zum 
Bundeskriminalamt dienstzugeteilten Bediensteten (getrennt nach mitt­
lerweile abgegebenen und verbliebenen Aufgabenbereichenl sowie 
der Ausgaben des Bundeskriminalamts für Dienstzuteilungsgebühren 
dargestellt: 

Tabelle 5: Anzahl der Dienstzuteilungen zum Bundeskriminalamt 

1.1.2010 1.1.2011 1.1.2012 1,1,2013 1.1,2014 1.7.2014 

in VBÄ 

Bundeskriminalamt gesamt 190,0 208,8 189,5 186,5 110,0 109,0 

davon noch bestehende 
86,0 115,8 95,0 97,0 110,0 109,0 Aufgabenbereiche 

Ouellen: Grunddaten Bundeskriminalamt. Auswertung RH 

Während somit die Anzahl der Dienstzuteilungen zum Bundeskrimi­
nalamt insgesa mt um rd. 57 'Ib zurückgi ng, stieg die Anzahl in den 
- nach Übertragung zuteilungsintensiver Aufgabenbereiche an andere 
Organisationseinheiten - beim Bundeskriminalamt verbliebenen Auf­
gabenbereichen um rd. 27  'Ib an. 

Tabelle 6: Ausgaben des Bundeskriminalamts für Dienstzuteilungsgebühren 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 Veränderu ng 
2009-2014 

in EUR in '10 

Zuteilungsgebühren 685.895 720.549 888.840 652.650 624.160 376.243 - 45 

Quelle: HIS (Haushaltsinformationssystem des Bundes) 

202 

Die Ausgaben ftir Dienstzuteilungsgebühren gingen im dargestellten 
Zeitraum um rd. 45 'Ib zurück. 

Bund 2015/14 
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8.2 Der RH hat anHisslich seiner Gebarungsüberprüfung beim BMI .. Per­
sonaleinsatz und Dienstzuteilungen bei der Polizei" 10 das Ausmaß der 
DienstzuteilungeIl von Exekutivbeamten zur Zentralstelle kritisiert. Er 
stellte nunmehr fest, dass der Anteil der diel1stzugeteilten Bediensteten 
am Gesamtpersonalstand des Bundeskriminalamts seit I. Jänner 2010 
von über 30 'lb auf rd. 18 'lb deutlich zurückging. Grund dafür war 
allerdings keine grundlegende Änderung der Zuteilungspraxis, sondern 
dass das BMI dienstzuteilungsintensive Aufgabenbereiche an andere 
Organisationseinheiten übertrug. Er kritisierte, dass bei den bestehen­
den Aufgabenbereichen des Bundeskriminalamts im gleichen Zeitraum 
ein deutlicher Anstieg (27 'lb) zu verzeichnen war. Der RH verwies auf 
seine Empfehlungen zur Reduktion der DiensLZuteilungen in der fol­
genden TZ. 

9.1 Die Anzahl der dem Bundeskriminalamt dienstzugeteilten Bedienste­
ten getrennt nach deren Verwendung (Aufgabenbereich) stellte sich 
wie folgt dar: 

Tabelle 7: Anzahl der Dienstzuteitungen zum Bundeskriminalamt nach Verwendung 

1.1.2010 1.1.2011 1.1.2012 1.1.2013 1.1.2014 1.7.2014 

in VBÄ 

Sondereinheit für Observation 10 

Observationsgruppen B9 88 90.5 89,5 

Entschärfun3s- und 
Entminungs ienst 5 5 4 

Sonderkommissionen 28 52.8 52 49 52 53 

Verdeckte Ermittler 24 22 24 22 20 23 

Entsendung EUROPOl 5 4 5 5 5 4 

Sonstige Verwendung 29 37 14 21 33 29 

Quellen: Grunddaten Bundeskriminalamt, Auswertung RH 

Bund 2015/14 

Der RH errechnete die durchschnittliche Dienstzuteilungsdauer zu den 
angeführten Stichtagen (in Jahren) wie folgt (ohne Darstellung der 
abgegebenen Aufgabenbereiche): 

'0 Beriehl dö RH. Reihe Bund 2013/6. Tl 26 
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Abbildung 3 :  DurchschnitUiche Dauer der Dienstzuteilungen nach Verwendung 

9 8.21 8.31 8 7.88 7.18 7 6 
c 5 4.66 4.73 � 
.c 4.08 ""-3.26 � � 3.86 
.: 4 3.39 3 2.40 2.83 2.04 2.82 2 1.72 1.36 1.61 1.88 1.43 1,51 1.08 l.l0 0 1. Jänner Z010 1. Jänner 2011 1. Jänner 2012 1. Jänner 2013 1. Jänner 2014 1. Juli 2014 

- BK insgesamt - Sonderkommissionen _ Verdeckte Ermittler - Sonstige 

QueUen: Grunddaten 8undeskriminalamt. Be,echnur'l9 und Darstellung RH 
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Die durchschnittliche Dauer der Dienstzuteilungen beim Bundeskri­
minalamt insgesamt ging seit 2010 von 4,08 auf ),39 Jahre zurück. 
Der Rückgang der durchschnittlichen Zuteilungsdauer zwischen 201 3 
und 201 4 war wiederum auf den Wegfall der Observation zurückzu­
führen. In diesem Bereich war die durchschnittl iche Zuteilungsdauer 
zum Stichtag I. Jänner 201 3 bei mehr als sechs Jahren gelegen. 

Bei zwei der verdeckten Ermittler dauerte die Dienstzuteilung bereits 
zwischen 25 und 30 Jahren, bei drei weiteren zwischen zehn und 
20 Jahren. Der Anstieg der Dienstzuteilungen in sonstigen Verwen­
dungen von 201 )  auf 2014 erfolgte insbesondere rur das neu einge­
richtete Cybercrime-Competence-Celller sowie in der Abteilung Wirt­
scha ftskriminalität. 

Zu den Sonderkommissionen des Bundeskriminalamts waren kon­
stall! knapp über 50 Bedienstete dienstzugeteilt, die durchschnittliche 
Dauer der Dienstzuteilungen stieg seit 201 1 von rd. 1 ,5 Jahren auf 
rd. 2,8 Jahre an. 

Die Reisegebührenvorschrift (RGV) beschränkte den Anspruch auf 
ZUleilungsgebühren grundsätzlich auf 1 80 Tage. Eine Ausnahmere­
gelung bestand für Dienstbereiche, in denen eine längerdauernde 

Bund 2015/14 
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Dienstzuteilung in der Natur des Dienstes lag. Don blieb der Anspruch 
während der gesamten Dauer der Dienstzuteilung gewahrt. Das BMI 
best immte als solche Dienstbereiche u.a. die Sondereinheit für Obser­
vaLion, die Observationsgruppen, die Verdeckte Ermittlung und jeweils 
einzelfallbezogen die Sonderkommissionen des Bundeskriminalamts. 
Diejährlichen Zuteilungsgebühren flir Bedienstete mit entsprechendem 
Anspruch betrugen mindestens 7.550 EUR. 

9.Z Der RH hielt kritisch fest, dass Dienstzutcilungen zum Bundeskri­
minalamt im Wesentlichen nichl zur Abdeckung eines kurzfristigen 
Bedarf, sondern mittel- bis langfristig mit einer durchschnitUichen 
Dauer von rd. 3,4 Jahren (Stand Juli 201 4) erfolgten. Für die Dienst­
zugeteilten bestand aufgrund einer Ausnahmebest immung der RGV in 
der Regel Anspruch auf Zuteilungsgebühr über eine Zuteilungsdauer 
von 180 Tagen hinaus, was jährliche Mehrkosten flir einen betrof­
fenen Bediensteten in Höhe von mindestens 7.550 EUR ( insgesamt 
über 600.000 EUR pro Jahr) verursachte. 

Der RH empfahl dem BMI nach dauerhafter personeller Stärkung der 
Wirtschaftskompetenz des Bundeskriminalamts, die Anzahl der Dienst­
zuteilungen für Sonderkommissionen zu reduzieren (siehe auch TZ 1 6  
und 1 7). 

Der RH krit isierte weiters die lange Dauer der Zuteilungen im Bereich 
der Verdeckten Ermittlung mit durchschnit1lich zwischen rund sieben 
und acht Jahren, in Einzelfallen bis zu fast 30 Jahre. Er empfahl dem 
BMI, im Bereich der Verdeckten Ermittlung verstärkt Bedienstete zum 
Bundeskriminalamt zu versetzen, anstatt langjährige (bis zu 30 Jahre 
dauernde) Diensrzuteilungen aufrecht zu erhalten. 

9.3 Lallt StellulIgllal,me des BM/würdell sämtliche Diellstzuteil,lllgel/ flor 

dere/l Verfügul/g selbstllerstiilldliell auf deren diel/stliche Nonuendig­

keit geprüft. Eine Dienstzuteilullg stelre lIiclrt ullbedil/gt im Wider­

spruclr zu eiller Stärkullg der Wirtscllaftskompetellz des Bt/lldeskri­

millolonllS. Das BMI I)erfolge aber laufend das Ziel, Angelrörige der 

jeweilig eil SOllderkommissiollen dallerlJaft dem Persollalstand des Burr­

deskrimillolalllts zuzuftUrrell. 

Das BMl lllies weiters darauf Ilill, dass es E2b-Bedie.tstete gn/lldsätz­

lich ma.rimal zelrll Ja Ir re als verdeckte ErmittIer ZtlIJI BUlldeskrimi­

nlliomt diel1stzuteile. fillematiolloiell Gepflogenlreiten elltspreclre es 

aber auelr, in begründeten Eillzelflillell Ausllalrmell Ztl maclrell; derzeit 

seieIl vier E2b-Beamte lällger als zdlll Jahre bc;m Büro für Verdeckte 

Enrlinltlllg diellstzugeteilt, wobei ledigJielr zwei Bedienstete AJ/sprtlel. 

auf ZlIIeilt/llgsgebiilrr Irällell. 
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Die hlOlIspruellllalrme über einen längereIl leitrallIII als zelrll Jalrre 

begrüllde siell dadllrclr, dass die Bekälllpfullg der orgmlisienell ulld 

sclrwerell Krilllillalität allclr ExperteIl lIIit lallwälrriger Erjalrrullg ill 

der qualifizierteIl Fülrrung sowie illl professiollellell Rekrutierell 1/011 

Vertrauellspersollell erjordere. Die Rekrutierullg älterer Bediellsteter 

als "erdeckte Enllirtler sei ober IIalrezu ulllllöglicir. 

Eille Rückfülrrullg (aus persöll/iel,ell oder farlr/iellell Grülldell oder 

aufgrulld 1'011 Gefii /r rduIIgslllolllelllellj "0" "ersetzteIl E2b-Bedicllste­

tell ill deli reguläreIl Polizeidiel1st sei illl VenvalltlllgsIJerjalrrell kaulII 

du rclrsetzba r. 

9.4 Der RH entgegnete, dass aus seiner Sicht Exekutivbedienstete grund­
sätzlich nur rur begrenzte Dauer als verdeckte Ermittler eingesetzt 
werden sollten, um einerseits das Risiko der Entdeckung zu verrin­
gern und andererseits nicht den Bezug zum regulären Polizeidienst zu 
verlieren. Jedenralls sollten Bedienstete anstaLl langjähriger Dienstzu­
teilung verstärkt zum Bundeskriminalamt versetzt werden. Wenn die 
Voraussetzungen fiir den Einsatz im Bereich der verdeckten ErmiLl­
lung nicht mehr gegeben sind, sollte eine Rückfiihrung in den regu­
lären Polizeibetrieb auch dienstrechtlich durchsetzbar sein. 

10.1 Da Bundeskriminalamt beschärtigte zur Zeit der Gebarungsüber­
prürung zehn Mitarbeiter, die in Form eines sogenannten Payrolling 
(Arbeitsleihvenrägc) über ein Personalbereitstellungsunternehmen zur 
Verfügung gestellt wurden. Damit deckte es den Bedarr ab. wo dies 
wegen rehlender Planstellen aur regulärem Weg nicht möglich war, 
bspw. - in eingeschränktem Ausmaß - rur das neue Cybercrime-Com­
petence-Center. 

Grundlage bildete eine vom BMI mit einem Personalbereitsteller abge­
schlossene Rahmenvereinbarung zur Personalbereitstellung in Form 
eines Payrolling ohne Recruiting. Die Dienststellen des BMI wählten die 
Payroll-Mitarbeiter aus, ordneten sie analog den eigenen Bediensteten 
einer Entlohnungsgruppe und -sture zu und meldeten sie beim Perso­
nalbereitsteIler an. Dieser übernahm die Dienstgeberfunktion, Adminis­
tration und Personalverrechnung samt Gehaltsauszahlung. 

Der Personalbereitsteller verrechnete dem BMI die Bruttogehälter mit 
einem Aurschlagsraktor von rd. 55 qo (mit geringen Unterschieden 
nach Entlohnungsgruppe) und der Mehrwensteuer in Höhe von 20 qo 
weiter. Der Aurschlag halle die Dienstgeberabgaben und Sonderzah­
lungen abzudecken. Die Verrechnung der Ausgaben erfolgte als Sach­
und nicht als Personalaufwand. Die Au gaben des Bundeskriminalamts 

Bund �015f14 
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Personalfehlstände 
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Bundeskriminalamt 

für ihre Payroll-Mitarbeiter betrugen monatlich rd. 40.000 EUR ", die 
Mehrkosten für das BMI gegenüber einer Anstellung vergleichbarer 
Vertragsbediensteter rd. 9.800 EUR, waS rund einem Drittel entspricht. 

Der RH hat anlässlich der GebarungsüberprüFung .Justizbetreuungs­
agentur· (Reihe Bund 201 4/7) Festgestellt, dass durch derartige Per­
onalbereitstellungsmodelle über Dritte der Personalplan des Bundes 

seine Steuerungsfunktion verliert und die Transparenz hinsichtlich des 
Personalaufwands verringert wird. 

10.2 Vor dem Hintergrund seiner Feststellung, dass durch derartige Per­
sonalbereitstellungsmodelle über Dritte der Personalplan des Bundes 
seine Steuerungsfunktion verliert und die Transparenz hinsichtlich 
des Personalaufwands verringert wird, kritisierte der RH, dass das 
BMI Bedienstete - beim Bundeskriminalamt zur Zeit der Gebarungs­
überprüFung zehn Mitarbeiter - im Wege eines Personalbereitstellers 
anstellte. Durch die finanziellen Aufschläge des Personalbereitstellers 
( 1 2  %) und die Umsatzsteuer entstanden dem BMI um rund ein Drit­
tel höhere Ausgaben als für gleichwertige eigene Bedienstete. Weiters 
erFolgte damit eine Verschiebung vom Personal- zum Sachaufwand, 
was die Transparenz des PersonalauFwands verringerte. 

Der RH empfahl dem BMI, bei dauerhaftem BedarF Mitarbeiter selbst 
anzustellen und nicht im Wege eines Arbeitsleihvertrags über ein Per­
sona I berei tste 11 u ngsu n terneh men. 

10.3 Das BMI sagte zu, die EmpJehlullg weitgehelld umzuselZen, soJenr 

dies plallstelIelllechllisch u"d bezogeIl auJ die eiforderlicl!l� spezifische 

Arbeilsleistullg möglicl, sei. 

11.1 Wie der RH in TZ 7 dargestellt hat, wies das Bundeskriminalamt durch 
den nicht auF den gesetzlich genehmigten Personalplan abgestimmten 
Organisationsplan und nicht vorgenommene Um chiehrungen inner­
halb des Ressorts in strategischen Schwerpunkt- und Kernaurgaben­
bereichen gegenüber dem Organisat ionsplan hohe personelle Fehl­
stände (Abweichungen Soll gemäß Organisationsplan zu Ist) auf. 

In nachstehender Tabelle sind die zum I. September 201 4 bestehenden 
Fehlstände gegenüber dem Organisationsplan, auFgeschlüsselt nach 
Abteilungen des Bundeskriminalamts, dargestellt. Neben den nicht 
genehmigten Planstellen waren darur unbesetzte Planstellen sowie 

11 Abrrchnung August 2014. G�mlbctrag fur das BMI rd. 147.000 EUR 
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sonstige Gründe (insbesondere Entsendungen in das Ausland, Dienst­
zuteilungen und Karenzierungen) verantwortlich: 

Tabelle 8: Fehlstände gegenüber Organisationsplan 

keine Planstelle sonstige Fehlstand 
Soll gemäß 

Planstelle unbesetzt Gründe insgesamt 
Organisations- Fehlstand 

Abteilung plan 

Anzahl in'%. 

Direktion und Abteilung 1 

Kriminalstrategie und 
Zentrale Administration 

1 5 3 9 85 10,6 

Abteilung 2 

Internationale 11 6 7 24 88 27.3 
Polizeikooperation 

davon Büro 2.3 (Sirene) 10 3 1 14 44 31.B 

Abteilung 3 

Ermittlungen, Organisierte 7 7 89 7,9 
und Allgemeine Kriminalität 

Abteilung 4 

Kriminalanalyse 1 2 3 33 9,1 

Abteilung 5 

K rimina Ipoli zeiliche 23 5 1 29 90 32,2 
Assistenzdienste 

davon Büro 5.2 
23 3 1 27 49 55,1 

(Cybercrime) 

Abteilung 6 

Forensik und Technik 4 1 5 125 4,0 

Abteilung 7 

Wirtscha ftskrimi nali tät 5 4 9 65 13,8 

QueUen: Grunddaten 8undeskriminalamt. Darstellung und Berechnung RH 

208 

Beim Cybercrime-Competence-Center und bei der Abteilung 7 (Wirt-
schaftskriminalität) milderte das BMl die Auswirkungen der Fehlstände 
im Wesentlichen durch Dienstzuteilungen (zum Stichtag I. Septem-
ber 20 14  acht bzw. sechs Bedienstete) ab. 

Der Abteilung 2 (Internationale Polizei kooperation und Fahndung) 
bzw. dem Sirene-Büro waren keine Bediensteten zugeteilt, die Fehl­
stände daher voll wirksam. Der Gesamtbestand an Ausschreibungen 
im Schcngener-lnformationssystem hatte sich demgegenüber zwischen 
2009 und 2014 von rd. 28 Mio. auf rd. 55 Mio. Datensätze nahezu 
verdoppelt. 

Bund 2015/14 
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Dienstzeitregelung 
und Abgeltung 
Mehrleistungen 

Bund 2015/14 

Bundeskriminalamt 

1 1.2 Der RH luitisiene, dass das Bundeskriminalamt durch den nicht auf den 
gesetzlich genehmigten Personal plan abgestimmten Organisationsplan 
und nicht vorgenommene Umschichtungen innerhalb des Ressorts in 
strategischen Schwerpunkt- und Kernaufgabenbereichen gegenüber 
dem Organisationsplan hohe personelle Fehlstände (Abweichungen 
Soll gemäß Organisationsplan zu Ist) aufwies. Bei der Bekämpfung 
der Cyberkriminalität betrugen diese rd. 55 %, bei der Wirtschaftskri­
minalität rd. 14 % und im Bereich der internationalen Aufgabenerfül­
lung rd. 27 %. 

Der RH wiederholte seine unter TZ 7 an das BMI gerichtete Empfehlung, 
bei künftigen Organisationsänderungen bzw. -entwicklungen zeitge­
recht durch Umschichtungen die für die Erfüllung der strategischen 
Aufgaben erforderlichen Planstellen und das entsprechende Personal 
bereitzustellen. 

11.3 Laut Stel/w/g'lOhme des BMI werde es aus dell val/besetz/eil Bereiel/ell 

ullter Berocksici/tigullg der strategischen Sel/werpullkte im BU'ldeskri­

millalamt lIach Mögliel/keit umschichten. 

12.1 Das Bundeskriminalamt stellte beginnend mit I .  Oktober 201 J die 
Dienstzeitregelung aller Mitarbeiter - mit Ausnahme der verdeckten 
ErmitUer - schrittweise vom Wechseldienstplan bzw. Jahresarbeits­
zeitmodell auf einen Gleitzeitdienstplan um. Die Bediensteten erfassten 
die Dienstzeit mit Hilfe des elektronischen Zeiterfassungssystems ESSJ2 

im Rahmen des Personalverrechnungssystems PM-SM. Für die Abtei­
lungen 2, J und 7, in denen überwiegend Exekutivbedienstete tätig 
waren, galt die Regelung ab I. Jänner 2014 vorerst in einem auf min­
destens sechs Monate angelegten Probebetrieb, der in zwei Schrirten 
evaluien und gegebenenfalls adaptiert werden sollte. Eine erste Eva­
luierung fand im Mai 2014 statt, die zweite war zum Ende der Geba­
rungsüberprüfung des RH noch offen. Im Rahmen der ersten Evaluie­
rung wurden erkannte Probleme bei der Anwendung des ESS im Detail 
besprochen und gegebenenfalls Lösungsvorschläge erarbeitet. 

Die Abrechnung geleisteter Überstunden nahm das Bundeskriminal­
amt allerdings nicht - wie gesetzlich vorgesehen J) und im ESS auto­
mationsunterstützt hinterlegt - quartalsweise, sondern monatlich in 
Form einer _Akontierung- vor. Dies verursachte dem Bundeskriminal­
amt höheren Bearbeirungsaufwand. 

12 Employee $elf Service - SclDslbcdienungsfunktion für Bcsch3f1igte 

IJ § 16 Ab>. 6 GehG bzw. 49 Ab� ) BOG 
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Die Ausgaben des Bundeskriminalamts für Überstunden stellten sich 
wie folgt dar: 

Tabelle 9: Ausgaben für Überstunden 

2009 2010 2011 2012 

in Mio. EUR 

Überstundenvergütungenl 4,88 4,90 4,29 3,47 

2013 2014 

3,23 2,83 

Veränderung 
2009-2014 

in '10 

- 42 

einschließlich Sonn- und Feiertagsvergütungen sowie pauschalierten Überstundenvergütungen 

Quelle: Haushaltsinformationssystem {jes Bundes 

Anzahlmäßig entwickelten sich die bezahlten Überstunden (in 
Controllingpunkten) 1 4 von 2009 bis 201 3 wie folgt: 

Tabelle 10: Entwicklung der bezahlten Überstunden 

2009 2010 2011 2012 

in Controlling punkten 

2013 Veränderung 
2009-2013 

in '10 

Bundeskriminalamt insgesamt 327.974 318.207 266.823 224.774 181.851 - 45 

davon 63.225 59.965 31.533 28.567 26.091 
Abteilung 31 

- 59 

Abteilung SZ 169.833 148.328 137.127 111.836 75.883 - 55 

Sonderkommissionen 29.583 41.768 41.360 32.769 29.866 + 1 

Sonstige 65.334 68.146 56.203 51.602 50.011 - 23 

Ermittlung, Organisierte und Allgemeine Kriminalität 
1 Kriminalpolizeiliche Assistenzdienste 

Quellen: Daten Bundeskriminalamt. Berechnung RH 

210 

Überstunden fIelen überwiegend in der Abteilung 5 (Kriminalpolizei­
liehe Assistenzdienste) - insbesondere für Observation und Verdeckte 
Ermittlung - sowie in den operativ tätigen Abteilungen 3 (Ermitt­
lungen, Organisiene und Allgemeine Kriminalität) und 7 (Winschafts­
kriminalität) - insbesondere bei Sonderkommissionen - an. Insge­
samt reduziene das ßundeskriminalamt zwischen 2009 und 201 3 
die bezahlten Überstundenleistungen um rd. 45  'lb von 327.974 auf 
rd. 1 8 1 .85 1  Controllingpunkte, wobei der Rückgang teilweise auf die 
Verlagerung überstunden intensiver Aufgabengebiete (insbesondere 
Observation) aus dem Bundeskriminalamt zurückzuführen war. Die 
Ausgaben für Überstunden lagen 2009 bei 1 8,3 'lb der Gesamtbezüge 
der Bediensteten, im Jahr 2014 nur noch bei 1 1 ,3 'lb. 

14 Eine Wcrklag-Tag-Übcrstundc cnlsprichl 1,5 Punkl<,n. einc Wcrklag-Nacht- blW. eine 
Sonll-{feicrtag-Übcrstundc bis zur 8. Stunde 2 Punltcll und eine Sonn/Fciertag­
Ubcrstunde ab der 9. Stunde) Punkten. 

Bund 2015/14  
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Bundeskriminalamt 

Eine Evaluierung der Notwendigkeit der Überstunden nahm das Bun­
deskriminalamt nicht vor. 

12.2 Der RH beurteilte die Umstellung der Dienstzeitregelung beim Bun­
deskriminalamt auf ein einheitliches Gleitzeitmodell als zweckmä­
ßig. Er stellte fest, dass das Bundeskriminalamt zwi ehen 2009 und 
201 3 das Ausmaß bezahlter Überstunden um rd. 45 Cl\) reduzierte. 
Er wies jedoch kritisch darauf hin, dass die Ausgaben für Überstun­
den al lerdings mit 2,83 Mio. EUR bzw. 1 1 ,3 Cl\) der Gesamtbezüge der 
Bediensteten weiterhin hoch waren. Weiters kritisierte der RH, dass da 
Bundeskriminalamt die Notwendigkeit der Überstunden nicht evalu­
iene. Der RH empfahl dem Bundeskriminalamt, die Notwendigkeit der 
Überstundenleistungen im Hinblick auf eine weitere Reduzierung der 
Ausgaben zu evaluieren. 

Der RH kritisiene, dass das Bundeskriminalamt Überstundenabrech­
nungen nicht wie gesetzlich vorgesehen quanalsweise und aUloma­
tionsulllerstützt im elektronischen Zeiterfassungssystem, sondern 
monatlich als Akomierung vornahm. Dadurch entstand vermeidbarer 
BearbeitungsauFwand. Der RH empfahl dem Bundeskriminalamt, nach 
Überleitung des im Probebetrieb stehenden Gleitzeitmodells in den 
Dauerbetrieb, die monatliche Akomierung von Mehrleistungen ein­
zustellen und die Abrechnung ausschließlich quartalswei e im elek­
tronischen Zeiterfassungssystem abzuwickeln. 

12.3 Das BMI hielt ill seiller StellulIgllahme fest, dass das BUlldeskrimillal­

amt ill deli JahreIl 2011 bis 2014 durch eil/ precl.ellde COlllrollillg­

maßllahmCI' die ,'orgegebellell Eillsparullgszide im Bereich der Mehr­

diellstieistullgell immer eillgehal/ell habe. Selbstllerställdlicl. werde 

auch ;,. Zukullft im RahmeIl der Gcsam/-Übers/ulldcllkolltillgclI/e 

bzw. auch der jeweiligeIl Ab/eilulIgs-Übers/ulldellkolltillgell/e durclr 

ell/spreclrellde begleitellde COlllrollillgmaßllahmell dir Eilllraltullg der 

VorgabeIl allge /reb/ werdell. 

Der Empfelrlullg beziiglirl. der quarwlswcisclI Abrerllllllllg 1'011 Mehr­

diellstieis/ullgell im dektrolliscl.ell Zei/erjassullgssys/em lI'erde lIach­

gekommell. 

12.4 Der RH entgegnete, das das Bundeskrirninalamt zwar die vom BMI vor­
gegebenen Überstundenkontingente einhielt, seine Empfehlung aller­
dings darauf gerichtet war, das Ausmaß der Überstunden insgesamt 
auf dessen Notwendigkeit zu evaluieren. 
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13.1 Im überprüften Zeitraum reduzierte das Bundeskriminalamt die Gesamt­
zahl der Joumaldienste durch die Eingliederung bestehender JournaI­
dienste in den im Probebetrieb stehenden Single Point ofContact-neu. 
Mit Juli 201 4  versahen beim Bundeskriminalamt regelmäßig insge­
samt 23  Bedienstete Journaldienst und 1 3  Bedienstete Rulbereitschafl. 
Zusätzlich zum zentralen Single Point of Contatt war insbesondere 
bei der verdeckten Ermittlung sowie in den unterstützenden Bereichen 
Erkennungsdienst und Kriminaltechnik mit zusammen zwölf Bediens­
teten eine hohe Anzahl an Journaldiensten eingerichtet. 

Die Anzahl der Journaldienst- und Bereitschaft stunden entwickelte 
sich von 2009 bis 201 3 wie folgt; 

Abbildung 4: Entwicklung der Journa.ldienst- und Rufbereitschaftsstunden 

400.000 

350.000 ]20.860 
300.000 

c: 250.000 " -0 c: 
200.000 ::> � VI 

.!: 150.000 

100.000 

50.000 

0 
2009 2010 2011 2012 2013 

• Journaldienststunden • Rufbereit5chaft5stunden 

QueUen: Grunddaten Bundeskriminalamt. Berechnung und Darstel lung RH 

212 

Zwischen 2009 und 201 3  senkte das Bundeskriminalamt die Journal­
dienst- und Rulbereitschaftsstunden um rd. 22 'lb bzw. rd. 52 'lb deut­
lich. 

Bund 2015/14 
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Die Ausgaben des Bundeskriminalamts für Journaldienste und Rulbe­
reitschaften stellten sich wie folgt dar: 

Tabelle 1 1 :  Ausgaben des Bundeskriminalamts für Journaldienste und Rufbereitschaften 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 Veränderung 
2009-2014 

in Mio. EUR in OfQ 

Jouma Ldien. tzu Lage n 1,90 1,87 1,84 1,76 1,71 1,52 - 20 

in EUR 

Bereitschafts- 430.027 402.440 381.840 372.618 267.694 99.810 - 77 
entschädigungen 

QueUe: Haushaltsinformationssystem des Bundes 

Projekttätigkeit des 
Bundeskrimi nalamts 

Bund 2 01 5/14 

Die Ausgaben des Bundeskriminalamts für Journaldienstzulagen gin­
gen im dargestellten Zeitraum um 20 %,jene fur Bereitschaftsentschä­
digungen um 77 % zurück. 

13.2 Der RH stellte positiv fest, dass das Bundeskriminalamt die Journal­
dienst- und Rulbereitschaftsstunden zwischen 2009 und 20D deutlich 
reduzierte. Allerdings war die Anzahl der Journaldienste mit regelmä­
ßig 23 Bediensteten immer noch hoch. 

Im Hinblick auf mögliche Einsparungen zugunsten der Besetzung von 
offenen Planstellen empfahl der RH dem Bundeskriminalamt, die beste­
henden Journaldienste im Zuge der vollständigen Umsetzung des Sin­
gle Point ofContact-neu zu evaluieren. Dabei sollte auch geprüft wer­
den, inwieweit Journaldienste im Bereich der Verdeckten Ermittlung 
sowie in den unterstützenden Bereichen teilweise durch Rufbereit­
schaften ersetzt werden können. 

13.3 Laut StellU/,gllalrme des BMI sei geplallt, im Rahmen eines im Bundes­

kriminalamt breit a,ljgestell/ell (alle AbteilungeIl umJasselldellj Projekts 

urrler e.rtm,er Begiei/ullg eille eil/sprechende Evaluierullg der Meldes/el­

len, Joumaldienste "lid Rujbereitsc/lOjtsregelulIgen vorzunel,men. 

14.1 ( I )  Das Projektmanagement und -controlling war seit Juli 2010 unmit­
telbar beim Leiter der Abteilung I (Kriminalstrategie und zentrale 
Administration) im Bundeskriminalamt angesiedelt. Zur Zeit der Geba­
rungsüberprüfung legte das Bundeskriminalamt ein Projektportfo l io 
mit Stand zweites Quartal 201 4 mit insgesamt 46 nationalen und 
internationalen Projekten (28 nationale, 18 internationale) vor. Bei 
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1 7  Projekten hatte das Bundeskriminalamt selbst den Vorsitz.' 5 Die 
(Ko-}Finanzierung der intcrnationalen Projekte errolgte durch die EU­
Kommission im Wesentlichen im Rahmen des Programms .. Prevention 
or and Fight against Crime ( ISEC}". 

Das Bundeskriminalamt halle erstmals rur 201 3/ 1 4  Generalziele und 
Top 1 2  strategische Schwerpunkte des Bundeskriminalamts dennien 
(siehe TZ 4) und unter anderem beim Punkt .. Personal, Methoden und 
Prozesse" die Initiierung intcrnationaler Projektplattrormen vorgese­
hen. Die Durchführung von vor allem internationalen Projekten war 
auch in der Strategie des BMI restgelegt. 

(2) Das BMI regelte erstmals im März 201 1 millels Grundsatzerlass'6 

die dienstrechtliche Behandlung von Expenentätigkeiten in internati­
onalen Projekten neben der dienstlichen Tätigkeit, wenn dafür geson­
dene Vergütungen (Expertcnhonorare) von driller Seite (bspw. der EU) 
gezahlt wurden. Demnach war eine Expertentätigkeit als Nebentätig­
keit zu wenen und entsprechend dem Nebentätigkeitserlass als Vor­
tragszeit und nicht als Dienstzeit zu behandeln. 

Eine Einsichtsbemerkung zum gegenständlichen Akt sah für das Bun­
deskriminalamt eine Sonderregelung vor, die auch im Bundeskriminal­
amt verlautban wurde. Danach durften Mitarbeiter des Bundeskrimi .. 
nalamts bis zu einer diesbezüglichen spezir,schen ressortübergreirenden 
Abklärung durch die Sektion I im BMI bei bereits laurenden Projekten 
des Bundeskriminalamts scchs Stunden Dienstzeit pro Tag auch rur Pro­

jekrtätigkeiten, rur die sie ein Expenenhonorar17 erhielten, verrechnen. 

Nach Auskunrt des BMI gab es vor dem Jahr 201 1 keine erlassmäßige 
Regelung zu diesem Thema. Die sachliche Begründung rur die Sonderre­
gelung des Bundeskriminalamts lag darin, dass Bedienstete des Bundes­
kriminalamts neben ihrer Projekttätigkeit im Ausland zusätzlich auch 
dienstliche Tätigkeiten zu erbringen harten, und das Bundeskriminal­
amt diese hinsichtlich des zeitlichen Gesamtausmaßes mit sechs Stun­
den pro Tag eingeschätzt hattc. Die Rcgelung galt explizit nur rur das 
Bundeskriminalamt. Bedienstete anderer Organisationseinheiten, die an 
internationalen Projek.ten des Bundesk.riminalamts mitwirkten, wen­
deten die Regelung in der Praxis sinngemäß an. Eine ähnliche Rege­
lung gäbe es laut BMI auch für Bedienstete der Sicherheitsakademie. 

1':i bspw. ILECU 1 1 1 .  Drug Policing Balk.an Advancoo. Fimalhu 

16 Intcrnationale Fördcrprojcklc (BMI-lA 1 220/0042-I/7a/201 I )  
1 1  Das. Expcrtenhonorar rfir einen Tag (acht Stunden nUigkeil) belrug 1(' Twlnning-�Iand­

buch bzw. TAIEX-Guidelinö 250 EUR. Der jeweilige Projektleilcr crhiell cinc soge­

nannte PaU5Clml-rce in Höhe von I SO C!b des Expencnhonorars. die er unlcr den Pro· 

jekllllilgliedern (Experten) verteilen konnte. 
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Im Zuge der Gebarungsüberprüfung veranlasste der RH eine Erhebung 
der Expertentätigkeit im Bundeskriminalamt im Ausland für den Zeit­
raum 1 .  Jänner 200918 bis Stichtag 9. Oktober 2014, bei denen ein 
Verzicht auf die Reisegebühren 19 erfolgte und für einen oder mehrere 
Tage Expemnhonorare bezogen wurden. Folgende Darstellung zeigt die 
Anzahl der Expertentage des Bundeskriminalamts für die Jahre 2009 
bis 2013 ,  für die diese Regelung in Anspruch genommen wurde: 

Abbildung 5 :  Expertentage nach Abteilungen 2009 bis 20 1 3 
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• 2009 
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Abteitung 1 Ableilung 2 Abteilung 3 Abteitung 4 Abteilung 5 Abteilung 6 Abteilung 7 

Ouellen: Daten Bundeskriminalamt. Auswertung RH 
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Das Bundeskriminalamt wies in den Jahren 2009 bis 201 3 zwischen 
1 80 Expertentagen im Jahr 201 3 und 570 Expertentagen im Jahr 201 1  
aur. I m  Jahr 20\4 fIelen bis zum Stichtag 9. Oktober 1 3 1  Experten­
tagc insgcsamt an. 

Den größten Anteil an Experten (anzahl- und zeitmäßig) stellte mit 
Ab land die Abteilung I (Kriminalstrategie und zentrale Administra­
tionl des Bundeskriminalamts. Im Prüfungszeitraum waren in die­
ser Abteilung zwischen 97 bis 295 Tage pro Jahr bzw. zwischen 29 CI\) 
bis 80 CI\) der gesamten Expcrtentagc angefallen. Einzelne Mitarbeiter 

18 FOr den Zeitraum 1. Jänner 2009 bis ) 1. Dezember 2009 nur rur jene Projd .. te. die: Ober 

da� Projekt management und -controlling administncn wurden. 

IlJ Gemäß § ]93 Abs. 5 Beamten-Dienslrechtsgcsetz 1 979 konnte cin Beamter aur alle 

ihm aus Anlass seiner Entsendung nach Gchahsgeselz 1956 und nach der Reisegebüh­

renvo&hrirt 1955 gebührenden Leistu ngen chrifllkh venichten. AnsonSH�n w!lren 
nach Abs. 4 der zil. Bestimmung Zuwendungen von drilter Seilc. dic ein Beaml(�r rur 

die Tälig�eil selbst. zu der cr entsandt worden war oder i m  lusall1rnenhang mit Ihr 

erhalt. 311 den Bund abzufOhrcn. 
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dieser Abteilung beanspruchten im Prüfungszeitraum bis zu 76 Tage 
pro Jahr ftir ihre Expenentätigkeit (Reisetage nicht mitgerechnet) und 
waren damit zu rd. 35 % ihrer Normalarbeitszeil nicht im Bundeskri­
minalamt verfügbar. 

Insgesamt verteilten sich im Jahr 2009 rd. 48 % der angefallenen 
Expertentage auf drei Mitarbeiter, im Jahr 2010 rd. 42 % auf vier Mit­
arbeiter, im Jahr 201 1  rd. 51 % auf zehn Mitarbeiter, im Jahr 201 2 
rd. 42  % auf fünf Mitarbeiter und 201 3  rd. 49 % auf vier Mitarbeiter. 

Nach Auskunft des Bundeskriminalamts betreffend entsprechender Kri­
terien für die Auswahl von Experten liege es beim jeweiligen Projekt­
Ieiter, zu entscheiden, wen er ftir den Geeignetslen hält. 

Das BundeskriminalamI verfügte über keine Überlegungen und Vor­
gaben, welcher interne Ressourceneinsatz ftir Projekte zweckmäßig 
und notwendig wäre. In diesem Bereich sah der RH Potenzial ftir Ein­
sparungen bzw. Umschichlungen zu strategisch wichtigen Aufgaben. 

14.2 Der RH stellte fest, dass internationale Projekllätigkeit ein strategisch 
wicht iges Thema im BMI war. Das Bundeskriminalamt leistete dazu 
einen wesentlichen Beitrag. Der RH kritisierte allerdings, dass für das 
Bundeskriminalamt abweichend vom Grundsatzerlass des BMI, wonach 
eine Expertentätigkeit unter Bezug eines Expertenhonorars als Neben­
tätigkeit zu qualifIzieren war, eine Sonderregclung bestand. Demnach 
konnten Mitarbeiter des Bundeskriminalamts sechs Stunden Dienst­
zeit pro Expertentag verrechnen. Diese Regelung war nach Ansicht des 
RH sachlich nicht nachvollziehbar; weiters wäre ein Zeitraum von drei 
Jahren scit lnkrafttretcn der Sonderregelung ausreichend gewesen, um 
eine spezifIsche ressortübergreifende Abklärung durch das BMI her­
beizuführen. 

Er kritisierte weiters, dass das Bundeskriminalamt die Regelung ent­
gegen dem Wortlaut nicht nur auf im Jahr 201 1  bereits laufende Pro­
jekte anwendete, sondern auf alle Projekltätigkeiten. Darüber hinaus 
war eine analoge Anwendung durch Mitarbeiter anderer Organisati­
onseinheiten rechtlich nicht gedeckt. 

Im Hinblick auf die unbesetzten Planstellen für die Erftillung strate­
gisch wichtiger Aufgaben kritisierte der RH den hohen personellen Res­
sourceneinsatz ftir die internationale Projekltätigkeit und die fehlenden 
Vorgaben dafür. Der RH kritisierte darüber hinaus, dass es keine nach­
vollziehbaren K.riterien für die Auswahl von Experten gab. Den Groß­
teil der Expertentätigkcit führten im Prüfungszeitraum nur wenige und 
durchwegs dieselben Personen im Bundeskriminalamt durch. Der RH 
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Bundeskriminalamt 

bemängelte zudem, dass das Bundeskriminalamt keine Überlegungen 
und Vorgaben hatte, welcher interne Ressourceneinsatz ftir Projekte 
zweckmäßig und notwendig wäre. 

Der RH empfahl dem BMI, eine die Interessen des BMI und der jewei­
ligen Experten abwägende Grundsatzregelung für die Tätigkeit als 
Experte in internationalen Projekten zu schaffen. Darin sollten die 
dienstrechtlichen Rahmenbedingungen klar deftniert und Sonderre­
gelungen damit obsolet werden. 

Weiters empfahl der RH dem Bundeskriminalamt, nachvollziehbare 
Kriterien ftir die Auswahl von Experten ftir Projekttätigkeiten festzu­
legen. Zudem empfahl der RH dem Bundeskriminalamt, unter Bedacht­
nahme auf seine Kernaufgaben zu evaluieren, welcher Ressourcenein­
satz für Projekttätigkeiten strategisch angemessen und zweckmäßig 
wäre, und entsprechende Vorgaben festzulegen. Um eine eff.ziente Auf­
gabenerfüllung im Bundeskriminalamt selbst zu gewährleisten, wären 
Expertentätigkeiten auf das unbedingt erforderliche zeitliche Ausmaß 
zu beschränken. 

14.3 Das BMI hielt ill sriller Stdftmgllahme Jest, dass eille ressortweite 

eilll,ritliel,e Regelullg für die Tätigkeit als Experte bei illtentatio'ta­

Im P rojekte.! siel, alIhalId der bestehelldell die" srreelllliel,cII Ra/,mell­

bedillg,lIIgell lIiel,t UOnte/,,"ell ließe. Es gäbe keille gesetzlich eilll,eit­

liche Regelullg für derarrige TätigkeiteIl. Die diellst/iel,ell Bedürfllisse 

ulld Illteressell würdel/je IIael, AuJgabe differierell Ulld daher im Sill/,e 

des Sael,lichkeitsgebot ulld eilles gesetzeskollJonllell Vollzugs ul/ter­

schiedliche Regelullgell erforelem. 

Die Auswahl der ExperteIl für Projekte erfolge ,tael, Jolgellelell Krite­

riell: Jacltliches Kllow-how ulld fael,licher Bedarf durch die Projektaus­

schreibullg, Fremdsprachenkelllllllisse, didaktische Parameter, Projekt­

wissell ulld ressourcellllläßige VerJügbarkeit des Experten - Beurteilung 

durch deli VorgesetzteIl und Abteilullgsleiter. 

Bei der i", Priijberiel.t allgejiihrtell "Sollderrcgelullg" Jür das BUlldes­

krimillalam, halIdIe es ich 1111' eille IIohvelldige lind für das BUlldes­

kri",illala"'t äuBerst widJlige erlassmöBige Regelung, mil der I/llter 

anderem angeordllet wurde, dassfur bestimmte "Lil/iel/auJgabell", die 

über die Projekllätigkeit hilIausgeheII, eille Eilllragung /1011 bis ZlI sechs 

Arbeilsstulldell erfolgeIl kÖlllle. Da siel, die Secl,s-Stulldell-Regelul/g 

auJ (kritllillalpolizeiliche) Ulliellarbeit beziehe, erscheille eilte ressort­

weile eill/teitlieloe Regelullg "icht sill/I/'oll. 
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Sämtliche lIeuell Projekte würdell uusllullmslos /lur /lach vorheriger 

elltsprechel1der Prüfu /lg (durch die jeweilige Abteilullgsleitu/lg U/ld illl 

Allschluss darall durch deli Direktor des BUllde krimi.wlamts) durch­

geführt werdell. 

14.4 Der RH entgegnete. dass aus seiner Sicht eine gesetzliche Regelung 
nicht zwingend notwendig ist. es bestehen ressortintern ausreichende 
Möglichkeiten. eine Regelung von Projekttätigkeiten vorzunehmen. 
Des Weiteren war nicht ersichtlich. in welcher Fonn eine ressortein­
heitliche Regelung für projektbezogene Tätigkeiten einen gesetzeskon­
formen Vollzug der Aufgaben des BMI erschweren oder beeinträchti­
gen sollte. Er ging vielmehr davon aus. dass es im Interesse des BMI 
liegen müsste. eine transparente und Für alle sachlich nachvollzieh­
bare Regelung zu schaffen. Eine Sonderregelung für das Bundeskri­
minalamt war aus seiner Sicht sachlich nicht gerechtfertigt 

Weiters entgegnete der RH, dass das BundeskriminalamI bei der Geba­
rungsüberpTÜfung keine nachvollziehbaren Kriterien für die Auswahl 
von Experten nannte oder darlegen konnte. 

Der RH wiederholte und bekräftigte daher seine Empfehlungen an das 
BMI und das Bundeskriminalamt. 

- eine die Interessen des BMI und der jeweiligen Experten abwägende 
Grundsatzregelung für die Tätigkeit als Experte in internationalen 
Projekten zu schaffen. 

- nachvollziehbare Kriterien für die Auswahl von Experten für Pro­
jekttätigkeiten festzulegen. 

- unter Bedachlnahme auf die Kernaufgaben des Bundeskriminalamts 
zu evaluieren. welcher Ressourcencins31Z rur Projeknätigkciten stra­
tegisch angeme sen und zweckmäßig wäre und entsprechende Vor­
gaben feslZulegen und 

- um eine effIZiente Aufgabenerfüllung im Bundeskriminalamt selbst 
Zu gewährleisten. Expertentätigkeiten auf das unbedingt erforder­
liche zeitliche Ausmaß zu beschränken. 

15.1 Der Frauenanteil am Gesamtpersonalsland des Bundeskrilllinalamts 
(einschließlich Dienstzuteilungen) entwickelte sich zwischen den Jah­
ren 2009 und 2014 wie folgt : 

Bund 2015/14  
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Abbildung 6 :  Frauenanteil am Personalstand des Bundeskriminalamts 
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Der Frauenanteil beim Bundeskriminalamt stieg im Betrachtungszeit­
raum von 24, ) 'lb auf 25,7 'lb und lag im Jahr 2014 mit rund einem 
Viertel etwas über dem Durchschnitt des BMI von rd. 22,S 'lb. 

Im Bereich der Leitungsfunktionen (Direktor, Abteilungs-, Büro- und 
Referatsleiterl entwickelte sich der Frauenanteil im Bundeskriminal­
amt - aufgeschlüsselt nach Vcrwalrungs- und Exekutivdienst sowie 
insgesamt - wie folgt: 
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Abbildung 7 :  Frauenanteil bei den Leitungsfunktionen des Bundeskriminalamts im  
Verwaltllngs- und  Exekutivdienst 
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Quellen: Daten Bundeskriminalamt. Berechnung und Darstellung RH 
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Der Frauenanteil bei den Leitungsfllnklionen lag unter 20 0,0, war seil 
2010 nur wenig angestiegen und insbesondere im Exekutivdiensl mil 
6,7 0,0 gering. Der geltende Frauenforderungsplan des SMI stammte 
aus dem Jahr 2010 und gab quantitative Ziele lediglich bis Ende des 
Jahres 201 2  vor. 

15,2 Der RH hielt fest, dass der Frauenanteil beim Bundeskriminalamt im 
Jahr 2014 mit rund einem Viertel etwas über dem Durchschnitt des 
BMI von rd. 22,5 0,0 lag. Er kritisierte aber, dass der Frauenanteil bei 
den Führungskräften seil dem Jahr 2010 nur wenig gestiegen war und 
insbesondere im Exekutivdiensl Aufholbedarf bestand. 

Der RH empl'ahl dem BundeskriminalamI, im Sinne der Gleichstellung 
Maßnahmen zu forcieren, um den Anteil an Frauen im Führungsbe­
reich des Bundeskriminalamts und insbesondere im Exekutivbereich 
zu erhöhen. 

Er krit isierte weiters, dass der Frauenförderungsplan des BM.! nicht 
aktuell war, und empfahl dem BMI, eine entsprechende Aktualisie­
rung vorzunehmen. 
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15.3 Laul SlellulIgllahme des BMI seieIl die ill § / Abs. 4 Frauellfdrderullgs­

plall feslgesetzlell Ziel,'orgabel' zu deli lichlagell J / .  /2.20/2 ,wd 

J I .  /2.20/4 erllObell ulld el'aluierl lI'ordell. Dabei höllell die Zalllen 

der Ziell'orgabe entsprocheIl bZll'. diese ogar überstiegell. VlIgeacillel 

desseIl werde aufgrulld der Empfelllullg des RH der Frauellförderullgs­

plall bis J I .  /2.20/ 6 akrualisiert. 

Allch weml der Frallellallleil im BUlldeskrimillalamt erfrculichenlJeise 

etwa iiber dem DurchscllllillsllJerl des gesamlen BMI gelegen sei, wür­

delI selbsl,'erslöndlicll weilere Beslrebullgel' UlllerllOllllllell werdell, deli 

Frauellallteil ZII erhöhell. 

Kompetenzaufbau im Bundeskriminalamt 

Bereich Wirtschafts­
kriminalität 

Bund 2015/14 

16.1 ( I ) In den Jahren 2010 bis 201  J entwickelte sich die Winschaftskrimi­
nalität in Österreich wie folgt: 

Abbildung 8 :  EntwickJung der Wirt chaftskriminalität 
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QueUe: Sicherheitsbericht 2013 

Die Strategie des BMI (Innen.Sicher) sah rur das Jahr 201 4  als einen 
von sechs Arbeitsschwerpunkten die Bekämpfung der Korruptions­
und Winschaftskriminalität vor. Als Maßnahmen waren dafür u.a. als 
neues Projekt in der Linienarbeit des Bundeskriminalamts der _Schwer­
punkt Winschaftskriminalität- und das bereits laufende Projekt " Ver­
mögenssicherung NEU' mit einer Planstellenaufstockung von sechs 
auf zehn im Bundeskriminalamt vorgesehen. Das Bundeskriminalamt 
entwickelte er.>tmals rur den Zeitraum 20 1 3/ 1 4  eine kriminalpolizei­
liche Bereichsstrategie. Es legte u.a. als Schwerpunkte Vermögenssi-
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cherung und Steuerung/Koordinierung der nationalen/internationa­
len Kriminal itätsbekämpfung fest (siehe auch TZ 4). 

Die Abteilung 7 (Wirtschaftskriminalität) existiene als eigenständige 
Abteilung beim Bundeskriminalamt seit I. Juli 2010.20 Ende 201 2  führte 
die Abteilung 7 eine Evaluierung durch, woraus ein Personaleinsatz­
und Organisationskonzept mit folgenden Eckpunkten resultierte: 

- Schaffung eines Kompetenzzentrums Winschaftskriminalität mit 
akademisch qualifizienen Bediensteten (Experten für Winschafts­
und Finanzfragen) sowie Unterstützungsbediensteten zur Entlastung 
der ermittelnden Beamten von administrativen Tätigkeiten, 

- Konzentration der ZentralstelIenfunktion (EUROPOL 21 ,  INTERPOL 22) 
des Bundeskriminalamts in einem Büro Betrugs-, Fälschungs- und 
Winschaftsdelikte und klare Abgrenzung zum ausschließlichen 
Ermilll ungsbereich, 

- Umsetzung des Projekts _Vermögenssicherung NEU' durch perso­
nelle Verstärkung des Büros Venmögenssicherung durch Planste!­
Ienaufstockung von sechs auf zehn bis 201 4 sowie 

- Schaffung eines Büros für Wirtschaftsenmittlungen als eigenen 
Ermilliungsbereich, der (gemeinsam mit dem Kompetenzzentrum) 
zugleich als direkte Ansprechstelle für die Wirtschafts- und Korrup­
tionsstaatsanwaltschaft (WKStA) dienen sollte. In diesem Bereich 
wäre laut Bundeskriminalamt auch eine Planstellen- und Personal­
aufSlOckung notwendig. 

Laut Konzept wäre mit dessen Umsetzung auch ein venminderter 
Gesamtaufwand von rd. 330.000 EUR pro Jahr durch Einsparungen 
vOn Dienstzuteilungsgebühren, Einschulungs- und Ausbildungskosten 
bei gleichzeitiger Efflzienz- und Qualilälssteigerung erzielbar. Ins­
gesamt war eine Aufteilung von ca. 80 I\b Stammpersonal und 20 I\b 
Dienstzuteilungen im Konzept vorgesehen. 

Zur Zeit der Gebarungsüberpriifung war dieses Konzept teilweise orga­
n isalorisch umgesetzt : 

20 Davor war diese als Büro 3.'1 in der Ableilullg 3 organis31Orisch eingeglitdert. 

21 Europäische!! Polizeiami der EU-Mitgliedstaaten 

22 weltweit größte internationale kriminalpolizeiliche Organisation mit 190 Mitgliedstaa­
ten 
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Abbildung 9 :  Organisation der Abteilung 7, Wirtschaftskriminalität 

Abteilung 7 -
Wi rtsc haftsk ri minalität 

I(ompetenzzentrum 
Wirts,chaftskri minalität 

Büro 7.1 

8_tru9'-, Fälschu"9S- und 
Wirtschafts delikte 

Quelle: Bundeskriminalamt 

Büro 7.2 
Vermögenssicheru n9 

Mit Anfang Juli 201 3 richtete die Abteilung 7 das Kompetenzzentrum 
Wirtschaftskriminalität ein und löste die bis dahin bestehenden Refe­
rate auf. Da geplante Büro Für Wirtschaftsermittlungen besland nicht. 

Per l .  September 2014 waren It. Organisationsplan 65 Planstellen Für 
die Abteilung 7 vorgesehen. Die folgende Tabelle zeigt den Personal­
stand einschließlich der unbesetzten Planstellen in der Abteilung 7 des 
Bundeskriminalamts per l .  September 201 4 :  

Tabelle 12: Personalstand der Abteilung 7 einschließlich 
unbesetzter Planstellen 

Status Anzahl 

fixe Bedienstete (Stammpersonal) 

Dienstzuteilungen 

unbesetzte Planstellen 

Personen mit Werkvertrag 

Summe 

Quelle: Bundeskriminalamt 

62 

50 

5 

1 

118 

Insgesamt betrug der Personal tand in der Abteilung 7 per 1 .  Septem­
ber 201 4 IIB Personen. Davon waren aber nur 62 fIxe Bedien te te 
(Stammpersonal), von denen wiederum vier im Ausland (z.B. als Ver­
bindungsbeamte) oder zu anderen Organisationseinheiten dienstzugc-
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teilt waren und 26 (rd. 42  'lb) innerhalb der Abteilung 7 nicht h. Orga­
nisationsplan des Bundeskriminalamts eingesetzt wurden. So waren 
bspw. ftir den Bereich der Vermögen icherung sechs Planstellen gewid­
met, tatsächlich aber nur mit drei Personen Stammpersonal besetzt. 
Drei weitere Personen waren seit Jahren in Sonderkommissionen tätig 
bzw. seit dem Jahr 2007 für EUROPOL in Den Haag karenzien. Laut 
Strategie des BMI sollte da Bunde kriminalamt im Jahr 2014 bereits 
mit zehn Planstellen rur den Bereich der Vermögenssicherung ausge­
stallet sein. Ein Großteil des Personals rekrutiene sich über Dienstzu­
teilungen. Diese betrafen beinahe ausschließlich Sonderkommi ionen 
(siehe TZ 1 7). Das Verhältnis Stammpersonal zu Dienstzuteilungen 
betrug 55 'lb zu 45 'lb. 

Der RH verwies auf seine Feststellungen in den TZ 7 und 1 1  hinsicht­
lich der fehlenden Abstimmung zwischen Personal plan und Organisa­
tionsplan und die nicht erfolgten Umschichtungen entsprechend den 
strategischen Schwerpunkten. 

(2) Der RH erhob in der Abteilung 7 des Bundeskriminalamts den Aus­
bildungsstand (schulische und dienstliche Ausbildung, Weiterbildung 
und Fremdsprachenkenntnisse) per I .  September 2014. Die Auswenung 
zeigte kein homogenes QualifIkat ionsniveau. So hallen rd. 60 'lb der 
Mitarbeiter keine winschaftliche schulische Ausbildung, rund jeweils 
ein Vienel der Mitarbeiter keine winschaftliche Aus- und Weiterbil­
dung und Fremdsprachenkenntnisse bzw. lediglich Schulkenntnisse. 
Zum Teil wiesen Mitarbeiter auch sehr gute QualifIkationen und lange 
Praxiserfahrung auf. 

(3 )  Aufgrund öITentlich geäußener Kritik der Staatsanwaltschaft Wien 
an den Winschaftsermialungen fand im September 2014 eine Bespre­
chung zwischen dem Generaldirektor rur die ö ITentliche Sicherheit, dem 
Direktor des Bundeskriminalamts und dem Leiter der Sektion Straf­
recht im BMJ stall. Dabei wurde eine engere Kooperation und Zusam­
menarbeit bei komplexen Winschaftsstrafverfahren in beiden Resson 
(unter Einbindung des BAK und des BVT) mit folgenden Eckpunkten 
vereinban:  Installierung einer ressonübergreifenden Arbeitsgruppe zur 
Erarbeirung eines Leitfadens rur Großverfahren, Zusammenarbeit in 
Ausbildungsangelegenheiten, Commitment zu gemeinsamer Analyse­
software und Einrichtung einer Plattfoml Winschaftskriminalität bzw. 
eines Qualitätszirkels. Die Abteilung 7 im Bundeskriminalamt halle 
dazu bereits entsprechende Projektaufträge verfasst. 

16.2 ( I) Der RH begrüßte, dass die Bekämpfung der Winschaftskrimina­
lität ein wesentlicher strategischer Schwerpunkt des BMI und des 
Bundeskriminalamts war. So waren als Maßnahmen auch die Pro-

Buna �uI:J/14 
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jekte .Schwerpunkt Winschaftskriminalität" und . Vermögenssiche­
rung NEU· vorgesehen. Der RH kritisiene jedoch, dass das BMI und 
da Bundeskriminalamt diese nur zum Teil umsetzten, weil der Per­
sonalplan nicht auf die strategische Schwerpunktsetzung abgestimmt 
war, nicht mit dem Organisationsplan übereinstimmte und auch keine 
Umschichtungen innerhalb des Ressons erfolgt waren. DefIzite lagen 
vor allem in der mit 55 Gb zu 45  Gb ungünstigen Relation Stammper­
sonal zu Dienstzuteilungen, weil dem Bundeskriminalamt die entspre­
chenden Planstellen fehlten; dem inhomogenen Qual ifIkationsniveau 
und im organisatorischen Bereich (rd. 43 Gb der Mitarbeiter waren auf 
anderen Arbeitsplätzen als It. Organisationsplan eingesetzt). Aus Sicht 
des RH war dadurch eine effektive Bekämpfung der immer komplexer 
werdenden Winschaftskriminalität auf Ebene des Bunde kriminalamts 
nicht in vollem Umfang geWährleistet. 

Der RH empfahl daher dem Bundeskriminalamt, im Zusammenwirken 
mit dem BMI eine Neustrukturierung der Winschaftserminlungen im 
Bundeskriminalamt vorzunehmen. Dabei sollte der Eigenpersonalallleil 
der Abteilung 7 erhöht und Augenmerk auf ein günstiges Verhältnis 
Stammpersonal zu Dienstzuteilungen gelegt werden. Als Ausgangs­
basis wäre das bereits von der Abteilung 7 des Bundeskriminalamts 
erarbeitete Konzept (60 Gb fIX, 20 Gb Dienstzuteilungen) heranzuziehen. 

Weiters empfahl der RH dem BMI, Planstellen und Personal rur die stra­
tegischen Schwerpunkte durch Umschichtungen bereitzustellen (siehe 
auch TZ 7 und \ \ ). 

(2) Der RH empfahl dem Bundeskriminalamt weiters, ein gesamthaftes 
Ausbildungskonzept rur Winschaftsermittler zu erarbeiten, das die 
ulllerschiedlichen Anforderungen in diesem Bereich berücksichtigt. 

(3) Im Einklang mit bereits getroffenen Empfehlungen13, die Zusam­
menarbeit zwischen dem BMI und dem BMJ zu verbessern, anerkannte 
der RH die Initiative des BMI und des BMJ, ressonübergreifende Maß­
nahmen zur Verbesserung der Zusammenarbeit und der Effektivität 
von Winschaftserminlungen zu setzen. 

Der RH empfahl dem Bundeskriminalamt, die ins Auge gefassten Maß­
nahmen zur Verbesserung der Zusammenarbeit und der Effektivität 
von Winschaftserminlungen möglichst rasch umzusetzen. 

II siehe- auch Gcbarungstlbcrpri.irung �EfT('ktivitäl der tlchördlichen Ermilllungsmaß 

nahmen· (Reihe Bund 201 1/5. Tl J IT.) 
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16.3 Das BMI lIielt iu seiuer Stellunguollllle Jest, dass wie bereit bisller 

"ersuel.1 werden würde, der EmpJelllullg des RH soweit ais möglich 

IIachzukommen. Allch bei der derzeil ill Ausarbeitullg befindlicheIl 

Orgallisatiollsöllderullg im BUlldeskrimi"alamt werde darauJ Bedacllt 

genommen werdetl. 

Sömtliche Diells!Zuleilu"geli würden IIor dereIl Verfogullg selbslver­

stö"dlich auf die diellstliche NOlwelldigkeit hin iiberprüft werde". 

Ullgeachter dessen verfolge das 8Ml laufel1d das Ziel, Angehörige der 

jeweiligeIl SOllderkollllllissiolle" dauerhaft dem Persollalstalld des 8un­

deskri111 i 11010 11115 zuzufüh rell. 

Das Projekt "Ausbildullgskallzept für WirischaftsermiHler" sei bereits 

bego,,,,ell wonkll I/Ild am Ellde der Analysephase angekommell, wobei 

auch Vertreler des BMJ eingebulIden gewesen seien. Derzeit erfolge die 

Fertigstellung des Endberichts, um in die nächste Phase der Ausbil­

duugskollzeptioll zu gehen. 

16.4 Der RH entgegnete, dass er Dienstzuteilungen nicht per se kritisierte. 
Seine Empfehlung richtete sich auf ein günst iges Verhältnis Stamm­
personal zu Dienstzutcilungen. Der RH bekräftigte daher seine Emp­
fehlung an das Bundeskriminalamt, im Zusammenwirken mit dem BMI 
eine Neu trukturierung der Wirtschaftsermirdungen im Bundeskrimi­
nalamt vorzunehmen. Dabei sollte der Eigenpersonalameil der Abtei­
lung 7 erhöht und Augenmerk auf ein günstiges Verhältnis Stamm­
personal zu Dienstzuteilungen gelegt werden. Als Ausgangsbasis wäre 
das bereits von der Abteilung 7 des Bundeskriminalamts erarbeitete 
Konzept (80 C\b fiX, 20 C\b Dienstzuteilungen) heranzuziehen. 

17.1 Eine Sonderkommission24 konnte 11. den Richtlinien für die Durch­
führung von Sonderkommissionen unter bestimmten Voraus et­
zungen25 als besondere kriminal polizeiliche Ermiulungseinheit rur 
einen bestimmten Zeirr3Um eingerichtet werden. Die Richtlinien gal­
len seit Februar 2013 .  Davor gab es keine schriftlich dokumentierten 
Vorgaben. 

H Sonderkomrni'iSiÖritn waren auch Thema im Rilhmen der GcbarungsQberprarung .Pcr­

s4Jnaldnsalz und DicnSIIU1.cilungen bei der Polizei- {Reihe Bund 2013J6. rl 32 fn 
2$ wenn einem Enniltlungsverfahren ein Sachverhalt zu Grunde liegt. der aufgrund von 

Ar • . Umfang und Ausdehnung der durchlUmhrenden Ermiulungen, der Anzahl mög­

licher TalVerd.ächtiger, der Talbcgehungsfom1en. des verursachlen Schadens oder einer 

sonstigen schwerwiegenden VCrlCl1.Ung von Rcrhtsgülcrn, oder eines bC'SOndcITn öffenl­

lichen lnleresses an der raschen Aufklärung nur im Wege einer besonders engen und 

unmit[elbaren Zusammenarbeit mehrerer kriminalpolizellicher Organis3tionscinheiten 

und der St33lS3nwaltseh3rt sowie gegebenenfalls mit andcn:n Behörden aufzukl3rtn 

war 
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In der Abteilung 7 (WirtschaftskriminalitätJ26 waren im Zeitraum der 
Gebarungsüberprüfung folgende Sonderkommissionen eingerichtet : 

Tabelle 13: Sonderkommissionen in der Abteilung 7 (Stand 1. September 2014) 

Bezeichnung Auftraggeber Beginn voraussichtliches 
Ende 

Hermes (Eurofighter. 
Gegengeschäfte) Direktor Bundeskriminalamt Juli 2011 2015 

(onstantia (Vorgänge (onstantia 
Direktor Bundeskriminalamt März 2009 offen Bank) 

Hypo (Vorgänge Hypo Bank) Direktor Bundeskriminalamt Dezember 2009 2015 

Mozart (Internet/Banktrojaner) Generaldirektor für die Juni 2013 2014 öffentliche Sicherheit 

Quelle: Bundeskriminalamt 

Bund 2015/14  

Aufgrund nicht au  reichenden Stammpersonals i n  der Abteilung 7 
kamen bei den Sonderkommissionen vermehrt Dienstzuteilungen zum 
Tragen: 

Tabelle 14: Mitarbeiter in Sonderkommissionen der Abteilung 7 
(Stand 1. September 2014) 

Mitarbeit.r in Sonderkommissionen Anzahl in '10 

Stammpersonal Bundeskriminalamt 12 21 

Dienstzuteilungen 

- von Polizeiinspektionen 28 50 

- von Bezirks- oder Stadtpolizeikommanden 6 11 

- von Landeskriminalämtern 10 18 

genmt 56 100 
Quellen: Daten Bundeskriminalamt. Berechnung RH 

Wie aus der Tabelle hervorgeht, setzten sich Sonderkommissionen zu 
knapp 80 I\b aus dienstzugeteilten Personen zusammen. Insgesamt kam 
die Hälfte der Mitarbeiter in den Sonderkommissionen aus einer Poli­
zeiinspektion und wies im Wesentlichen kein spezielles Know-how im 
Bereich der Wirt chaftserminlungen auf. 

26 In der Abteilung 3 waren ebenfalls zwei Sondcrk.ommissionen (Schlepper Nord/Sild 

und Vigoral!) eingerichtet - die geschiIdene Problematik. galt auch dort. 
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Die Einrichtung von Sonderkommissionen im Bereich der Wirtschafts­
kriminalität sowie deren Personal zusammensetzung wertete der RH als 
weiteres Beispiel für die nicht an die Aufgaben des Bundeskriminal­
amts angepasste Personalplanung. 

Für Sonderkommissionen im Bereich der Winschaftskriminalität stan­
den weder geeignetes Stammpersonal in ausreichender Quantität und 
Qualität noch Räume und Infrastruktur auf Abruf zur Verfügung. Die 
Rekrutierung von Mitarbeitern sowie die Bereitstellung der notwen­
digen Infrastruktur erforderte daher regelmäßig eine - unter Umstän­
den mehrmonatige - Vorlaufzeit und verursachte einen hohen admi­
nistrativen Aufwand. 

17.2 Der RH kritisiene erneut die nicht an die Aufgaben des Bundeskrimi­
nalamts angepasste Personalplanung. Die Einrichtung einer Sonder­
kommission im Bereich der Wirtschaftskriminalität beim Bundeskri­
minalamt verursachte hohen administrativen Aufwand, weil weder 
geeignetes Stammpersonal in ausreichender Quantität und Quali­
tät noch Räume und Infrastruktur auf Abruf zur Verfügung standen. 
Dadurch kam es zu Anlaufschwierigkciten und Reibungsverlusten in 
der ErmitLlungsarbcit. Das derzeitige System der Einrichtung von Son­
derkommissionen war ressourcen- und zeitaufwändig und wenig effi­
zient. Für eine effektive Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität waren 
rasches lind flexibles Handeln sowie die Qualität des eingesetzten Per­
sonals ausschlaggebend. Der RH wiederholte daher seine unter TZ 16  
getroffenen Empfehlungen, 

- im Zusammenwirken mit dem BMI eine Neustrukturierung der Win­
schaftsermittiungen im Bundeskriminalamt vorzunehmen. Dabei 
sollte der Eigenpersonalanteil der Abteilung 7 erhöht und Augen­
merk auf ein günstiges Verhältnis Stammpersonal zu Dienstzutei­
lungen gelegt werden. Als Ausgangsbasis wäre das bereits von der 
Abteilung 7 des Bundeskriminalamts erarbeitete Konzept [80 '*' fiX, 
20 ,*, Dienstzuteilungen) heranzuziehen, 

- ein gesamthaftes Ausbildungskonzept für Wirtschaftsemlitller zu 
erarbeiten, das die unterschiedlichen Anforderungen in diesem 
Bereich berücksichtigt. 

Dadurch sollte es in Zukunft möglich sein, Großverfahren in der Linie 
abzuarbeiten. Sonderkommissionen sollten nur mehr in Ausnahme­
rallen eingerichtet werden. 

Bund 2015/14  
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18.1 Ermittlungen in  komplexen Winschaftsverfahren erfordenen die Bear­
beitung großer Datenmengen. Für das Bundeskriminalamt standen seil 
einigen Jahren Lizenzen einer Suchmaschine rur das Durchsuchen von 
kriminalpolizeilich relevanten Dokumenten zur Verfligung. Aufgrund 
striuiger Lizenzfragen zur erweitenen NUlzung im BMI sowie der einge­
stellten Weiterentwicklung solllen miuelfristig Alternativen gefunden 
werden. Seit April 201 2 bestand eine Arbeitsgruppe unter Beteiligung 
von Datenforensikern, Ermittlern und Analysten des Bundeskriminal­
amts, BAK und BVf sowie des BMJ und BMF zur Beschaffung einer 
Such- und Analysesoftware. Eine Produklentscheidung stand zur Zeit 
der Gebarungsüberprüfung noch aus, die Koslentragung war ebenso 
nicht geklän. 

Aufgrund fehlender Technik und Expenise sahen sich das Bundeskri­
minalamt und teilweise auch das BMJ gezwungen, bei Großverfahren 
auf kostenintensive Sachverständige zurückzugreifen. 

18.2 Aus Sicht des RH war der in der Regel hohe Datenanfall bei Großver­
fahren nur mehr mit entsprechender technischer Unterstützung zweck­
mäßig und efftzient abzuarbeiten. Er krilisiene, dass trotz der langen 
Zeitdauer seit Einsetzung der Arbeitsgruppe noch keine Entscheidung 
getroffen worden war. Er empfahl dem BMI daher, ehestmöglich eine 
Produktentscheidung für eine geeignete Such- und Analysesoflware 
zu treffen. Damit sollte in Zukunft auch der Einsatz von kosteninten­
siven Sachverständigen verminden werden können. 

18.3 Laut StellulIgllahme des BMI sei gerade im Bereich der Wirtsclwjtser­

minllmgell eille Such- ulld Analysesoftware VOll großer Bedeurullg. Die 

großeIl Datellmellgell müsstclI systematisch durch Softwarculltcrstiit­

zullg abgearbeitet wcrdell. Begilll/elld im letzteIl Jal" sei ein elltspre­

cl/endes Pilotprojekt gestar/el wordeil. MOII/enlall werde eille weitere 

Such- und Allalysesoftware erprobt ulld eille weilere Teststellullg sei 

il/ Vorbereitllllg. Dies sei lIötig, um eille elldgiiltige Produkrel/tschei­

dUlIg zu fällen, da lIur die Erfahrullgel/ aus eillem realeIl Fall als Enl­

scileidungsgrulldlage '/erallgelOgell werdelI kÖlllltell. 
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19.1 ( I )  Seit dem Jahr 2010 entwickelten sich die Cybercrime-Delikte27 wie 
folgt: 

Abbildung 10 :  En tw icklung der Cybercrime-Delikte 
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l 0 
Jahr. 2010 bis 2013 

Quelle: Siche,heitsbericht 2013 

Im März 201 1 erteilte die damalige Bundesministerin für Inneres, Maria 
Fekler, einem Projektleam unter der Leitung des Direktors des Bundes­
kriminalamts den Auftrag, ein Gesamtkonzepl zur Bekämpfung von 
Cybercrime zu erstellen und umzusetzen. Damit sollte diesem Phäno­
men erflzienter und effektiver entgegengetreten werden können. Die 
Bekämpfung von Cybercrime war darüber hinaus ein wesentlicher 
Punkt in der ( internationalen) Strategie des BM\. Die entsprechende 
Umsetzung war bis Ende des Jahres 201 2 geplant. In Folge erarbei­
tete das Projeklleam ein Personal- und Umsetzungskonzept für ein 
zentral beim BundeskriminalamI angesiedeltes Cybercrime-Compe­
tence-Center (C4).28 Die Vorteile dieser Organisationseinheit sollten in 
einer wesentl ichen Beschleunigung und Straffung der Prozessabläufe 
durch eine zentrale Meldestelle sowie eine .. high level" Supportsteile 
als auch durch Enmialungsleisrungen in ausgewählten, spezifl.schen 
Cyber-Deliktsformen liegen. 

21 Cybcrcrimc iSI laul der Defmition im Sichcrhcit.sberichl 20 1 3  eine kriminalistische 

Kategorie. die jene Slrardcliklc umfasst, die Daten, Programme oder Informations­

und Kommunikationstechnologie (lKn-Systcme als Talbcstandsmerkmale aufweisen. 

sowie Delikte. bei denen IKr -Systeme als Medium oder Werk.zeug verwendel werden. 

28 Auf landrsebenc Inlegralion eines regionalen (4 in den bereits bestehenden Assislcnz­

bereich 06 bei den Landcskriminalämtem. 
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Die Aufbauorganisalion gemäß dem vom Bundeskriminalamt erstel l ­
ten Organisationsplan sah für das Cybercrime-Competence-Center eine 
Gesamtanzahl von 49 Bediensteten vor. I m Juli 201 2 wurde das Pro­
jekt beendel, die Arbeitsplatzbeschreibungen dem BKA zur Bewertung 
vorgelegt und von diesem genehmigt. Das Cybercrime-Competence­
Cenler war beim Bundeskriminalamt in der Abteilung 5 (Kriminalpo­
lizeiliche Assistenzdienste) angesiedelt. 

Mit Stand September 201 4  war das Cybercrime-Competence-Center 
mit 32 Bediensteten erst mit rd. 45 % des vom Bundeskriminalamt für 
erforderlich erachteten Personals fIx besetzt.29 Der Grund lag darin, 
dass das Bundeskriminalamt einerseits nicht über die notwendigen 
Planstellen (23) verfügte bzw. Planstellen (3) nicht besetzt waren und 
das Bundeskriminalamt auch keine Umschichtungen vorgenommen 
hatte. Laut Auskunft des Bundeskriminalamts bestand zudem das Pro­
blem, geeignetes Personal [Techniker mit akademischem/universitärem 
Abschluss) im Rahmen des Gehaltsschemas des öffentlichen Dienstes 
zu rekrutieren. 

(2) Das Cybcrcrime-Competence-Center war auch für die Schulung 
von Mitarbeitern der nachgeordneten Dienststellen - d.h. für den 
Assistenzbereich 06 in den Landesk.riminalämtern und für die soge­
nannten Bezirks-IT -ErmittIer - zuständig. Bis Ende 201 3 absolvierten 
197 Bezirks-IT -Ermittler ein Ausbildungs-Grundmodul im Bundeskri­
minalamt. Für Mitarbeiter im Bereich Cybercrime selbst gab es aller­
dings keine eigene standardisierte Grundausbildung. Das Cybercrime­
Competence-Center erarbeitete ein Ausbildungskonzept mit modularem 
Aufbau, in demje nach organisatorischem Einsatzgebiet (als Bezirks­
IT -ErmittIer, im Assistenzbereich 06 beim Landeskriminalamt oder 
im Cybercrime-Competence-Center beim Bundeskriminalamt) unter­
schiedliche, aufeinander aufbauende Module geplant waren. Eine Ent­
scheidung über die Umsetzung war jedoch zur Zeit der Gebarungs­
überprüfung noch nicht getroffen worden. 

( 3 )  Mit der Einrichtung des Cybercrime-Compelence-Centers waren 
auch verschiedene SynergieeFfekre zwischen den Cybercrime Diens­
ten des BVf bzw. des BAI< wie bspw. im operativen und technischen 
Bereich, durch Standardisierung der Ausrüstung sowie wechselseitige 
Unlerstützung mit personellen Ressourcen geplant. Zur Zeit der Geba­
rungsüberprüfung waren die angestrebten Synergieeffekte mit anderen 
Organisationseinheiten des BMI noch nicht gehoben und die endgül-

19 Von den 32 Bedienslclen insgC'Saml waren 21 Personen Fixpersonal. eine PlaM[clle 
war itwar bCSl.:lZl. die enLSpre<:hcnde Arbeitskrafl aber in Dauerkarenz: der Res! ver­
(ei lte sich aur Dienslzuleilungcn, Payroller. Verwaltungspraktikanten und eine Dienst­
zuweisung von der Direktion rur Sondereinheilen. 
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tige Unterbringung des Cybercrime-Competence-Centers noch nicht 
geklärt. Eine gemeinsame Unterbringung mit dem geplanten Cyber 
Security Cemer im BVf war angedacht, aber aus finanziellen Grün­
den noch nicht entschieden. 

(4) Die Zuständigkeit bzw. Aufgaben des Cybercrime-Competence­
Centers im Hinblick auf nachgeordnete Dienststellen waren noch 
nicht erlassmäßig geregelt. Es galt noch der Grundsatzerlass aus dem 
Jahr 2006 des damaligen Büros für Computer- und Netzwerkkrimi­
nalität im Bundeskriminalaml. Ein den tatsächlichen Gegebenheiten 
entsprechender Erlass war nach Auskunft des Bundeskriminalamts in 
Ausarbeitung. 

19.2 Der RH kritisierte, dass das BMI bzw. das Bundeskriminalamt die im 
Rahmen der strategischen Schwerpunktsetzung bereits fLir Ende 201 2 
geplante Einrichtung des Cyhercrime-Competence-Centers im Bun­
deskriminalamt erst teilweise umgesetzt hallen. So waren zur Zeit der 
Gebarungsüberprüfung 

- erst rd. 45 % der vom Bundeskriminalamt fLir erforderlich erachte­
ten Plan teilen fIX besetzt. 

- keine eigene standardisierte Grundausbildung für Mitarbeiter im 
Cybercrime Bereich vorhanden, 

- mögliche SynergieeFrekte (bspw. durch Standardisierung der Aus­
rüstung, wechselseitige Unterstützung mit personellen Ressourcen) 
mit anderen Organisationseinheiten des BMI noch nicht gehoben 
sowie 

- die Zuständigkeiten des Cybercrime-Competence-Centers im Hin­
blick aufnachgeordnete Dienststellen noch nicht erlassmäßig gere­
gelt. 

Der RH hielt fest, dass eine efliziente Bekämpfung im Bereich des 
Cybercrime nur mit ausreichendem Personal sowie fachlicher und tech­
nischer Kompetenz möglich war. Er empfahl dem BMI daher, entspre­
chend seiner Schwerpunktsetzung die notwendigen Planstellen für 
das Cybercrime-Competence-Cemer durch Umschichtungen zur Ver­
fügung ZU stellen, weiters die entsprechenden Rahmenbedingungen 
rur die Aufnahme von Personen mit speziellem Know-how, bspw. IT­
Experten für Cybercrime, zu schaffen. Dies sah auch die Internationale 
Strategie des BMI für das Jahr 20 I )  als eines von drei Hauptzielen vor. 

Bund 2015/14  
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Darüber hinaus empfahl er dem BMI, eine Entscheidung hinsichtlich 
des Ausbildungskonzepts für den Bereich Cybercrime zu treffen. Wei­
ters empfahl der RH, die möglichen Synergieeffekte (z.B. Know-how­
Konzentration) durcb eine gemeinsame Unterbringung des Cybercrime­
Competencc-Centers mit dem geplanten Cyber Security Center beim 
BVT weiterzuverfolgen. 

Darüber hinaus empfahl der RH dem Bundeskriminalamt, den bereits im 
Enrwurfvorhandenen Grundsatzerlass für die Zuständigkeit des Cyber­
crime-Competence-Centcrs im Hinblick auf nachgeordncte Dien tstel­
len ehestmöglich fertigzustellen und in Kraft zu setzen. 

19.3 In seiner tellungnahme hielt das BMI fest, dass seit der Prüfullg des 

RH im Bundeskriminalamt bereits neull Interessentensuel,en für die 

Besetzung " on weiteren Planstellen im Bereiclr des Cybercrime-Com­

petence-Centers (C4) durel,gefiilrrt worden seieIl ul/(I ,ueiters sukzes­

si,'e danaclr getraclrtet werde, den C4-Bereiel, personell auf den Soll­

Stand ZII bringe,1. 

Seitens des Bundeskriminalamts seien alle derzeit mögliclren Veranlas­

sungen Irinsiclrtlich der Erstellung "lid einer allflilligell UmsetZllng des 

Sclrulungskonzeprs getroffen worden. Bei Vorliegen der dafür erforder­

liel,ell finallziellen Mirtel solle eille Umsenu'lg. evelltuell auclr etap­

penweise. erfolgell. 

Es bestelre sowolrl auf Seiten des Bundesamts für Verfassungssclrutz 

und Terrorismusbekämpflmg (BVT) als auclr des B,mdeskriminalamts 

größtes Interesse und BemW,e'l, !'orlwndene Synergien für die Eillspa­

"mg " on Ressourcell zu lIutzell, aucil we"'l ulltersel,iedlielre Aufga­

bel,steUu'lgen ,md Arbeitsweisen bestiJr,den. Das BMI fiilrrte i 11 seiner 

telllll'gllollll,e zal,lrriel,e mögliclre Maßnalrmell all, um räumliclre, 

teelrnisel,e und personelle SYllergien zu Ireben. 

Berreffend den Grundsatzerlass fiir die Zuständigkeit des C4 werde 

aufgrulld des IIOCIr laufenden Projekts .. Cyber Security Center im BV-r­

lII,d der ZII erwartenden Neuregelungen im Ra/III,en der Strafreel,tsre­

form 20/ 5 mit eiller absel,ließendell Regelung noclr zugewartet. Da die 

Bestimmungen des Strafgesetzbuel,es (StGB) aber mit Anfang 20/6 in 

Kraft treten sollell, sei mit der Fertigstellung des El/tlVurf bis l/I die­

sem Zeitpunkt zu reelll,en. 
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20 Wesentlich für eine Funktionierende Kriminalilätsbekämpfung auf 
allen beteiligten Ebenen war sowohl die Erfassung, Auswertung und 
Bereitstellung von Daten zur KriminalitätsentwickJung als auch eine 
effIziente InFormations- bzw. Kommunikalionspolitik des Bundeskri­
minalamts mit den nachgeordneten Dienststellen, insbesondere den 
Landeskriminalämtem, und mit Polizeiorganisationen im Ausland. Das 
Bundeskriminalamt erfüllte diese AufgabensteIlung grundsätzlich gut, 
in einigen Bereichen bestand allerdings Verbesserungspotenzial (siehe 
TZ 2 1  Fr.). 

21.1 Bereits im Jahr 2001 startete das BMI ein Projekt zur Implementie­
rung eines elektronischen Aktenverwaltungssystems "Integrierte Kri­
minalpolizeiliche Daten Anwendung" (IKDA)JO, wobei das BMI erst im 
Jahr 201 1  einen externen Auftragnehmer beauftragte. Ende Septem" 
ber 2014 erfolgte die Implementierung von IKDA im Bundeskriminal­
amt. Bei IKDA handelte es sich um ein elektronisches Worknowsystem, 
das speziell für das Bundeskriminalamt und die dort vorgesehene Fall" 
bearbeitung konzipiert war. Aufgrund der speziellen kriminalpolizei­
lichen Anforderungen an einen Ermittlungsakt war der elektronische 
Akt des Bundes (ELAK) nicht verwendbar. Zur Zeit der Gebarungs­
überprüfung beliefen sich die geschätzten Gesamtkosten für IKDA auf 
rd. 850.000 EUR. 

Mit diesem elektronischen Aktenverwaltungssystem sollte der Akten­
lauf im Bundeskriminalamt vereinfacht und leichter nachvollziehbar 
werden. Es konnte jederzeit festgestellt werden, durch wen und wann 
Akten bzw. Fälle bearbeitet oder gelesen wurden, welche inhaltlichen 
Änderungen vorgenommen wurden und bei wem (Aktenlaull bzw. in 
welchem Status (z.B. Wartezustand, begonnen usw.l sich Fälle befan­
den. Das System sollte auch dazu dienen, die Auslastungen der Abtei­
lungen bewerten zu können und Rückstandsausweise zu generieren. 

21.2 Der RH beurteilte die Einführung eines elektronischen Aktenverwal­
tungssystems als gute Möglichkeit, Aktenbearbeitung und Informali­
onsnuss transparenler zu machen und Bewertungen der Auslastungen 
der Abteilungen zu ermöglichen. 

Der RH hielt jedoch kritisch fest, dass vom Start des Projekts IKDA 
bis zur tatsächlichen Inbetriebnahme im Bundeskriminalamt mehr als 
zehn Jahre vergangen waren. 

)0 vgl. Gebarungsüberprüfung .Infonnationstechnologie im BMI - IT -Projekt PAOM IReihe 

Bund 2011/9. TZ 4) 
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Der RH empfahl dem Bundeskriminalamt, das Aktenverwaltungssys­
tem IKDA zur optimierten Steuerung der internen Abläufe und des 
Personaleinsatzes zu nutzen. 

21.3 Laut Stellungnahme des BMI dielle das AktenvenlJaltUl,gs- und Work­
flol/Jsystem IKDA primär der Unterstiitzung der krimillalpolizei/ie/,en 

Keruprozesse im Bereich des Bundeskriminalamts. Sowolrl bei der Ent­

wicklung als auel, bei der Impleme"tieru'lg sei bereits entspreel,endes 

Augenmerk auJ ei"e Optimierullg bestehender und gegebelle'rJalls Zusam­

me'ijlilrrullg eillzellleT Arbeitsablü,ife gelegt wordeIl. Aknlell erfolge eirle 

wdterfüllTende Evaillierullg ulld lauJe"de Allpassw'g der besreilelldell 

Aujhau- ulld AblauJorgallisarioll. 

Grundsätzlich erfolge im Bundeskrimillalamt die Steuerullg des Per­

sOl/aleil/satzes primär über die Qualität der geleisteteIl Arbeit und die 

daraus resultierellde, erzielte "aehhaltige Wirkung im Bereich der Kri­

mi.ralitätsbekämpftlIIg und -kalltrolle. Die VenlJendw'g 1/011 IKDA als 

ein weiteres /IIöglic/,es Steuerungsillsrrumellt - z.B. durcI, Auswei­

sUllg allfälliger .. Akte'lrückstände" mittels elltspreel,ellder IKDA-Sta­

tis/ikell - sei jedod, nur im Bereie!, der sogello,",'ell Massendelikte 

sillll/loll U/,d werde auell bereits so ge!randlrabr. 

22.1 Das Protokollier-, Anzeigen- und Datenmodul (PAD) war als reines 
Aktenprotokollierungssystem konzipiert. Die aufnehmenden Polizei­
dienststellen befüllren das PAD mit zur Anzeige gebrachten Delikten. 
Die im PAD erfassten Daten zog das Bundeskriminalamt zur Erstel­
lung zahlreicher Datenbanken und Auswertungen heran. 

Das BundeskriminalamI und die Landeskriminalämter hatten aus daten­
schutzrechtlichen Erwägungen keinen direkten Zugriff auf die PAD­
Eintragungen der nachgeordneten Dienststellen.l' Das BMI begründete 
dies mit unterschiedlichen sicherheitsbehördlichen Zuständigkeitcn H 
Da es in Wien nur eine Behörde im Sinne des Sicherheitspolizeige­
setzes (SPG) gab. konnten in Wien alle Dienststellen auf Eintragungen 
anderer Dienststellen zugreifen; die nachgeordneten Dienststellen hat­
ten daher auch auf Akten des Landesk.riminalamts Wien - und damit 
potenziell auch auf sensible Ermittlungsfalle - Zugriff. 

)1 ausgenommen rur Zwecke der QualitäLSsichcrung der KriminalslatiMik 

:)l Die Landespolizl'idircktioncn waren rur die in § 8 SPG aurgcz!lhltcn Gemeinden Sicher­

heilsbehörden I. Instanz. In allen anderen Fällen waren dies gemäß § 9 SPG die Bezirks­

vcrwaltungsbehOrden. 
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Der Informationsaustausch gestaltete sich durch den fehlenden Zugriff 
des Bundeskriminalamts und der Landeskriminalämter auf das PAD 
aufwändig. Um Informationen über Ermittlungen in anderen Dienst­
stellen zu erhalten, mussten nächendeckend Daten-Übermittlungser­
suchen (Erkenntnisabfragen) verschickt werden. 

Das PAD war aufgrund der Serverstruktur und der Vielzahl an Akten33 
langsam. Ab November 201 1  entwickelte das BMI gemeinsam mit einem 
externen Auftragnehmer das Nachfolgesystem PAD NG3". Dieses sollte 
eine vereinfachte und zeitsparende Bearbeitung Flir Ersterfasser von 
Daten ermöglichen. Allerdings war auch das PAD NG nicht als Infor­
mationsverbund konzipiert, da SOnSt eine datenschutzrechtliche Geneh­
migung3S erforderlich wäre. Ein Zugriff auf Akte anderer Dienststel­
len wäre somit weiterhin nicht möglich. 

22.2 Der RH hielt krit isch fest, dass das Bundeskriminalamt und die Lan­
deskriminalämter (außer in Wien) keinen unmittelbaren Zugriff auf 
die von anderen Dienststellen im Aktenprotokollierungssystem PAD 
erfassten Daten hanen, weil dieses nicht als Informationsverbund 
eingerichtet war. Dies verursachte zusätzlichen Verwaltungsaufwand 
und verzögerte Ermittlungen, wobei gerade bei kriminalpol izei l ichen 
Ermittlungen ein rascher Überblick über bundesweit vorliegende Daten 
notwendig wäre, um Vernetzungen oder neue Phänomene zu erken­
nen und zeitnah reagieren zu können. 

Der RH anerkannte, dass das PAD NG eine vereinfachte und zeitspa­
rende Bearbeitung für Ersterfasser von Daten ermöglichen sollte. Er 
wies jedoch krit isch darauf hin, dass auch das PAn NG nicht als Infor­
mationsverbund konzipien war, wodurch auch weiterhin zusätzlicher 
Verwaltungsaufwand und verzögerte Erminlungen verursacht werden. 

Der RH empfahl dem BMI, die Einrichtung des PAn NG als [nfornlati­
onsverbund zu überdenken und gegebenenfalls nochmals zu evaluie­
ren, da bei kriminalpolizeilichen Enrnirtlungen grundsätzlich ein Daten­
austausch wichtig wäre, dies allerdings stets vor dem Hintergrund der 
zu gewährleistenden Datensicherheit. 

Weiters empfahl der RH dem BMI in diesem Zusammcnhang, die tech­
nischen Möglichkeiten w untersuchen, um bei horizontalem Daten­
austausch und insbesondere bei Abfragen von nachgeordneten Dicnst-

)] 88 DalcnDank-ln!\.tanz.en, rd. 30 Mio. Akten 

)� PAD nCÄl generation 

)!I aurgrund geselzlicher Vorgaben im SPG 1991, der SIPO 1975 und im DSG 2000 
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stellen den Zugriff auf sensible Ermittlungsfalle möglichst einfach und 
sicher unterbinden zu können. 

22.3 Laut Stdlullgllal/me des BMI diel/e die Datel/al/wendul/g PAD der 

Protokolliertmg, BearoeitU/.g u 'ld Erledigullg vo,/ Geschäftsjällell der 

Sielterl/eirsbehördell ulld werde im jeweiligeIl datellscilUtzreci/tliel/ell 

Auftrag der BezirksverwoJtw/gsbeltördell Imd der Lal/despolizeidirek­

riolIen als 11 ich r mddepjlieMige SWl1dardalllJJelldUl/g gefiih rl. 

Eil! IIJjormatiollsverbu!!dsystcm sei gesetzlich lIie//t /Iorgesehel/. Die 

Verarbeit'UlIg /1011 (krimillalpolizeiJiel/e!!) Date" im hJjormariollsver­

bUlldsystem sei illsbesondere gemäß § 5 7  Abs. J Z. 6 SPG zu fm/iU­

lungell im Diellste der SI rafreclrfspjlege (kriminalpolizeilielrer Akrenin­

de.r} uud § 5Ja Abs. 2 Lmd 6 SPG (im Bereiclt der Krimi"alitätsGlralyse) 

zulässig. 

Zugriffe (AbfrageIl aus deil lokalell PAD's} durch das Bundeskrimi/wl­

amt oder Bedienstete der Landeskrimillalämter würden Übermittlullgell 

darstellell, welche zulässig seieIl, sofem eille ausdrückliclle gesetzliche 

Zuständigkeit oder reel/ tlidle Befugllis bestüllde. 

Die allgesprochenen Lesebereclltig/Illgell im PAD durch das Lalldeskri­

millalamt für das eigelle BUlldesla'Ld gebe es seit 111 illdestms sechs Jah­

relL Für die Vergabe der Leseberec/rtigu'lgell sei der Lalldespolizeidi­

rektor oder dessen Delegierter luställdig. Diese kÖ'l /ltel' jederzeit die 

Gellel/llligullg zur Ei" riel/t'Ullg VOll Lcsebereel/Ngullge!! der Lalldeskri­

minalamts-Mitarbeiter ill ilt rem Bereich ill Al/ft'rag geben. Die Lese­

bereelltiglmgell für das BUlldeskrimirlOlamt fiir gallz Österreich seien 

kurz vor der UmserwlIg. 

22.4 Der RH entgegnete, da s ihm bewusst sei, dass das PAD aufgrund der 
gesetzlichen Vorgaben nicht als Infonnationsverbundsystemen kon­
zipiert sei, der RH hielt aber an seiner Empfehlung fest, hinsichtlich 
des PAD NG eine Einrichtung als Infonnalionsverbundsystem zu über­
denken, da bei kriminalpolizeilichen Erminlungen grundsätzlich ein 
Datenaustausch wichtig wäre. 

Da das SMI in seiner Stellungnahme nicht darauf eingegangen war, 
dass in Wien alle Dienststellen auf Eintragungen anderer Dienststellen 
- und damit potenziell auch auf sensible Emliltlungsfalle - zugreifen 
konnten, bekräftigte der RH weiters seine Empfehlung, die technischen 
Möglichkeiten zu untersuchen, um bei horizontalem Datenaustausch 
und insbesondere bei Abfragen von nachgeordneten Dienststellen den 
Zugriff auf sensible Ermittlungsfallc möglichst einfach und sicher 
unterbinden zu können. 
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23.1 ( I )  Zur zeitnahen [tagesaktuellen) Erfassung des Kriminalitätsgesche­
hens hatte das Bundeskriminalamt im Jahr 2004 den Sicherheitsmo­
nitor als zentrale Datenbank eingeführt und seither laufend weiter­
entwickelt. Sämtliche Vorsatz-Straftaten wurden automatisch in den 
Sicherheitsmonitor übernommen, sobald die verantwortliche Polizei­
dienststelle im Aktenprotokollierungssystem PAD die vorgesehenen 
Mindestdaten36 erfasst hatte. Änderungen [Nacherfassungen, Korrek­
turen) der Daten im PAD wurden unmittelbar auch im Sicherheitsmo­
nitor wirksam. 

Die Daten im Sicherheitsmonitor standen österreichweit allen Exeku­
tivbediensteten online zur Verfügung. 

Aus den Daten des Sicherheitsmonitors generierte das Bundeskriminal­
amt automationsunterstützt Tagesberichte (bspw. pro Bundesland) mit 
einer Aunistung wichtiger Straftaten sowie stalisrischen Grunddaten 
und verteilte diese per automatisch erstellter E-Mail [Automail) an 
alle Landespolizeidirektionen bzw. über Anforderung auch an weitere 
Organisationseinheiten. Weiters nahm das Bundeskriminalamt auto­
mationsunterstützt laufende Überprüfungen verschiedener Kriminali­
rätsthemen (z.B. Wohnungs-Einbruchsdiebstahl, Kfz-Einbruch, Han­
dydiebstahl) auf Schwellwertüberschreitungen37 vor und versendete 
bei Auslösung Automails an vordefmierte Empfanger. 

Das Bundeskriminalamt (Analyseabteilung) erstellte auf Basis der Daten 
des Sicherheitsmoni tors Monatsberichte pro Bundesland und bundes­
weit owie periodische und anlassbezogelle Lageberichte zu bestimmten 
Kriminalitätsformen (z.B. Einbruchsdiebstähle, Raubüberfalle). Diese 
standen über die Analyse-Plattform im BMI-Intranet allen Entschei­
dungsträgern zur Verfügung. Weiters stellte das Bundeskriminalamt 
Daten geografisch aufbereitet und visualisiert im Geografischen Infor­
mat ionssystem GIS bzw. im Kriminalitätsatlas bereit. In Kooperation 
mit einer wissenschaftlichen Einrichtung (Joanneum Research For­
schungsgesellschaft mbH) erarbeitete es statistische Modelle zur Erstel­
lung von Prognosen für die Kriminalitätsentwicklungen in ausge­
wählten Bereichen Iz.B. Kfz-Diebstahl, Wobnungseinbruch) bis auf 
Bezirksebene. 

16 wSichcrheilSnionilorre!("V;)nlcs· Schlagwort (vorsalzliches Delikt. das von Amts wegen 

zu verfolgt:'n istJ. vollst3.ndigc Angaben zu Vorfallsort und -zeil 

1J konlinuierlichc automatische Prüfung von HäurlgkeilSZahlen in einem defmierten Zeit­

raum und einer definierten Region nach einem festgelegten Algorithmus zwecks zeit­

naher Erkennung aufTallend hoher Zahlen und negativer EntWicklungen 
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(2) Alle Infomlationssysteme und -schienen des Sicherheitsmonitors 
basierten letztlich auf den im PAD .na sten Daten. Die ordnungsgemäße 
und unmittelbare Protokollierung bildete somit die Voraussetzung für 
die Aussagekraft und Effektivität der im Sicherheitsmonitor erstellten 
Lagebilder, Berichte und Auswertungen. Bei der Datenübemahme in den 
Sicherheits monitor war keine Kontrolle nach dem Vier-Augen-Prinzip 
durch die Dienststellenführung implementiert. Das Bundeskriminalamt 
führte daher zeitnah automalionsunterstützte Datenqualitätsüberprü­
rungen der über das PAD in den Sicherheitsmonitor übennittelten Fälle 
anhand eines Prüfkatalogs durch. In dabei aufschlagenden Fällen ver­
sendete es Automails mit der Aufforderung zur Prüfung und Korrektur 
bzw. Ergänzung der PAD-Daten an die zuständigen Polizeidienststellen. 

In nachstehender Tabelle sind die Anzahl der im Sicherheitsmonitor 
erfassten Fälle (Stichtag Anfang September 20 141. die Anzahl der im 
Rahmen der Qualitätssicherung versendeten Automails sowie deren 
Anteil an den Fällen insgesamt seit dem Jahr 201 1 dargestellt: 

Tabelle 15: Im Skherheitsmonitor erfasste und im Rahmen der Qualitätssicherung 

ü berprüfte Fälle 

2011 2012 2013 2014 Summe (1. Halbjahr) 

Anzahl 

Anzahl der Fälle im Sicherheitsmonitor 570.106 586.410 598.821 292.543 2.047.880 

Anzahl der versendeten Qualitäts- 91.925 80.140 114.395 43.276 329.736 sicherungsmails 

in '0 

Anteil der mittels Qualitäts-
sicherungsmail überprüften Fälle 16,1 13,7 19,1 14,8 16.1 

Quellen: Daten Bundeskliminalamt. Berechnung RH 

Bund 2015/14 

Seit dem Jahr 201 1  hatte das Bundeskriminalamt in durchschnittlich 
rd. 1 6  % der im Sicherheitsmon itor enassten Fälle Automails zur Qua­
lität sicherung versendet. Bezogen auf die einzelnen Bundesländer lag 
der Wert zwischen 1 1 ,5 % in Wien und 24, 1 % in Salzburg. 

Eine Vorverlagerung automation unterstützt möglicher Plausibilitäts­
prüfung zur originären Datenerfassung im PAD (z.B. Verhindenlllg 
deflllierter unzulässiger bzw. Sicherstellung unbedingt erforderlicher 
Eintragungen) hatte das Bundeskriminalamt angedacht, wegen der zu 
erwartenden Programmierungskosten aber nicht umgesetzt. 
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(3) Die Bediensteten der Polizeidienststellen hatten erlassgemäß alle 
Vorsatzdelikte sofort nach Anzeigenerstattung - in der rur den Sicher­
heit monitor benötigten Detaillierung - im PAD zu erfassen. Gemäß 
einer Auswertung für den Zeitraum 201 1  bis zum ersten Halbjahr 2014 
lag der Zeitpunkt der Speicherung im Sicherhcitsmonitor in der in 
nachstehender Tabelle angeführten Anzahl der Fälle mehr als sieben 
Tage nach dem Tatzeitende. Mögliche Ursachen konnten bspw. darin 
liegen, dass die Tat erst verzögert entdeckt bzw. der Polizei angezeigt 
wurde oder dass die Polizeidienststellen die fur den Sicherheitsmoni­
tor erforderlichen Daten verspätet erfassten. 

Tabelle 16: Im Sicherheitsmonitor erst mehr als sieben Tage nach Tatzeitende erfasste Fälle 

2011 2012 2013 2014 Summe (1.  Halbjahr) 
Anzahl 

Anzahl der Fälle im Sicherheitsmonitor 570.106 586.410 598.821 292.543 2.047.880 insgesamt 

Anzahl der mehr als sieben Tage nach 125.350 128.232 138.349 65.621 457.552 Tatzeitende erfassten Fälle 

in '10 

Anteil der mehr als sieben Tage nach 
22,0 21,9 23,1 22,4 22,3 Tatzeitende erfassten Fälle 

Quellen: Daten Bundeskriminalamt, Berechnung RH 

240 

Verteilt nach Bundesländern betrug der Anteil der mehr als sieben 
Tage nach Tatzeitende erfassten Fälle - bezogen auf den Gesamtzeit­
raum - zwischen 1 7,8 % in Wien und 29,9 % in Vorarlberg, wobei 
alle Bundesländer außer Wien einheitlich Idar über dem Bundesdurch­
schnitt von 22,3 % lagen. 

23.2 ( t )  Der RH beurteilte den vom Bundeskriminalamt als zentrale Daten­
bank entwickelten SicherhcitsmoniLOr als gutes Instrument zur zeitna­
hen Analyse des Kriminalitätsgeschehens durch die Analysebereiche 
des Bunde kriminalamts und der Landeskriminalämter sowie zur Unter­
stützung der Dienststellen bei der Einsatzplanung und Ressourcensteu­
erung. Entscheidend dabei war die Nutzung durch die Dienststellen­
leitung. 

(2) Der RH hielt fest, dass der Umfang der bei Plausibilitätskontrollen 
auffallenden und zu prüfenden Erfassungsmängel seit dem Jahr 20 1 1  
bei durchschnittlich rd. t 6  % der Gesamtzahl lag und dementspre­
chend einen hohen Bearbeitung aufwand verursachte. 

Bund 201 5/14  
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Der RH emprahl daher dem BMI  sicherzustellen, dass im Rahmen der 
Aus- und Fonbildung der Polizeibeamten sowie der Wahrnehmung der 
Dienst- und Fachaursicht durch alle Vorgesetzten verstärkt auf kor­
rekte Erfassung der flir den Sicherheit monitor relevanten Daten im 
Aktenprotokollierung system PAD Wen gelegt wird. 

Er empfahl dem BMI weiters, bei der Umsetzung des projektienen 
neuen Aktenprotokollierungssystems (PAD NG) für den kriminalpoli­
zeilichen Bereich sicherzustellen, dass die derzeit nachgängig durch­
geflihnen Plausibilitätskontrollen soweit wie möglich unmittelbar und 
automatisiert bei der originären Datenerfassung vorgenommen werden. 

(3) Der RH hielt weiters rest, dass bei der Erfassung von Straftaten 
Verzögerungen auftraten, so lagen in rd. 25 � der Fälle mehr als sie­
ben Tage zwischen dem Tatzeitende und der Erfassung im Sicher­
heitsmonitor. 

Er  empfahl dem BMI, die Ursachen flir die verzöge ne Erfassung von 
Straftaten im Sicherheitsmonitor (z.B. Anzeigeverhalten der Bevölke­
rung in bestimmten DelikLSbereichen, verspätete Datenerfassung durch 
die nachgeordneten Dienst teilen) zu untersuchen, um darauf basie­
rend Maßnahmen für eine zeitnähere Erfassung des Kriminal itätsge­
schehens zu treITen und damit die Aktualität der auf dem Sicherheits­
monitor basierenden Auswertungen und Analysen zu steigern. 

23.3 Laul lellullgllallllle des BMI sei bezüglich der Aus- ulld Fortbildullg 

eille IIdlialirle durch die ellge Zusalll llle/larbeil lIIit delll PAD-Team 

bereils geselzl wordell; durch die PAD-Trailler werde die Verllleidullg 

bekalllller Dalellqualitätsmällgel elltspreclrelld geschult. 1111 PAD selbst 

sei das Vier-Augell-Prillzip eillgericlllet wordell, wOilach der KOIII­

malldall/ eiller Polizeiill pektiOlr deli Akt ulld damit deli Datellsatl er I 
IIaelr fachlicher KOII/rolle freigebell dürfe. 

Das Thema, PlausibilitätskOll/rollen soweit /IIi� möglich ullmillelbar ulld 

automatisiert bei der onginörru Dateuerfassu"9 Ilonundrmen, werde 

eilles der lIaupll/relllell bei der teclrllisc/rell EII/wicklullg des ProlO­

kollier-, A llzeigell- IIlId Darelllllodul Nur Gellemrioll (PAD NG) seil/. 

Das _Aktrwlilätsproblem - bei der Erfassul/g illl Sic/rer/reilsmol/itor 

liege hauptsäclrliclr bei del/ sogel/al/I/lel/ Massel/deliklel/, wie Keller­

Ei I/b ruc Irsdiebs ta h I, Wo Ir 11 u IIgs -E i IIb ruclrsd iebst a Ir I, Fa h rradd iebs t 0 h I 

elc. I'or. Bei dieseIl würdel/ die Opfer ofr sehr spät, weil sie erst I/ach 

RückspracIre mil der Versiclrerul/g r'OI/ der NOlwel/digkeit eil/er AI/zei­

gebeslätigul/g erfa Ir relr , die A I/zeige bei der Polizei erS/allel/. Ersr ab 

diesellI Zeitpul/kt l/lürdel/ diese Delikre il/s polizeiliche .. HelJjeld" rre-
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tell. Die BeeillflussUII9 eilles soleIren VerhaiteIls sei durch polizej/idre 

Maßlla/rlllen kaulII möglich. 

23.4 Der RH entgegnete, dass er einen Hinweis vermisste, ob die Erklärung 
rur die verspäteten Anzeigen bei sogenannten Massendelikten aur gesi­
chenen Untersuchungen des BMI beruhte und wodurch eine verspä­
tete Datenerrassung durch die nachgeordneten Dienststellen weitge­
hend ausgeschlossen werden kann. 

Polizeiliche Kriminalstatistik 

24.1 Zur Abbildung des Kriminalitätsgeschehens fühne das BMI unter der 
Verantwortung des Bundeskriminalamts die polizeiliche Kriminalsta­
tistik. Diese zeigte Stand und Entwicklung der bekannt gewordenen 
gerichtlich strafbaren Handlungen an. Die Polizeidienstslellen errassten 
die Daten für die Kriminalstatist ik  im PAD gleichzeitig mit der Über­
mittlung des Abschlussberichts an die Staatsanwaltschart. 

Die polizeiliche Kriminalstatistik bildete somit im Unterschied zum 
Sicherheitsmonitor das Kriminalitätsgeschehen erst zum Zeitpunkt der 
Anzeigeerstattung bei Gericht ab. Die Zeitverzögerung zum Aktenan­
rall lag im Durchschnitt bei etwa drei Monaten. 

Das BMI veröfrentlichte im Rahmen desjährlichen Sicherheitsberichts 
gemäß § 93 SPG detaillierte Daten der polizeilichen Kriminalstatistik 
(z.B. Stand und Entwicklung von Gesamtkriminalität, Delikten, 
Deliktsbereichen, Begehungsrormen und Aufldärungsquoten bundes­
weit sowie regional). 

Das BMJ fühne eigene Statistiken über die Tätigkeit der Strafjustiz 
(Verrahrenserledigung, Veruneilungen) und veröffentlichte diese eben­
ralls im Rahmen des Sicherheitsberichts. Verknüpfungen zwischen den 
Daten der polizeilichen Kriminalstatistik und den Justizstatisliken 
bestanden nicht. Aussagen über die Weiterbehandlung der in der poli­
zeilichen KrimLnalstatislik erfassten Anzeigen durch die Justiz waren 
daher weder im Einzelrall noch statistisch möglich. 

24.2 Der RH hielt kritisch rest, dass keine Verknüpfungen zwischen der poli­
zeilichen Kriminalstatistik und den Statistiken der Strafjustiz bestan­
den. Aussagen über die Weiterbehandlung der Anzeigen bei der Ju tiz 
waren daher nicht möglich. 
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Der RH empfahl dem BM!, auf eine Verknüpfung der polizeilichen Kri­
minalstatistik mit den Statistiken der Stratjustiz (Erledigungen, Verur­
teilungen) hinzuwirken. Dies sollte die Aussagekraft der polizeilichen 
und gerichtlichen Kriminalstatistik erhöhen sowie dem BMI eine Wci­
t.rverfolgung der Anzeigen ermöglichen und verbesserte Informatio­
nen im Hinblick auf Qualitätssicherung und effIZienten Ressourcen­
einsalZ liefern. 

24.3 tom S,ellullgllallll/e des BMI IIabe es bereits mell rere /lli/ialivell im 

Rallmell des Projekls Krililillalsratistik-Neu gestartel. Grulldsätzlic/, 

Iwbe eille sole/'e Verkl/üpjullg lIur bei geklärteIl StraftaieIl eillen fael,­

lid,ell Si "'I. Dafür gäbe es auch ejlle reell llische Möglichkeit, ,md zwar 

über die bereic/,sspezijische Persollellkel/lIZalil dell Akl mil seil/eil kri­

millalstalistischell IItjormatiollell bis zur Rechtskraft eilles Urteiles 

IlGchwvollzie/leli ulld damit auswertbar zu mac/,e" . Dies sei jedoch 

bislo/lg a ufgrulld feMel/der Umsetzuligsmaßllal,meli im Bereicll des 

}ustizressorts /liel,1 eifolgt. 

25.1 Die Sachbearbeiter bei den Polizeidienststellen erfassten die DalenJ8 
für die Kriminalstatistik nach den Vorgaben des Bundeskriminalamts 
im PAD. Unterstützend stellte das BM! eine laufend aktualisierte Anlei­
tung zur _Befüllung der Kriminalstatistik aus PAD- und Online-Hilfe­
stellungen bereit. 

Im Sinne einer Vier-Augen-Konlrolle hatten die Dienstvorgesetzten die 
Belege der Kriminalstatistik zu prüfen und freizugeben, in bestimm­
ten FällenJ9 war eine Kontrolle durch die Kriminalrefcrenlen in den 
Bezirks- bzw. Stadtpolizeikommanden verpflichtend. 

Die rur die Kriminalstatistik zuständige Abteilung des Bundeskriminal­
amts nahm standardmäßig Plausibilitätsprüfungen der in der Kriminal­
statistik erfassten Daten vor. Es versendete laufend Listen offensichtlich 
mangelhafter bzw. zu prüfender Daten an die jeweiligen Landeskri­
minalämter. Diese hatten sicherzustellen, dass tatsächliche Mängel 
berichtigt werden bzw. bestätigten gegebenenfalls die Korrektheit der 
Daten. Zusätzlich überprüften Mitarbeiter des Cybercrime-Comptence­
Centers anhand unmittelbarer Akteneinsicht (über PAD) die korrekte 

J8 bspw. Strartat. Tatzeit und -ort. Schadenssumme. Talminei. Tatvcrd�chtige und Gcscha­
digle sowie weitere Spezifizierungen für Zwecke der statistischen Auswenung 

J'j Grundslitzlich war jede Straftal einzeln ruf die KriminalstatiSlik zu erfassen. Bei mehr­

rach verüblen gleichen Straftalen im On lichen und zeitlichen Zusammenhang musste 

nur ein Beleg ausgeftlill und durch. den Mutliplik'Hor die Anzahl der begangerH'(j Straf­

laIen (z.B. mehrere AulocinbrOche auf einem Parkplatz) dargcstel lt werden. AI> dnem 

Mulliplikator von 20 war die Kontrolle durch. dje Kriminalreferenten verpnichtcnd. 

243 

III-204 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 3 (gescanntes Original) 47 von 100

www.parlament.gv.at



R 
-

H 
Daten und Informationsaustausch 

Oilten- und Informil­

tionsilustilusch iluf 
niltioniller Ebene 

244 

QualifIzierung von Cybercrime-Delikten. Vor Bekanntgabe der end­
gültigen Jahresergebnisse nahm das Bundeskriminalamt weitere ver­
tiefte Qualitätskontrollen und Berichtigungen vor. 

25.2 Der RH verwies darauf, dass die korrekte Datenerfassung die Voraus­
setzung ftir die richtige Darstellung und Beurteilung der Kriminalitäts­
lage bildete und das Bundeskriminalamt die nachgängige Qualitäts­
kontrolle effektiv wahrnahm. Diese war allerdings mit einem großen 
Ressourceneinsatz verbunden. Der RH empfahl dem BMI sicherzu­
stellen, dass im Rahmen der Schulung der Sachbearbeiter sowie der 
Dienst- und Fachaufsicht auf allen Ebenen verstärkt auf die Qualität 
bei der unmittelbaren Datenerfassung ftir die Kriminalstatistik geach­
tet wird. 

25.3 Das BMI lIIies ill seiller Stellullgllahme auf das automariollsullterstiirzte 

P[ausibilitätskolltrollsystelll, die Vier-Augell-Kolltrolle durch deli PI­

KOlllmalldG/ltcll bei der Freigabe ulld die Eillbeziehullg der Krimillal­

polizeilicheIl Referelltell hili. 

25.4 Der RH entgegnete, dass die vom BMI angeftihrten Maßnahmen zur 
Qualitätssicherung bereits vorhanden waren und im Prüfungsergebnis 
dargestcllt sind. Seine Empfehlung war angesichts des hohen nachgän­
gigen Bearbeitungsaufwands beim Bundeskriminalamt dahin gerichtet, 
die Datenqualität bereits bei der unmittelbaren Erfassung ftir die Kri­
minalstatistik durch Maßnahmen im Rahmen der Schulung der Sach­
bearbeiter und der Oienst- und Fachaufsicht zu verbessern. 

Single Point of Contact (SPOC) 

26.1 ( I) In der Abteilung I (Kriminalstrategie und zentrale Administration) 
hallc das Bundeskriminalamt den Single Point of Contact (SPOC) mit 
acht fIx zugewiesenen Bediensteten eingerichtet. Der SPOC war die 
rund um die Uhr besetzte nationale und internationale Kommunika­
tionsdrehscheibe des Bunde kriminalamts. Er sichtete, bewertete und 
verteilte den gesamten Eingang von ca. 600 bis 800 Nachrichten pro 
Tag. Der SPOC war Ansprechstelle für al le Organisationseinheiten des 
Bundeskriminalamts sowie inländische und ausländische Sicherheits­
behörden, außer in Schengen-Angelegenheiten. 

Der SPOC erledigte den Anfall sofort nach einer Erstbewertung, falls 
keine Fachabrcilung einzubinden war. Dies betraf insbesondere alle 
einfachen kriminalpolizeilichen Eingangsstücke, Fahrlässigkeitsdelikte 
und Anfragen zu Verwaltungsübenretungen. Der SPOC führte auch 
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den INTER.POL-Schriftverkehr für Sachverhalte, denen vorerst kein 
Delikt zugeordnet werden konnte. 

Der SPO( übernahm außerhalb der Nomlalarbcitszcil die Funktionen 
für im Bundeskriminalamt eingerichtete MeldesleJlen.4o 

(2) Zusätzlich zum SPO( gab es im Bundeskriminalamt die im Jahr 1 989 
eingerichtete FernmeldesteJle mit zwölf Bedienstelen (Stand Juli 201 4). 
Die ursprünglichen Aufgaben der Fernmeldestelle waren in den "natio­
nalen" und -internationalen" Bereich gegliedert. Der nationale Bereich 
umfasste die gesamten Ein- und Ausgänge an E-Malls und Faxnach­
richten zwischen den nationalen Behörden und Sicherheitsdienststel­
len. Der internationale Bereich umfasste u.a. den gesamten E-Mailver­
kehr von und zu den INTERPOL-Mitgliedstaaten. Die Fernmeldestelle, 
sowie die Festlegung ihrer Aufgaben zur Zeit der Gebarungsüberprü­
fung, schienen nicht in der Geschäftsordnung des Bundeskriminalamts 
auf. Die Mitarbeiter der Fernmeldestelle waren von der Landespoli­
zeidirekrion Wien zur Dienstverwendung zugewiesen. Das Bundeskri­
minalamt evaluierte bereits seit dem Jahr 2010 den Fortbestand der 
Fernmeldestelle. Durch den Fortbestand der Femmeldestelle blieb ein 
Potenzial zur Umschichtung von Personal zu den Schwerpunktaufga­
ben des Bundeskriminalamts jahrelang ungenutzt. 

26.2 Der RH erachtete die Einrichtung des SPO( als zweckmäßig, um den 
Ein- und Ausgang von Nachrichten zu zentralisieren. Er kritisierte 
jedoch, dass trotz jahrelanger Evaluierung durch das Bundeskrimi­
nalamt noch keine Entscheidung über den Fortbestand der zusätzlich 
bestehenden Fernmeldestelle getroffen worden war, und damit ein 
Potenzial zur Umschichtung von Personal zu den Schwerpunktaufga­
ben des Bundeskriminalamts jahrelang ungenutzt blieb. 

Der RH empfahl dem BundeskriminalamI, die verbliebenen Aufgaben 
der Fernmeldeslelle in den Single Point of (ontael zu integrieren und 
das Personal zweckmäßig einzu elzen. 

26.3 Laut Slelluuguahme des BMI seieu die Eiugliederung der INTERPOL­

FenJllle/destelle des BUlldeskriminalamls iu deu SPOC bzw. iu audere 

Abtei/urlgell des BuudeskrimiualamlS bereits kouzcptiouell ausgearbei­

let, eiue lieue Aufgabellbescirreib'Uig d'4rchgefohrl u lld die notwelldigell 

Persolla/- und RessourceJlllloßuah",en in die Wege geleilet wordeIl. 

40 wie bspw. Killderpornograrlc. Menschenhandel und Schlepperd. vermisste Kinder. clc. 
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Die gesetzlich I'orgesehene Einbindung der Personalvertretung sei il/l 

Juni 20/ 5 erfolgt. Nacll Abschluss dieser Personalvertrctungsvcrlwlld­

lungen mit / .  Juli 20/ 5 sci ein scchsmonatiger Probebctrieb eingerich­

tet worden, der cllaluiert werde. Nach eventuell erforderlichen Anpas­

st/llgen erfolge die Übemahl/le in den Regelbetrieb. 

Lagebilder 

27.1 Aus den Eintragungen im Sicherheitsmonitor generiene das Bundes­
kriminalamt täglich Lagebilder und veneihe diese an alle Landespoli­
zeidirektionen bzw. bei Bedarf auch an weitere Organisationseinheiten 
per E-Mail. Lagebilder Jiefenen abstrakte, nicht personenbezogene 
Übersichten über bestimmte Regionen, bestimmte Zeiträume, bezo­
gen auf generelle oder bestimmte Kriminalitätsbereiche, inklusive der 
Beschreibung mittel- bis langfristiger Kriminalitätsentwicklungen. 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung gab es Lagebilder zu den Themen 
Dokumentenfalschung, Falschgeld, Kfz-Entfremdung, Raub, Schlep­
perei und Skimming4l . Weiters bestanden Überlegungen, ein Lagebild 
_Betrug- zu entwickeln. Dies wäre wichtig, um überregionale Verflech­
tungen erkennen zu können und bspw. den Tätern gewerbsmäßige 
Tatbegehungen, insbesondere bei Verwendung elektronischer Medien, 
nachweisen zu können. Zu diesem Thema hatte bereits ein Workshop 
des Bundeskriminalamts mit den Landeskriminalämtern stattgefunden. 
Allerdings wurde kein Konsens darüber gefunden, wer für die Quali­
tätssicherung der eingegebenen Daten zuständig sein sollte. 

Für den Inhalt und den Betrieb der übrigen Lagebilder waren diverse 
Referate und Büros des Bundeskriminalamts verantwonlich. 

27.2 Der RH hielt positiv fest, dass Lagebilder eine gute Methode zur Erken­
nung von Kriminalitätsentwicklungen waren. Er kritisienejedoch, dass 
ein Lagebild "Betrug" nicht zur Verfügung stand, obwohl dies zweck­
mäßig wäre, um überregionale Verflechtungen erkennen zu können 
und bspw. den Tätern gewerbsmäßige Tatbegehungen nachweisen zu 
können. Dies wäre insbesondere in Fällen, in denen die Tatbegehung 
unter Verwendung elektronischer Medien erfolgte, wichtig. 

Der RH empfahl dem Bundeskriminalamt, das Lagebild .. Betrug" mög­
lichst rasch zu entwickeln, den übrigen Dienststellen zur Verfügung 
zu stellen und die Qualitätssicherung der eingetragenen Daten selbst 
durchzuführen. 

41 Skimming ist das illegale Erlangen von Banlomat- oder Kredilkanendalen. indem 

Dalen von Magnetstreifen ausgelesen und aur gcfllschtc Kanen kopien werden. 
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27.3 Laut Stellu"g"ahllle des BMI sei das Projekt .Lagebild Betrug· bereits 

weit fortgescl,rirtell. Die "ach a usställdigell Abkläru"ge" allf tech­

Ilischer Ebe'le würden eI,esllllöglicl, abgeschlasse". so dass da,wcl, die 

weitereIl zie/gerichtetcll Ulllsetzungsschril1e erfolgen kömHen. 

Analysedatcnbank Factotum 

28.\ Zur operativen Kriminalanalysc richtete das Bundesltriminalamt Ana­
lysed3tcnbanken42 (genannt Factotum) ein. In diesen erfassten die 
Ermittier händisch und strukturiert Daten, d.h. es erfolgte keine auto­
mationsunterstÜ12te BeRiliung aus dem PAD. Die eingegebenen Daten 
konnten pro Factotum miteinander verknüpft werden und sollten ein 
Gesamtbild ergeben. Bei Übereinstimmungen von bspw. Namen oder 
Kfz-Kennzeichen in unterschiedlichen Datenbanken erging eine Tref­
fermeldung aus dem System an die befassten Ermittier. Dies sollte 
u.a. der Aufarbeitung von Fällen dienen, die Klärung von Straftaten 
unterstützen und das Erkennen von Tätergruppierungen und Struk­
turen erleichtern. Die folgende Abbildung stellt eine derartige Daten­
bank beispielhaft dar: 

41 Die Datenbanken waren dalcnschutzrcchtlich genehmigt, da auch personen bezogene 
Daten verarbeitet wurden. 
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Abbildung 1 1 :  Verknüpfungsmöglichkeiten in Factorum Analysedatcnbanken 
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Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung hatte das Bundeskriminalamt auf 
Wunsch von Ermittlem 1 3  Analysedatenbanken (bspw. Schlepper. Rot­
licht. Suchtgift) eingerichtet. Die Befüllung erfolgte auf freiwilliger 
Basis. Nach Angaben der Ermittler waren die Eingabe und die hän­
dische Verknüpfung der verschiedenen Objekt(4) ehr zeitaufwändig. 

Die ErminJer nutzten die Analysedatenbanken in den Jahren 201 2 bis 
201 4  in sehr unterschiedlichem Au maß. So hallen zur Zeit der Geba­
rungsüberprüfung die Sachbearbeiter im Burgenland. in Salzburg, der 
Steiermark und in Wien noch keinen einzigen Fall im FaclOtum .Ein· 
bruch· erfasst. In das Faclotum .Menschenhandel· gab außer dem Bun­
deskriminalamt und Wien kein weiteres Bundesland Daten ein. Nur die 
Datenbanken .Rotlicht", .Schlepperei· und .Suchtgift" nutzten sowohl 
das Bundeskriminalamt als auch alle Bundesländer, wobei die Quan­
tität der Eintragungen stark divergiene. 

-4] Objekte waren bspw. Adressen. Ereignisse. Fahncugc. Personen. aber auch Links zur 

VcrknQpfung. 
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28.2 Der RH würdigte die Einrichtung der Faclotum-Analysedatcnbanken 
durch das Bundeskriminalamt als gute Möglichkeit zur Datenverknüp­
fung, die einen stetigen Informationsnuss gewährleisteten und auch 
überregionale Entwicklungen und Strukturen erkennen lassen konnten. 
Der RH wies aber gleichzeitig darauf hin, dass aussagekräfLige Aus­
wertungen und Erkenntnisse aus den Datenbanken nur dann möglich 
sind, wenn die Datenbanken von allen betroffenen Ermittlern adäquat 
befüllt werden. 

Der RH empfahl dem Bundesluiminalamt, bei Factotum-Datenbanken 
auf verstärkte Erfassungen durch die ErmittIer hinzuwirken, um eine 
Basis Für aussageluäftige Auswertungen zu schaffen, die auch überre­
gionale Zusammenhänge im Kriminalitätsgeschehen erkennen lassen. 

28.3 Laut Stellu>tglwiJme des BMI seieIl die .Factotum-Datellballke,," 

Arbeitsallalyse-Datellballkell, für die prillzipiell lIur jelle En>tiN­

ler/Allalystell freigesciJaltell würdelI, die fiir kOllkrete regiOllale/ZCII­

trale A llOlysearbeitell die dafiir llOtwelldigell DareIl sammeltell. Dalrer 

kölllllell aus datellschutzreciltlichell, aber aucll aus jacllliclr/allaly­

tischeIl Grülldell lIicht alle möglicheIl User jreigeschaltell werdell. Der 

Melrnvert eiller solcheIl Datellballk werde aujllersclliedellstell Ebenen, 

bei alIeIl mögliclrell Faclrtagullgen, ScllUlungell, aber auch ill der täg­

lichell Lillie>tarbeit geschult ulld erklärt. 

28.4 Der RH entgegnete, dass seine Empfehlung nicht darauf gerichtet gewe­
sen sei, die .. Factotum-Datenbanken" für alle User freizuschalten, son­
dern darauf, dass das Bundesk.riminalamt auf verstärkte Erfassungen 
durch die jeweils betroffenen ErmittIer hinwirken solle, um eine Basis 
für aussagek.räftige Auswertungen zu schaffen, die auch überregionale 
Zusammenhänge im Kriminalitätsgeschehen erkennen lassen könnten. 
Er hielt die EmpFehlung daher aufrecht. 

Organisierte Kriminalität 

29 Bis zur Aunösung der kriminalpolizeilichen Abteilungen der Bundes­
polizeidirektionen und der Gendarmerie im Jahr 2002 gab es in den 
nachgeordneten Dienststellen eigene Gruppen, die Fälle von Organi­
sierter Kriminalität (OKj bearbeiteten. Seither bestand nur im Bundes­
kriminalamt eine eigene Zuständigkeit. Im Jahr 20 13  richteten die 
Landeskriminalämter aufgrund eines Erlasses des Bundeskriminal-
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amts OK-Koordinatoren ein.« Diese sollten eine SchnitlStelienfunk­
lion zwischen den Ennittlungsbereichen bzw. Assistenzbereichen in 
den Landeskriminalämtem und dem Bunde kriminalamt in OK-rele­
vanten Bereichen wahrnehmen. Die OK-Koordinatoren waren Füh­
rungskräfte aus der Leitungsebene desjeweiligen Landeskriminalamts 
und üblen ihre Tätigkeit als OK-Koordinator in Personalunion aus. 

30.1 ( I )  Das Bundeskriminalamt hatte eine OK-Datenbank eingerichtet, die 
es aufgrund bundesweit gesammelter Ermittlungserkenntnisse befüllte. 
Zur Zeit der örtlichen Gebarungsüberprüfung hallen die OK-Koordi­
natoren noch keinen Zugriff auf diese Datenbank. Der Infonnations­
fluss vom Bundeskriminalamt an die OK-Koordinatoren und in weiterer 
Folge an die Landeskriminalämter bzw. nachgeordneten Dienststellen 
war somit eingeschränkt. 

(2) Bisher Fanden zwei zweitägige OK-Koordinatorentreffen statt, die 
auch gleichzeitig Schulungen waren. Der Erlass des Bundeskriminal­
amts sah quartalsweise Treffen vor. 

(J) Die OK-Koordinatoren hatten dafür zu sorgen, dass die sogenann­
ten OK-Fragebögen ausgefüllt werden. Die Fragebögen dienten der 
Informalionsweitergabe an EUROPOL 4S, die auf Grundlage dieser Daten 
einen Bericht46 zur strategischen Vorgehensweise bei grenzüberschrei­
tender Organisierter Kriminalität erstellte. 

Die Anzahl der ausgefüllten Fragebögen war österreichweit sehr unter­
schiedlich. In den Bundesländern Tirol und Vorarlberg gab es in den 
Jahren 201 1  bis 201 3 keine bzw. nur zwei Eintragungen. 

30.2 ( I )  Der RH kritisierte, dass die OK-Datenbank für die OK-Koordina­
toren noch nicht zugänglich und damit der Informationsfluss vom 
Bundeskriminalamt zu den Koordinatoren eingeschränkt war. Er emp­
rahl dem Bundeskriminalamt, die OK-Dalenbank für die OK-Koordi­
natoren freizuschalten. 

(2) Der RH hielt kritisch fest, dass die OK-Koordinatoren-Treffen nur 
einmal jährlich stattfanden und nicht quartalsweise, wie im Erlass des 
Bundeskriminalamts vorgesehen. Er empfahl dem Bundeskriminalamt, 

44 Die Innere Revision des SMI prOfle im Jahr 2008 das Bundcsknminalamt und emprahl 

die Etablierung von OK-Koordinaloren in den LandeskriminaHlmu�m um eine wirk­

�ame Bekämpfung von OK-Strukturcn und einen reibungslosen lnfortrt3tionsnuss zu 

gewährleisten. 

4S Europäisches Polizeiamt der EU-Mitgliedstaaten 

46 SOCTA (Scrious and Organizcd Crime Threat Asscssment) Repon 
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die TrefTen mit den OK-KoordinalOren quartalsweise, wie im Erlass 
vorgesehen, durchzuflihren, um eine möglichst umfassende Wissens­
weitergabe zu ermöglichen. 

(3 )  Der RH stellte kritisch fest, dass die Anzahl der ausgeflillten OK­
Fragebögen, die der Informationsweitergabe an EUROPOL dienten und 
eine bundesweite Abbildung des OK-Geschehens ermöglichen sollten, 
ö terreichweit sehr unterschiedlich war. Er empfahl dem Bunde krimi­
nalamt, Gründe für die quantitativ unterschiedlichen Meldungen über 
Organisierte Kriminalität zu evaluieren. 

30.3 (i)  Laut StellulIgllllhllle des BMI halIdie es siell bei der so gellalllitell 

OK-Datellballk UIII eille .. FactotulII-Datellballk� Als Rechtsgrulldlage 

rur diese Datella'lIlIelldulIg würdell die elltsprechelldell sicherheits- bzw. 

datellschutzrechtlichell Bestillllllullgell geitell. Dabei sei als Datellsi­

cherheitsmaßnalulle eill integriertes Berechtigullgs- ulld RolielUnanage­

lIIent be onders hen1orgehobell wordell. Es bestünde bereits derzeit die 

Möglichkeit, die Datellallwelldullg für die jeweils bellötigtell Bereiche 

für die OK-KoordillOtorell freizuschaitfll. 

(2) Weiters hielt das BMI ill seiller Stellungnahme fest. dass in I."illelll 

Erlass auf I."ille _ TeilIIalulle all alllassbl."zogl."lIen bzw. zu I'ereillbarelldell 

bspul. quarralsmäßigl."1I TrejJell der OK-Koordillatoren ulld dem BUlldes­

krilllillalalllt ZUIII regelmäßigeIl illjormationsaustausch ulld Akkordie­

rUlIg 11011 laufelldell ErmittlulIgl."lI " hillgewiesclI werde. Bereits illl Jahr 

201 3 sei es zur erstell GesamtscllUlulIg ulld zu illsgl."samt 49 TrejJen 

mit deli OK-Koordillatorell gekommell. 

(3) Laut tdlulIgllahme dl."s BMI I."rjolgl." dll laufellder Wissensaus­

tausch zwischell dem Bundl."skrimillalamt ulld deli OK-Koordinatoren. 

Diese hätten ;,/ ihrem Wirkungsbereich bereits begollllfll. die Bewusst­

seillsbildllllgfür die Bl."füllulIg der OK-Fragebögell zu schulen. Bereits 

illl Jallr 201 3  deli österreich weit illsgesamt 48 Fragebögen lIIit 100 % 
Befüllullgsgrad ausgefüllt worden. Im Jahr 2014 seien 77  Fragebögell 

lIIir 100 % Bl."füllulIgsgrad ausgefüllt wordell. Die Anzalll der a usge­

füllten Fragebögell liege lIaturgemäß auch illl Vorliegfll VOll OK-rele­

I'a ntell Enll it11 ulIgsl'erja lIre 11. 

30.4 ( I )  Der RH entgegnete, dass ungeachtet der bestehenden Möglichkeit, 
die Datenanwendung freizuschalten, diese ofTensichtlich noch nicht 
für die OK-Koordinatoren freigeschaltet wurde. Der RH hielt daher 
seine dahingehende Empfehlung aufrecht. 
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(2) Der RH entgegnete, dass das Bundeskriminalamt im Rahmen 
der Gebarungsüberprüfung an 011 und Stelle auf die Durchführung 
von zwei zweitägigen Treffen der OK-Koordinatoren verwies. Diese 
konnte die geprüfte Stelle auch dokumentieren. Hinsichtlich der wei­
teren 47 Treffen wurde dem RH keine Dokumentation übermittelt und 
waren diese daher für den RH nicht nachvollziehbar. Er hielt daher 
seine Empfehlung aufrecht, Treffen mit den OK-Koordinatoren quar­
talsweise durchzuführen, um eine möglichst umfassende Wissenswei­
tergabe zu ermöglichen. 

[J) Der RH entgegnete, dass ihm bewusst sei, dass die Anzahl der ausge­
füllten Fragebögen naturgemäß auch im Vorliegen von OK-relevanten 
Ermittlungsverfahren l iege. Seine Empfehlung war darauf gerichtet, die 
Gründe für die unterschiedliche Anzahl zu evaluieren. Er hielt seine 
Empfehlung daher aufrecht. 

Wissensboard 

3 1.1 Das Kompetenzzentrum für Wirtschaftskriminalität erstellte im 
Jahr 201 J ein Konzept für ein Informations- und Qualitätsmanage­
ment innerhalb des Fachbereichs Wil1schaftskriminalität. Dieses bein­
haltete u.a. das Vorhaben, ein Wissensboard im Intranet einzurichten, 
um einen bundesweit einheitlichen Informationsstand zu gewährleis­
ten. Zur Zeit der Gebarungsüberprufung war das Wissensboard nur 
mit wenigen Informationen gefüllt und nachgeordnete Dienststellen 
konnten noch nicht darauf zugreifen. 

31.2 Der RH hielt kritisch fest, dass das im Konzept für ein Informations­
management vorgesehene Wissensboard nur mit wenigen Informati­
onen gefüllt war und nachgeordnete Dienststellen noch nicht darauf 
zugreifen konnten. 

Der RH empfahl dem Bundeskriminalamt, das Wissensboard, wie im 
Konzept für ein Informationsmanagement vorgesehen, möglichst rasch 
umzusetzen, um einen bundesweit einheitlichen Informationsstand im 
Bereich der Wirtschaftsdelikte zu gewährleisten. 

31.3 Laut Stellungnalrme des BMI seien seit Mai 201 5  drei Arbeitsplätze 

umgesclriclltet Ivordell, 11m ullter anderem lieben dem Ausbau des Kri­
millalisrisclren LeitjadelI eill elltspreclrelldes Wissellsboard zu imple­

me"lieren. 
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Kriminalpolizeiliehe Schulungen 

32.1 Das Bundeskriminalamt schulte im Schneeballsystem, indem es die 
Landeskriminalämter zu Tagungen, Workshops und Schulungen ein­
lud, welche dann wiederum nachgeordnete Dienststellen schulten, Die 
Abteilungen des Bundeskriminalamts hielten in den Jahren 2009 bis 
201 3 jährlich zwischen 9 1  und 176 Schulungen, Tagungen und Work­
shops zu verschiedenen TIlemenbereichen ab, 

Bei den Tagungen und Workshops kamen die Sachbearbeiter der ver­
schiedenen Deliktsbereiche aus dem Bundeskriminalamt und den 
ErmittJungsbereichen der Landeskriminalämter zusammen und tausch­
ten sich über Neuerungen und laufende Ermittlungen aus. 

Zusätzlich zu den Schulungen des Bundeskriminalamts und der Sicher­
heitsakademie gab es sogenannte KDFR-Schulungen47, in denen erwor­
benes Fachwissen gezielt auch anderen Bediensteten weitergegeben 
werden sollte, In den Landeskriminalämtern gab es pro Ermittlungs­
bzw. Assistenzbereich einen für die Organisation verantwortlichen 
Mitarbeiter. Die Genehmigung der Fortbildungsinhalte erfolgte durch 
das BMI, Abteilung 11/2 in Abstimmung mit der Sicherheitsakademie 
und dem Bundeskriminalamt. Vonragende waren interne und externe 
Experten. Die Mitarbeiter der Landeskriminalämter hatten alle drei 
Jahre an einem der ihren Ermittlungs- oder Assistenzbereich betref­
fenden Seminare teilzunehmen, 

Darüber hinaus stellte das Bundeskriminalamt allen Ressort-Bediens­
teten einen kriminalistischen Leitfaden (KLF) im Inlranet zur Verfü­
gung. Der KLF beinhaltete Basisinformationen für Ersteinschreiter und 
weiterführende Informationen für Spezialisten. Das Bundesllriminal­
amt aktualisierte die Inhalte laufend. Ressort-Bedienstete hatten die 
Möglichkeit, sich über einen Sharepoint<8 auszutauschen. 

32.2 Nach Ansicht des RH stellte das Bundeskriminalamt den nachgeord­
neten Dienststellen grundSätzlich eine ausreichende Anzahl an Fort­
bildungsmöglichkeiten zur Verfügung. Insbesondere beuneilte der RH 
den Ilriminalistischen Leitfaden im BMI-Intranet als gute Handlungs­
anleitung . 

..., berursbegleilenden Fonbildung im KriminaldienSI 

<48 interaktive Plaurorm zum lmernen Informalionsau5Iau�c:h 
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Beri c h t ersta ttu ngsvo rsch ri ft 

33.1 Wesentliche Grundlage für die Berichterstattungspnicht der nachgeord­
neten Dienststellen an das Bundeskriminalamt war die Sicherheits- und 
kriminalpolizeiliche Berichtcrstattungsvorschrift aus dem Jahr 2005. 
Der BerichtspOicht unterlagen bspw. Verbrechenstatbestände, beson­
dere Tatumstände von überregionaler Bedeutung, die Einleitung von 
Ermittlungen gegen kriminelle Verbindungen sowie die Inanspruch­
nahme und die Leistung internationaler polizeilicher Amtshilfc.49 Je 
nach Schwere des Delikts war eine unverzügliche Berichterstattung 
direkt an das Bundeskriminalamt vorgesehen, oder die nachgeordneten 
Dienststellen mussten ohne unnötigen Aufschubso über die jeweils über­
geordnete Dienststelle an das Bundeskriminalamt berichten. Zusätzlich 
zu den allgemeinen Berichterstattungspnichten regelten diverse Erlässe 
des Bundeskriminalamts besondere Berichtspnichten. 

Die Berichterstattungsvorschrift war nicht an die seit 2005 erfolgten 
Organisationsänderungen der Sicherheitsbehörden angepasst und daher 
nicht mehr aktuell. Die Berichterstattungsvorschrift verwies statisch 
jeweils auf die zum Zeitpunkt ihrer Verlautbarung geltende Version 
dieser Erlässe, welche in einigen Fällen (bspw. Falschgeldangelegen­
heiten, SChlepperkriminalitätl nicht mehr gültig waren. Durch die man­
gelnde Aktualität konnte die Berichterstattungsvorschrift ihren Zweck 
als Handlungsanleitung nur mehr teilweise erHilien. 

Seit dem Jahr 201 )  lag im Bundeskriminalamt der Entwurf einer aktu­
alisienen Berichterstattungsvorschrift vor. Eine Genehmigung stand 
zur Zeit der Gebarungsüberprüfung noch aus. 

33.2 Der RH kritisiene, dass die Berichterstattungsvorschrift nicht mehr 
aktuell und nicht an die neuen Organisationsstrukturen der Sicher­
heitsbehörden angepasst war. Der RH empfahl dem Bundeskriminal­
amt, die überarbeitete Berichtcrstattungsvorschrift rasch zu verlaut­
baren, um deren Aktualität wieder herzustellen. 

33.3 Lmll Stellu" gnallme des BMI sei eine lieue adaptierte Bericillerstat­

tUllgsvorscilriftfrir kriminalpolizei/iche Ereig'l;sse bereits erstellt wor­

den. Nach Abst;mlllungsarbeite'l ;11/ Bundeskrimil/alamr und mit - im 

Bereich der Generaldirekrionjiir die öffentliche Sicherheir vorgeschrie­

bellell - Berichterstattullgspflichtell erfolge die erlassmäßige Verlaut­

barul/g der neue'l Bericillersrafllmgsvorschrift. 

�9 wobei ein Ersuchen an das Bundesk.rimin,jllamt um Einleitung des Auslandsschrirtver· 

kehrs die diesbezügliche Bcrichl.spnicht erselzle 

!J(I innerhalb von zwölr Slunden ab Kenntnis oder ab Einleitung von konkrelen Ermin­

lungen gegen eine bestimmTc Person 
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33.4 Der RH entgegnete, dass, wie bereits im Prüfungsergebnis dargestellt, 
schon zur Zeit der Gebarungsüberprüfung eine aktualisiene Bericht­
erstattungsvorschrift im Entwurf vorgelegen ist. Er bekräftigte daher 
eine Empfehlung, die überarbeitete Berichterstattungsvorschrirt rasch 

zu verlautbaren, um deren Aktualität wieder herzustellen. 

Ansprechpartner rur EUROPOL und INTERPOL 

34 Das Bundeskriminalamt fungierte als nationaler Ansprechpartner für 
EUROPOL und INTERPOL. Der Zweck dieser Organisationen war ins­
besondere, kriminalpolizeiliehe Behörden durch Bereitstellung eines 
Kommunikationssystems und von Datenbanken zur Informationsver­
arbeitung zu unterstützen, die Mitgliedstaaten über gesuchte Personen 
zu benachrichtigen sowie gegenseitige Unterstützungsmaßnahmen zu 
koordinieren. 

In formationssysteme 

3$.1 Zur Speicherung von personenbezogenen Daten von (potenziellen) 
Straftätern und Informationen wie Tatorten, Vorgangsweisen oder 
Zugehörigkeiten zu kriminellen Organisationen unterhielt EUROPOL 
ein sogenanntes EUROPOL-Informationssystem (E IS).Sl Das EIS sollte 
dazu dienen, europaweite Verknüpfungen von Straftaten sichtbar zu 
machen und den InformationsOuss zwischen den Mitgliedstaaten zu 
erleichtern. Österreich harte in den Jahren 1 996 bis 2005 in Summe 
rd. 1 ,48 Mio. EUR zur Entwicklung und Einrichtung des EIS bezahlt. 

Österreich lag im Jahr 2006 mit 2.636 Speicherungen an vierter Stelle 
von allen eingebenden Mitgliedstaaten. Da die Eingaben laut Informa­
tion des Bundeskriminalamts sehr zeitaufWändig waren, pOegte das 
Bundeskriminalamt in den Jahren 201 1  bis 201 3  nur wenige DatenS2 

ein, wodurch Österreich unter jene Mitgliedstaaten mit den wenigsten 
Eintragungen zurückflel. Eine bestimmungsgemäße Nutzung dieser 
Datenbank zur nationalen und internationalen Kriminalitätsbekämp­
fung war bei zu wenig Informations-Input nicht sichergestellt. Laut 
Auskunft des Bundeskriminalamts rügte EUROPOL das Bundeskrimi­
nalamt diesbezüglich schon mehrfach. Im schlechtesten Fall könnte 
die fehlende Datenlieferung zu einem Vertragsverletzungsverfahren 
für die Republik Österreich führen. 

!.I vgl. Art 1 1  des Bochlusscs dC) RiJ(i.'S vom 6. April 2009 zur Errichtung EUROPOL 

')2 4S4 Oalcns3lzc im Jahr 201 1 ,  1 84 Oalensat2e im Jahr 2012 und 4 1 7 Datens!ltzc i m  

Jahr 201 3 
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Das Bundeskriminalamt überlegte den Ankauf eines sogenannten Data 
Loadcrs, um Informationen automationsunterstüUl und somit schnel­
ler in das EIS übertragen zu können. Zur Zeit der Gebarungsüberprü­
fung halte das Bundeskriminalamt aus budgelären Gründen allerdings 
noch keine Entscheidung getroffen. 

35.2 Der RH kritisierte, dass das Bundeskriminalamt nur wenige Informati­
onen in das EUROPOL-Informationssystem einpflegte, obwohl Öster­
reich für die Einrichtung dieser Datenbank rd. 1 ,48 Mio. EUR bezahlte. 
Er hielt fest, dass die fehlende Datenlieferung zu ei nem Vertragsver­
letzungsverfahren führen könnte und eine besrimmungsgemäße Nut­
zung der Datenbank zur nationalen und internationalen Kriminalitäts­
bekämpfung nicht wie beabsichtigt sichergestellt war. 

Der RH empfahl dem Bundeskriminalamt, die geforderten Daten in das 
EUROPOL-Infornlationssystem einzugeben, um eine bestimmungsge­
mäße Nutzung der Datenbank zur nationalen und internationalen Kri­
minalitätsbekämpfung sicherzustellen. 

35.3 Laut Stellungnahme des BMI kÖlllle die Datenei,rgabe ill das EUROPOL­

Injormatiollssystem derzeit nur manuell durchgeführt werden. Diese 

Vorga,rgsllleise sei a ußerordelltlic/r zcir- uud ressourcerrauftvendig. 

Trotzdem sei die ZoM der Objektdateu im EUROPOI.-/ujormatiorrssys­

tem im Vergleicli vom I .  Quartal 2014 (4 1 7) llIm 2. Quartal 201 5 
(4 59) um über 10 % gesteigert wordeu. 

Durch die Einrichtung riner Sc/rninstelle zu IKDA (Data Loader) wäre 

eine weitere bedeuteude Steigerung der Eingaben durch Österreich zu 

enIJarte'l (derzeit werde bereits ill 1 5  EUROPOL-Mitgliedstaaten die 

Datenei,rgabe mirtels Dara Loader durc/rgejiilm). Die EIlTwicklung eillCs 

Data Loaders werde derzeit geprüft. 

36.1 ( I )  Im April 201 3 implementierte Österreich das Schengener Informati­
onssystem der zweiten Generation (SIS 11). SIS 11 war ein elektronisches 
pol izeil iches Fahndungs- und Informationssystem für alle Schengen­
staaten und konnte zur Personen- und Sachenfahndung genutzt wer­
den. Mit Stand 3 1 .  Dezember 201 3 enthielt SIS 11 rd. 50 Millionen 
Fahndungsdatensätze über Personen und Sachen.53 Nach Angaben des 
Bundeskriminalamts bestanden in den nachgeordneten Dienststellen 
teilweise noch Informationsdefrzite in Bezug auf die Neuerungen des 
SIS 11 , insbesondere Erfassungen und Abfragen. 

'I) wie bspw. Kcnnzeichenlafeln. Zulassungsschcinc. Container, ctc. 
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(2 )  Das Bundeskriminalamt verwaltete das globale INTERPOL-Kommu­
nikations ystem 1-24/7, welches rund um die Uhr rur Abfragen zur Ver­
fügung stand. Die Landeskriminalämter konnten direkt auf das 1-24/7 
zugreifen und Abfragen durchführen, dies sollte Erhebungen erleich­
tern und beschleunigen. Im Jahr 20 1 3  nahmen die österreichischen 
Nutzer des 1-24/7 insgesamt 23.3 10 Abfragen vor, somit durchschnitt­
lich 1 .942,5 Abfragen im Monat. In Oberösterreich führten die Nutzer 
im Schnitt mit 1 54 Abfragen pro Monat die meisten, in Kärnten und 
Vorarlberg mit durchschnittlich 5,7 bzw. 6,8 Abfragen pro Monat die 
wenigsten Abfragen durch. Das Bundeskriminalamt nutzte die Daten­
banken häufIger, nämlich mit monatlich durchschnittlich 989.6 Abfra­
gen. 

36.2 Der RH hielt fest, dass die Inforrnationssysteme SIS 11  und 1-24/7 den 
nachgeordneten Dienststellen gute Möglichkeiten zur raschen Informa­
tionsbeschaITung boten. Er kritisierte jedoch, dass aufgrund der man­
gelnden Information in den nachgeordneten Dienststellen die Systeme 
in sehr unterschiedlichem Ausmaß bzw. teilweise gar nicht genulzt 
wurden. 

Der RH empfahl dem Bundeskriminalamt, Mitarbeiter der nachgeord­
neten Dien tstellen verstärkt zu schulen, um die Möglichkeiten der 
vorhandenen Informationssysteme (Schengen SIS 11 und INTERPOL 
1-24/71 optimal nutten zu können. 

36.3 Laur SrellulIgllahme des BMl liege die Orgallisarioll ulld Durchführullg 

VOll chululIgsverallsralru lIgell im RahmeIl der polizeilichm Grulld­

ausbildullg grulldsätzlich im VerallrJvorrulIgsbereich der Sicherheirs­

akademie. A usgellommell hie/'oll seieIl spezielle ScilUlulIgsverallstal­

tllllgell. die die sehr komplexe Thematik der Schellgell-Fahlldullg Ulld 

des SI -11 ( chellgCII /II!ormariollssysrem) zum Illhair härrell. Das BUII­

deskrimillalamt sei lIur mehr ill wellige Schulullgell dieser Arr eillge­

bUllde/1. 

Diese SclllllulIgsverallsralrulIgell würdell VOll ausgewählrell Spczialisrell 

des BUlldeskrimillalamts als Vortragellde wiederkehrelld durchgeführt. 

die gleichermaßeIl über ausgezeichlletes Facillvissell Ulld lallgjährige 

Praxis im Bereich der srraregischell ulld operarivell Schellgell-Fa//ll­

dUlIg wie auch über elllsprechellde didakrische Fäl/igkeirell /·erfügtell. 

36.4 Der RH anerkannte die Bemühungen des Bundeskriminalamts. hielt 
aber seine Empfehlung aufrecht. Mitarbeiter der nachgeordneten 
Dienststellen verstärkt zu schulen. um die Möglichkeiten der vorhan­
denen Informationssysteme (Schengen SIS 11 und INTERPOL 1-24/7) 
optimal nutzen zu können. 
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37 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen an das BMI 
und das Bundeskriminalamt hervor: 

( 1 )  Bei künftigen Organisationsänderungen bzw. -entwicklungen 
wären zeitgerecht durch Um chichtungen die ftir die Erftillung der 
trategischen Aufgaben erforderlichen Planstellen und das entspre-

chemIe Per onal bereitzustellen. Weiters sollte im Sinne der Trans­
parenz sichergestell t  werden, dass die Sollstände im Personalplan 
des Bundes mit  den internen Organi alion plänen des BMI über­
einstimmen. (TZ 7, 1 1 ,  1 6  und 1 9) 

(2)  Nach dauerhafter personeller Stärkung der W irtschaftskompe­
tenz des Bunde kriminalamts wäre die Anzahl der Dienstzuteilungen 
ftir Sonderkommis ionen zu reduzieren. (TZ 8 und 9) 

(3)  Im Bereich der verdeckten Ermittlung wären verstärkt Bediens­
tete zum Bunde kriminalamt zu versetzen, anstalt langjährige (bi 
zu 30 Jahre dauernde) Dienstzuteilungen aufrecht zu erhalten. (TZ 9) 

(4) Bei dauerhaftem Bedarf wären Mitarbeiter selbst anzustellen 
und nicht im Wege eines Arbeitsleihverlrags über ein Personalbe­
reitstellung unternehmen. (TZ 10) 

(5) Es wäre eine die In teressen des BMI und der jeweiligen Exper­
ten abwägende Grundsatzregelung ftir die Tätigkeit als Experte in 
internationalen Projekten zu schaffen. Darin sollten die dienstrecht­
lichen Rahmenbedingungen klar defllliert und Sonderregelungen 
damit  obsolet werden. (TZ 1 4) 

(6) Der Frauenforderungsplan des BMI wäre zu aktuali ieren. (TZ 1 5) 

(7) Planstellen und Personal für die strategischen Schwerpunkte 
wären durch Umschichtungen bereitzustellen. (TZ 1 6) 

(8) Es wäre ehestmöglich eine Produktentscheidung bezüglich einer 
Such- und Analysesoftware ftir das Bunde kriminalamt zur Bewäl­
tigung des hohen Datenanfalls bei Großverfahren zu treffen.  Damit  
sollte i n  Zukunft auch der Einsatz von kosteninten iven Sachver­
ständigen vermindert werden können. (TZ 1 8) 
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Bundeskriminalamt 

(9) Es sollten die notwendigen Planstellen tUr das Cybercrime­
Competence-Center durch Umschichtungen zur VertUgung gestellt 
und die entspre henden Rahmenbedingungen rur die Aufnahme 
von Personen mit speziellem Know-how rur Cybcrcrime geschaf­
fen werden. (TZ 1 9) 

( 10) Es wäre eine Entscheidung hinsichllich de Ausbildungskon­
zepts rur den Bereich Cybercrime zu treffen. (TZ 1 9) 

( 1 1 )  Mögliche Synergieeffekte durch eine gemeinsame Unterbrin­
gung des Cybercrime-Competence-Centers des Bunde kriminalamts 
mi t  dem geplanten Cyber Security Center beim Bundesamt flir Ver­
fassungsschutz und Terrorismusbekämpfung wären weiterzuverfol­
gen. (TZ 1 9) 

( 1 2) Die Einrichtung des Aktenprotokollierungssystems PAD NG als 
Informationsverbund wäre zu überdenken und gegebenen fall noch­
mals zu evaluieren, da bei kriminalpolizeilichen Ermittlungen grund­
sätzlich ein Datenaustau ch wichtig wäre, dies allerdings stets vor 
dem Hintergrund der zu gewährleistenden Datensicherheit. (TZ 22) 

( 1 3) Es wären die technischen Möglichkeiten zu untersuchen, um 
bei horizontalem Datenaustausch und insbesondere bei Abfragen 
von nachgeordneten Dienststellen von im Aktenprorokollierungssys­
tem PAD gespeicherten Daten den Zugriff auf sensible Ermittlungs­
falle möglichst einfach und sicher unterbinden zu können. (TZ 22) 

( 1 4) Es wäre sicherzu teilen, dass im Rahmen der Aus- und Fortbil­
dung der Polizeibeamten sowie der Wahrnehmung der Dienst- und 
Fachaufsicht durch alle Vorgesetzten verstärkt auf korrekte Erfas­
sung der tUr den Sicherheitsmonitor relevanten Daten im Akten­
protokollierungssystem PAD Wert gelegt wird. (TZ 23)  

( 1 5) Bei der Umsetzung des projektierten neuen Aktenprotokollie­
rungssystems (PAD NG) für den kriminalpolizeilichen Bereich wäre 
sicherzustellen, dass die derzeit nachgängig durchgeführten Plausi­
bilitätskolltrollen soweit wie möglich unmittelbar und automatisiert 
bei der originären Datenerfassung vorgenommen werden. (TZ 23) 

( 1 6) Die Ursachen für die verzögerte Erfassung von Straftaten 
im Sicherheitsmonitor (2.B. Anzeigeverhalten der Bevölkerung in  
bestimmten Deliktsbereichen, verspätete Datenerfa sung durch die 
nachgeordneten Dien tstellen) wären zu untersuchen, um darauf 
basierend Maßnahmen für eine zeitnähere Erfas ung des Krimina­
I i lätsgeschehens zu treffen .  (TZ 23) 
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( 1 7) Es sollte auf eine Verknüpfung der polizeilichen Kriminalsta­
tistik mi t  den Statistiken der Strafjustiz (Erledigungen, Verurtei­
lungen) hingewirkt werden. rrZ 24)  

( 1 8) E wäre sicherzustellen, da s im Rahmen der Schulung der 
Sachbearbeiter sowie der Dien t- und Fachaufsicht auf allen Ebe­
nen verstärkt auf die Qualität bei der unmittelbaren Datenerfas­
sung für die Kriminalstatistik geachtet wird. rrZ 2 5) 

( 1 9) Im Sinne der strategi ehen Gesamtziele wäre der Personalein­
satz auf die Bekämpfung neuer und komplexer Kriminalitätsformen 
(Cybercrime, Organisierte Kriminalität, Wirtschaftskriminalität) zu 
fokussieren. Insbesondere wären vordringlich die notwendigen 
personellen und organisatorischen Strukturen Flir eine effektive 
Bekämpfung dieser Kriminalitätsformen zu schaffen. rrz 4) 

(20) Die Grundlagen für Organisationsänderungen wären vollstän­
dig zu dokumentieren und die jeweiligen Aufgaben und Tätigkeiten 
in der Geschäftsordnung festzulegen. rrZ 6) 

( 2 1 )  Es sollten Belastungs-Kennzahlen rur die Personalbemessung 
und -verteilung entwickelt und auf dieser Ba is - unter Bedacht­
nahme auf die strategischen Schwerpunktsetzungen und Kernauf­
gaben - die Organisation evaluiert und Personalressourcen zuge­
teilt werden. (TZ 7)  

(22)  Das Flir die ErFliliung der Kernaufgaben und strategi ehen 
Schwerpunkte erforderliche Personal wäre zeitnah und dauerhaft 
bereitzustellen, gegebenenfalls ollte dazu aus voll besetzten ( insbe­
sondere nicht operativen) Bereichen umge chichlet werden. rrz 1 1 )  

( 23 )  Nach Überleitung des i m  Probebetrieb stehenden Gleitzeitmo­
dells in den Dauerbetrieb wäre die monaUiche Akontierung von 
Mehrleistungen einzustellen und die Abrechnung ausschließlich 
quartaJsweise im elektronischen Zeiterfassungssystem abzuwickeln. 
(TZ 1 2) 

(24) Die Überstundenleistungen wären im Hinblick auf eine weitere 
Reduzierung der Ausgaben zu evaluieren. rrZ 1 2) 
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(25) Die be tehenden Journaldienste wären im Zuge der vollstän­
digen Umsetzung de Single Point of Contact-neu zu evaluieren. 
Dabei sollte auch geprüft werden, inwieweit Journaldienste im 
Bereich der verdeckten Ermittlung sowie in den unterstützenden 
Bereichen teilwei e durch Rufbereitschaften ersetzt werden kön­
nen. rrZ 1 3) 

(26) Es wäre unter Bedachtnahme auf die Kernaufgaben des Bundes­
kriminalamts zu evaluieren, welcher Ressourceneinsatz fUr Projekt­
tätigkeiten strategi ch angemessen und zweckmäßig i t und ent pre­
chende Vorgaben festzulegen. Um eine effiziente AufgabenerfUllung 
im Bundeskriminalamt selbst zu gewährleisten, wären Experten­
tätigkeiten auf da unbedingt erforderliche zeitliche Ausmaß zu 
beschränken. (TZ 1 4) 

(27) Im Sinne der Gleichstellung wären Maßnahmen zu forcieren, um 
den Anteil an Frauen im Führungsbereich des Bundeskriminalamts 
und insbesondere im Exekutivbereich zu erhöhen. (TZ 1 5) 

(28) Im Zusammenwirken mit dem BMI wäre eine Neustrukturierung 
der Wirtschaftsermittlungen im Bundeskriminalamt vonunehmen. 
Dabei sollte Augenmerk auf ein günstiges Verhältnis Stammperso­
nal zu Dien tzuteilungen und entsprechende Ausbildung gelegt wer­
den. AI Ausgangsbasis wäre das bereits erarbeitete Konzept her­
anzuziehen. rrZ 1 6  und 1 7) 

(29) Es wäre ein ge amthaftes Ausbildungskonzept fUr Wirtschafts­
ermittIer zu erarbeiten, das die unterschiedlichen Anforderungen in 
diesem Bereich berücksichtigt. rrz 1 6  und 1 7) 

(30) Der bereits im Entwurf vorhandene Grundsatzerlass fUr die 
Zuständigkeit de Cybercrime-Competence-Center wäre ehestmög­
lich fertigzu teilen und in Kraft zu setzen. rrz 1 9) 

( 3 1 )  Das Aktenverwaltungssystem lKDA wäre zur optimierten Steu­
erung der internen Abläufe und des Personaleinsatzes zu nutzen. 
rrZ 2 1 )  

(32) Es wären die verbliebenen Aufgaben der Fernmeldestelle in den 
Single Point of Contact zu integrieren und da Personal zweckmä­
ßig einzusetzen. (TZ 26) 
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(33 )  Das Lagebild .Betrug" wäre möglichst rasch zu entwickeln, den 
übrigen Dienststellen zur Verftigung zu stellen und die Qualitäts­
sicherung der eingetragenen Daten durch das Bundeskriminalamt 
durchzuführen. (TZ 27) 

(34) Es wäre auf verstärkte Erfassungen durch die ErmittIer bei Fac­
totum-Datenbanken hinzuwirken, um eine Basis für aussagekräf­
tige Auswertungen zu schaffen, die auch überregionale Zusammen­
hänge im Kriminalitätsgeschehen erkennen lassen. (TZ 28) 

( 35) Die OK-Datenbank de Bundeskriminalamts wäre für die OK­
Koordinatoren bei den Landeskriminalämtem freizuschalten. (TZ 30) 

(36) Die Treffen mit den OK-Koordinatoren sollten quartalsweise, 
wie im Erlass vorgesehen, stattfinden, um eine möglichst umfa -
sende Wissen weitergabe zu ermöglichen. (TZ 30) 

(37)  Die Gründe für die sehr unterschiedliche Anzahl der ausge­
füllten OK-Fragebögen wäre zu evaluieren. (TZ 30) 

(38) Das Wissensboard wäre, wie im Konzept für ein Informations­
management im Bereich der Wirtschaft delikte vorgesehen, mög­
lichst ra eh umzusetzen, um einen bundesweit einheitlichen Infor­
mationsstand zu gewährleisten. (TZ 3 1 )  

(39) Die überarbeitete S icherheits- und kriminalpolizeiliche Bericht­
er tattungsvorschrift wäre rasch zu verlautbaren, um deren Aktu­
alität wieder herzustellen. (TZ 33)  

(40) Die geforderten Daten wären in das EUROPOL-Informat ionssys­
tem einzugeben, um eine bestimmungsgemäße Nutzung der Daten­
bank zur nalionalen und internationalen Kriminalitätsbekämpfung 
sicherzu teilen. (TZ 35) 

(4 1 )  Die Mitarbeiter der nachgeordneten Dienststellen wären ver­
stärkt zu schulen, um die Möglichkeiten der vorhandenen Informa­
tionssysteme (Schengen IS 11 und INTERPOL 1-24/7) optimal nut­
zen zu können. (TZ 36) 

Bund 2015/ 1 4  

III-204 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 3 (gescanntes Original)66 von 100

www.parlament.gv.at



R 
-

H 

Bericht 
des Rech n u ngshofes 

Österreichische Studentenförderungsstiftung 

Bund 2 0 1 5/14 263 

III-204 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 3 (gescanntes Original) 67 von 100

www.parlament.gv.at



264 

R 

H 

Bund 2015/14 

III-204 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 3 (gescanntes Original)68 von 100

www.parlament.gv.at



R 

H 

BMWFW 

Bund 2 0 1 5/14 

I nhaltsverzeichnis 

Tabellen- und Abbildungsverzeichnis ___________ 267 
Abkürzungsverzeichnis 266 
Glossar 269 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 

Österreichische StudentenrDrdcrungsstiftung 

KURZFASSUNG ________________ 272 

Prüfungsablauf und -gegenstand ____________ 276 

Die Stiftung im Überblick ______________ 279 

Einhal tung des Stiftungszwecks _____________ 261 

Bedürftigkeit __________________ 261  

Österreich ische Slaatsbürgerschaft ___________ 283 

Kuratorium der Stiftung _______________ 264 

Zusammensetzung des Kuratoriums __________ 264 

Vertretung von Kuratoriumsmitgliedem _________ 266 

Aufgabenerfüllung durch die Sliftungsorgane ________ 266 

Derivativgeschäfte ________________ 266 

Veräußerung von liegenschaften ___________ 295 

265 

III-204 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 3 (gescanntes Original) 69 von 100

www.parlament.gv.at



I 
R 
-

H 

Winschaftliche Lage _________________ 299 

Vermögens- und Kapitallage der Stiftung ________ 299 

Eigenkapitaldarstellung in der Bilanz __________ 301 

Liquide Mittel __________________ 304 

Enragslage der Stiftung ______________ 306 

Internes Kontrollsystem ________________ 308 

Allgemeines ___________________ 308 

Zahllauf ___________________ 310 

Vergabe von Leistungen ________________ 3 1 1  

Schlussempfehlungen ________________ 3 1 3  

ANHANG Anhang _____________________ 3 1 7  

266 Bund 2015/14 

III-204 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 3 (gescanntes Original)70 von 100

www.parlament.gv.at



R 
-

H 

Tabellen- und Abbildungsverzeichnis 

Tabelle I :  Im Zeitraum 2006 bis 2008 abgeschlossene 
Den vativgeschä [te 287 

Tabelle 2 :  Vereinbarung vom September 201 ) über 
Derivarivgeschä fte 288 

Tabelle ):  Aufwand und Ertrag aus den 2006 und bis 2008 
abgeschlossenen Derivativge chäften 291  

Abbildung I :  Barwerte der Derivarivgeschäfte jeweils zum 
) I .  Dezember 29) 

Tabelle 4: Bilanzen 2007 bis 201 )  )00 

Tabelle 5: Eigenkapital 2007 bis 201 3 302 

Tabelle 6: Kassabestand, Guthaben bei Kreditinstituten 2007 
bis 20 1 )  305 

Tabelle 7 :  Ertragslage der Stiftung 2010 bis 201 3  307 

Abbildung 2 :  Derivativgeschäfte 2006 und 2008 - Zinssätze 
und Laufzeiten 3 1 7  

Abbildung ):  Zahlungen aus den 2006, 2008 und 20 1 3  
abgeschlossenen Derivalivgeschäften 3 1 8  

Abbildung 4 :  Barwert des Baurechts auf der Liegenschaft 
A1ser Straße laut Berechnung im Bewertungs-
gutachten 3 1 9  

Abbildung 5: Barwert des Baurechts auf der Liegenschaft 
Alser Straße 33 laut Verfahren zur dynamischen 
Investitionsrech nung 320 

Bund 2015/14 267 

III-204 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 3 (gescanntes Original) 71 von 100

www.parlament.gv.at



268 

R 
-

H 

Abkürzungsverzeichnis 

ABGB 
Abs. 
AEUV 
Art. 
ATS 

BGBI. 
BMWFW 
bspw. 
BStFG 
BVergG 
bzw. 

EUR 
EURIBOR 
EWR 

Fr. 

i.d.g.F. 
IKS 

Mio. 

Nr. 

ÖH 

rd. 
RH 

TAN 
TZ 

UGB 
u.a. 

Z 
ZI. 
z.B. 

Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch 
Absatz 
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
Artikel 
österreichischer Schilling 

Bundesgesetzblatt 
Bundesministerium für Wissenschaft. Forschung und Winschaft 
beispielsweise 
Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz 
Bundesvergabegesetz 
beziehungsweise 

Euro 
European Interbank Offered Rate 
Europäischer Wirtschaftsraum 

folgend(e) 

in der geltenden Fassung 
Internes Kontrolisystem 

MiIiion(en) 

Nummer 

Österreichische Hochschülerinnen- und Hochschülerschaft 

rund 
Rechnungshof 

Tr. nsaktionsnu m mer(n) 
Textzahl(en) 

Unternehmensgesetzbuch 
unter anderem 

Ziffer 
Zahl 
zum Beispiel 

Bund 2015/14 

III-204 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 3 (gescanntes Original)72 von 100

www.parlament.gv.at



R 

H 

Bund 2015/14 

Glossar 

Barwen 

Der Barwen ist der heutige Wen zukünftiger Zahlungen. der durch Abzin­
sung der zukünftigen Zahlungen ermittelt wird. 

Cap 

Caps dienen dazu. bestehende variabel verzinste Darlehen mittels einer ver­
traglich festgelegten Obergrenze vor steigenden Zinsen zu schützen. Dabei 
wird dem Käufer des Ca ps eine Ausgleichszahlung ausbezahlt, wenn der 
vereinbarte Referenzzinssatz über die festgelegte Zinsobergrenze des Ca ps 
steigt. Beim Kaufvon Caps ist eine einmalige Prämie zu leisten. deren Höhe 
von der gewählten Zinsobergrenze, der Laufzeit, dem aktuellen Marktni­
veau und der Schwankungsbreite des Referenzzinssatzes abhängt. Bei einem 
Knock Out Cap wird eine weitere Zinsobergrenze festgelegt. ab welcher der 
Verkäufer keine Ausgleichszahlung mehr zu leisten hat. 

Derivative 

Derivative sind Finanzkontrakte. deren Wert durch einen anderen Wert 
bestimmt wird und daraus abgeleitet ist und die u.a. den Banken zur Absi­
cherung gegen Kurs- oder Preisänderungsrisiken bzw. zum aktiven Bilanz­
strukturrnanagement dienen. Wird cin Derivativ zur Absicherung eingesetzt. 
so wird das abzusichernde Geschäft auch als Grundgeschäft bezeichnet. 

EURIBOR 

Ocr EURIBOR ist ein von europäischen Großbanken festgesetz­
ter und täglich veröffentlichter Zinssatz. der die im Verkehr zwi­
schen diesen Banken üblichen Zinssätze wiedergibt. Je nach Dauer der 
den Zinssätzen zugrunde liegenden Laufzeit spricht man bspw. vom 
3-Monats-EURIBOR. 
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Unter Glattstellung wird die Neutralisierung des Ursprungsgeschäfts durch 
Verkauf oder durch Abschluss eines gegengleichen Geschäfts verstanden. 

Option 

Eine Option ist ein Kontrakt, der dem Käufer das Recht und dem Verkäufer 
(Stillhalter) die Verpflichtung gibt, bis zum Verfalldatum der Option zum 
Basispreis den Basiswert zu kaufen oder zu verkaufen. 

Swap 

Ein Swap ist ein Tauschgeschäft, das zwischen den Vertragspartnern indivi­
duell vereinbart wird. Aus dem Finanzbereich sind die bekanntesten Formen 
die Zinsswaps sowie Währungsswaps. Bei den Zinsswaps vereinbaren die 
Vertragspartner für eine festgelegte Laufzeit den Tausch von Zinsverpnich­
tungen bzw. Zinseinkünften auf einen bestimmten Betrag. Dabei besteht 
eine Grundform im Tausch von variablen gegen f,xe Zinsen. Swapgeschäfte 
ermöglichen den Geschäftspartnern, komparative Koslenvorteile, die sie an 
den unterschiedlichen Märkten genießen, auszunutzen. 

Swaption 

Als Swaption wird eine Option bezeichnet, die dem Käufer der Option am 
Ende der Optionslaufzeit einen Eintritt in einen Swap zu den zu Beginn 
vereinba rten Konditionen ermöglicht. 
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Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 

Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 

Österreichische Studentenförderungsstiftung 

Die Geschäftsführung der Österreichischen StudentenfOrderungsstif­
tung schloss im Februar 2006 und im  Oktober 2008 ohne vorange­
gangene Genehmigung des Kuratoriums komplexe und risikoreiche 
Derivativge chäfte über einen Nominalbetrag von 1 4  Mio. EUR ohne 
Bindung an Grundgeschäfte mit  Laufzeiten bis 20 1 4  bzw. 2022 ab. 
Der Nominalbetrag und die Laufzeiten korrespondierten nicht mit 
laufenden Darlehen und Krediten der Stiftung. 

Die Derivativgeschäfte waren zur Zinssicherung nicht oder nur 
eingeschränkt geeignet. Aufgrund der Zinsentwicklung hatte die 
Stiftung aus den in den Jahren 2006 und 2008 abgeschlossenen 
Derivativgeschäften bis September 201 3 einen saldierten Auf­
wand von rd. 2,03 Mio. EUR. Durch Maßnahmen der nunmehrigen 
Geschäftsführung verringerten sich für die Stiftung da Risikopo­
tenzial und der laufende Aufwand. Die Derivativgeschäfte hatten 
zum ) I. Dezember 201 3 jedoch weiterhin einen negativen Barwert 
von rd. 1 ,54 Mio. EUR. Im Zeitraum von Februar 2006 bis Okto­
ber 201 4  ergab sich für die Stiftung aus den Derivativgeschäften 
ein saldierter Gesamtaufwand von 2,41 Mio. EUR. 

Bei der Heimplatzvergabe in den Studentenheimen war die Einhal­
tung des durch die Satzung vorgegebenen Kriteriums der Bedürf­
tigkeit nicht ichergestellt. 

Das Interne Kontrollsy tem der Stiftung beruhte nicht auf einer 
Analyse der für die Stiftung bestehenden Risiken und war teilweise 
nicht auf neuestern Stand. Der Ablauf zur Durchführung von Zah­
lungen (Zahllauf) wies Mängel auf. 
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Ziel der Gebarungsüberprüfung war insbesondere die Beurteilung 
der linanziellen Lage der Stiftung (insbesondere im Hinblick auf 
Verpflichtungen aus Derivativgeschäften), der Erreichung des Stif­
tungszwecks, der Organisation und der Prozessabläufe, der Entwick­
lung des unbeweglichen Stiftungsvermögens (Liegenschaftstrans­
aktionen) sowie der Vergabe von Leistungen. (TZ I )  

Der Prüfungsgegenstand wurde aufgrund einer Stichprobe nach dem 
Zufallsprinzip ausgewählt. Dieses Verfahren bezieht auch Rechtsträ­
ger ein, die ansonsten nach dem risikoorientierten Au wahlverfah­
ren (z.B. wegen ihres geringen Gebarungsumfangs) nicht überprüft 
würden. Der RH wendet dieses Verfahren an, um seine präventive 
und beratende Wirkung zu verstärken. (TZ 1 )  

Die Österreich ische Hochschülerinnen- und Hochschülerschaft (ÖH) 
widmete der Österreich ischen Studentenförderungs tiftung mit Stift­
briefvom Mai 1 958 Fruchtgenussrechte an zwei in Wien gelegenen 
Liegenschaften zur Nutzung als Studentenheime. Oie Fruchtgenuss­
rechte wandelte sie 2009 in Baurechte um. Die Stiftung veräußerte 
im Jahr 2010 eines dieser Baurechte, wobei der Erlös wiederum für 
Stiftungszwecke zu verwenden war. (TZ 2) 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung hatte die Stiftung das Eigen­
tumsrecht an sieben Liegenschaften, davon fünf in Wien, eine in 
Salzburg und eine in Innsbruck. Des Weiteren hatte die Stiftung 
Baurechte an fünf Liegenschaften, davon zwei in Wien, eine in 
Graz und zwei in Klagenfurt. Sie betrieb auf sämtlichen dieser lie­
genschaften sowie an drei weiteren angemieteten Standorten ins­
gesamt 1 6  Studentenheime. (TZ 2) 

Gemäß der Satzung hatte die Stiftung Wohnraum zu verwalten 
und bedürftigen Studierenden bereitzustellen. Eine vorrangige 
Behandlung von bedürftigen Studierenden bei der Vergabe von 
Studentenheimplätzen war jedoch nicht sichergestellt. Die von der 
Geschäftsführung ange trebte möglich t vollständige Auslastung der 
Studentenheime war unter dem Gesichtspunkt der Maximierung der 
Umsatzerlöse zweckmäßig. Allerdings bestand keine Einkommens­
grenze für die Feststellung der Bedürftigkeit. Die Stiftung forderte 
im RegeJfali keine Nachweise über das monatliche Nettoeinkommen 
ein. Eine verbindliche Prozes beschreibung über die Vorgangsweise 
bei der Heimplatzvergabe be tand nicht. (TZ J )  
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Die Satzung stand nicht mit dem Studentenheimgesetz in Einklang, 
weil sie au ländische Studierende von der Bereitstellung von Wohn­
raum ausschloss. Die Stiftung wandte das Kriterium der österreichi­
schen Staatsbürger chaft in der Praxis jedoch nicht mehr an. (TZ 4) 

Acht Kuratoriumsmitglieder (von insgesamt 1 5) repräsentierten 
die Bundesvertretung der ÖH. Sieben dieser Kuratoriumsmitglieder 
waren von Studierendenorganisationen zu ent enden, und zwar 
gemäß den Wahlergebnissen der ÖH-WahJen vor der Stiftung grün­
dung (Wahlen von 1 957). Die Zu ammen etzung des Kuratoriums 
entsprach zwar dem Wortlaut der Satzung, nicht jedoch der aktu­
ellen Mandatsverteilung in der Bunde vertretung der ÖH. Dies im 
Hinblick darauf, dass die Stifterin bei der Gründung die Wahlergeb­
nisse zum Zentralau schuss der ÖH für maßgeblich erachtete. (TZ 5) 

Die Geschäft ordnung ah vor, dass sich Mitglieder des Kuratorium 
durch Stimmübertragung auf ein anderes Kuratoriumsmitglied ver­
treten lassen konnten. Da Kuratorium hielt die e Vertretung rege­
lung nicht durchgehend ein, da sich Mitglieder auch von Per onen, 
die keine Kuratoriumsmitglieder waren, vertreten ließen. (TZ 6) 

Die Geschäftsführung der Stiftung schloss im Zeitraum 2006 bis 
2008 ohne Bindung an bestehende Grundgeschäfte Derivalivge­
chäfte über einen Nominalbetrag von 1 4  Mio. EUR ab. Vor Abschluss 

dieser Ge chäfte erfolgte keine Beschlussfassung im Kuratorium oder 
im Ständigen Ausschuss des Kuratoriums, obwohl die e nach der 
Satzung erforderlich gewesen wäre. Eine nachträgliche Berichter­
stattung oder Vorlage zur Genehmigung durch den Ständigen Aus­
schuss reichte nicht aus, weil Derivativge chärte keine laufenden 
Ge chäfte der Stiftung waren und nicht in die Zuständigkeit der 
Geschäftsführung fIelen. Vielmehr war eine Zuständigkeit des Kura­
toriums gegeben, weil dieses nach den Satzungen über alle nicht 
ausdrücklich der Geschäftsführung zugewiesenen Stiftungsangele­
genheiten zu entscheiden hatte. (TZ 7 )  

Es fehlte ein Internes Kontrollsystem, das die zeitgerechte Infor­
mation des Kuratoriums und des tändigen Ausschus es über alle 
von der Geschäftsführung beabsichtigten zustimmung pnichtigen 
Ge chäft ab chlü e icher teilte. (TZ 7 )  

Die von der tiftung abgeschlo enen Derivativgeschäfte umfassten 
einen Cap und Knock Out Cap (abgeschlossen im Jahr 2006 mit 
einer Laufzeit bis 2022) und eine damit verbundene, von der Bank 
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im Jahr 201 4  zu ziehende und bis 2022 laufende Swaption sowie 
einen im Oktober 2008 abgeschlo senen Zin swap (Laufzeit bis 
201 4  mit vorzeitigen Beendigungsmöglichkeiten fiir die Bank ab 
August 2010). (TZ 8) 

Aufgrund der fehlenden Bindung an bestehende Grundgeschärte 
und der konkreten Ausgestaltung waren die Derivativgeschäfte als 
spekulativ und risikoreich zu bezeichnen. (TZ 8) 

Der Nominalbetrag von 1 4  Mio. EUR und die Laufzeiten korrespon­
dierten nicht mit laufenden Darlehen und Krediten der Stiftung. 
Die Prämienneutralität tand gegenüber der von der Geschäftsfiih­
rung ange treblen Zinssicherung (Absicherungszweck) im Vorder­
grund. (TZ 8) 

Der im Oktober 2008 abgeschlossene Zinsswap war wegen der der 
Bank eingeräumten vorzeitigen Beendigungsmögl ichkeiten zur Zins­
sicherung nicht geeignet. (TZ 8) 

Die Swaption in Kombination mit Cap/Knock Out Cap war nur ein­
ge chränkt zur Zinssicherung geeignet. Denn die Bank als Käuferin 
der Swaption und Optionsnehmerin hätte im Jahr 201 4  entscheiden 
können. ob sie bei - fiir sie vorteilhaftem - niedrigem Zin niveau 
annimmt oder bei einem - fiir sie nachteiligen - hohen Zinsni­
veau nicht annimmt. Die Stiftung wäre bei einem niedrigen Zins­
niveau ab dem Jahr 201 4  zu Zahlungen an die Bank verpflichtet 
gewesen. Hingegen hätte sie bei hohem Zinsniveau voraussichtlich 
keine Zahlungen der Bank erhalten. (TZ 8) 

Der Informationsfluss zwischen den Stiftungsorganen betreffend 
die Zielsetzungen und Ri iken der Derivalivgeschäfte war mangel­
haft. (TZ 8) 

In den Jahren 2007 und 2008 erhielt die Stiftung Zahlungen au 
einem Derivativgeschäft (Cap) von rd. 3 3.000 EUR. Hingegen leis­
tete sie aus dem im Jahr 2008 abgeschlossenen Derivativgeschäfl 
(Zinsswap) bis zur Beendigung im September 201 3  Zahlungen von 
rd. 2,06 Mio. EUR an die Bank. Für die Stiftung ergaben sich dem­
nach aus den in den Jahren 2006 und 2008 abgeschlossenen Deri­
vativgeschäften bis zu deren Beendigung im eptember 201 3 fInan­
zielle Nachteile (saldierter Aufwand) von rd. 2,03 Mio. EUR. (TZ 8) 

Zur Minderung der finanziellen Nachteile aus den Derivativgeschäf­
ten vereinbarte die Stiftung im September 201 3 mit der Bank, sämt­
liche zum damaligen Zeitpunkt bestehenden Derivate zu beenden. 
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Gleichzeitig schloss sie neuerlich einen Zinsswap mit einem verrin­
gerten Festzinssatz, dem 3-Monat -EURIBOR als Referenzzinssatz 
und einem weiterhin bestehenden Nominalbetrag von 1 4  Mio. EUR 
bis ins Jahr 2022 ab. Diese Vereinbarung verringerte das Risikopo­
tenzial und den laufenden Aufwand der Stiftung im Vergleich zu 
den ur prünglichen Derivativgeschäften. Es bestanden jedoch wei­
terhin hin ichtlieh Nominalbetrag und Laufzeit keine Bindungen an 
bestehende Grundgeschäfte. Weiters fIelen erhebliche Beratungskos­
ten (rd. 220.000 EUR) an. (TZ 8 )  

Im Zeitraum von Februar 2006 bis Oktober 201 4  ergab sich rur die 
Stiftung aus den Derivalivgeschäften ein saldierter Gesamtaufwand 
von 2,4 1 Mio. EUR. (TZ 8) 

Die Stiftung räumte 2007 der Immobiliengesellschaft einer auf der 
Nachbarliegenschaft angesiedelten Privatklinik ein Baurecht auf 
99 Jahre ein. Im Jahr 201 1  veräußerte sie die Liegen chaft aufgrund 
eines Gutachtens (MarktlYertermittlung) an diese Immobiliengesell­
schaFt (Baurechtsnehmer) zu einen Kaufpreis von 2,72 Mio. EUR. 
Unter Anwendung dynami eher Verfahren der Investitionsrech­
nung lagen die Barwerte der zukünftigen Baurechtszinszahlungen 
im Zeitpunkt des Verkaufs in einer Bandbreite von 2,43 Mio. EUR 
bis 4,28 Mio. EUR. Die Stiftung veräußerte zwar die Liegenschaft 
zu einem höheren Preis als der Gutachter in seiner Marktwerter­
mittlung festgestellt hatte, doch ergab die dynamische Investitions­
rechnung nach dem Kapitalwertverfahren, dass der Kaufpreis am 
unteren Ende einer Bandbreite von Barwerten der Bauzinszahlungen 
aus dem Baurechtsvertrag lag. Überdies hatte die Liegenschaft rur 
die Käuferin (Erweiterung möglichkeit der auf dem Nachbargrund-
ruck betriebenen Privatklinik) einen gegenüber dem Vergleich wert 

erhöhten Wert. (TZ 9) 

Bei der Veräußerung eines in Graz, Hafnerriegel, gelegenen Objekts 
(Kaufpreis 4,60 Mio. EUR) ruhrte die Stiftung kein Bierverfahren 
durch, ondern fragte bei einzelnen potenziellen Kaufonteressenten 
zwecks all faltiger Angebotslegung an. Die der Auswahl potenzieller 
Kaunnteressenten zugrunde liegenden Kriterien waren nicht doku­
mentiert. Die Stiftung legte der Veräußerung eine Marktwertermitt­
lung zugrunde, die von einer weiteren Nutzung al Studentenheim 
ausging, obwohl der Kaufvertrag eine solche Nutzung ausdrückJich 
ausschlo s. Hingegen blieben die Erträge aus einer - nach Durch­
führung von Adaprierungen - möglichen Vermietung von Woh­
nungen unberücksichtigt. obwohl sich das Objekt in einer guten 
Wohnlage befand. (TZ 1 0) 
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Die Bilanzen der Jahre 2008 bis 201 1  enthielten keine Darstellung 
der Derivativgeschäfte, obwohl die Bank die Stiftungjährlich über 
deren negativen Barwert informierte. Im Hinblick auf die fehlenden 
Rückstellungen fUr Verpnichtungen au den Derivativgeschäften 
gaben die Bilanzen im Zeitraum 2008 bis 201 1  keinen vollstän­
digen Überblick über die Vermögen lage der Stiftung. Ab 201 2  nahm 
die nunmehrige GeschäftsfUhrung der Stiftung Rückstellungen fUr 
künftige Verpnichtungen aus den Derivativgeschä ften in Höhe de 
negativen Barwerts (- 3,97 Mio. EUR zum 3 1 .  Dezember 201 2) in  
die Bilanz auf. (TZ 1 1 ) 

Die GeschäftsfUhrung der Stiftung er teilte unter sinngemäßer 
Anwendung der §§ 224 ff. Unternehmensgesetzbuch (UGB) - vom 
Abschlussprüfer geprüfte - Rechnungsabschlüs e. Dabei stellte sie 
die Position des Stiftungsvermögen als einen durch den au gewie­
senen Jahresgewinn/-verlust variablen Bestandteil des Eigenkapitals 
dar. Die Position des Stiftungsvermögens war nicht mit dem von der 
Stifterin gewidmeten Stammvermögen der Stiftung im Sinne von 
§ 1 4  Abs. 1 Bunde -Stiftung - und Fond ge etz (ein verbliebenes 
Baurecht, Erlös vom 10,70 Mio. EUR aus dem Verkauf des zweiten 
Baurechts) identisch, das in den Rechnungsabschlüssen nicht geson­
dert ausgewiesen war. Aufgrund der Rechnungsabschlüsse konnte 
nicht nachvollzogen werden, ob das Stammvermögen entsprechend 
den Bestimmungen des Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetzes nach 
mündelsicherer Art veranlagt worden war. (TZ 1 2) 

Die Stiftung verfUgte bis 20 14  über kein Liquiditätskonzept. (TZ 1 3) 

Durch die vorhandene Erlös- und Aufwandsstruktur war der 
Hauptzweck der Stiftung - die Bereitstellung und Verwaltung von 
Wohnraum - stets gesichert. Mit einer Au nahme (20 1 3) wur­
den positive Betrieb erfolge erzielt. I m  Jahr 201 3 ergab sich bei 
zwei umfangreicheren Sanierungen ein negativer Betriebserfolg mit 
rd. 0,23 Mio. EUR. Den (außer 201 3) positiven Betrieb erfolgen stan­
den mit einer Ausnahme (20 1 3) negative Finanzerfolge gegenüber. 
Sollten die e in den Folgejahren - in der Größenordnung positiver 
Betriebserfolge oder noch höher - bestehen, könnte dies fUr die Stif­
tung nach dem Aufbrauchen vorhandener Rü klagen zur Aufgabe 
strategischer Ziele, zur verzögerten DurchfUhrung von Sanierungen 
bis hin zur Aufgabe einzelner Standorte ruhren. (TZ 1 4) 
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Die Geschäftsflihrung implementierte und dokumentierte 67 Pro­
zesse des laufenden Geschäftsbetrieb flir Führungskräfte und Mit­
arbeiter. Die en Prozess- und Funktionsbeschreibungen lag keine 
systematische Analyse der flir die Stiftung be tehenden Risiken 
zugrunde. Die Prozessbeschreibungen waren teilwei e nicht auf dem 
aktuellen Stand. Ihre Anzahl und Detaillierung war in Relation zu 
den Bedürfnis en der Stiftung hoch. Kontrollinstrumente flir den 
grundlegenden Proze s der Befassung des Kuratorium vor dem 
Ab chluss zu timmungspflichtiger Rechtsge chäfte fehlten. Überdies 
war die flir die Erzielung von Umsätzen bedeutsame Heimplatzver­
gabe nicht verbindlich geregelt. erz 1 5) 

Bei der Durchflihrung von Zahlungen im Wege des Online-Banking 
gab die Geschäftsflihrung die Tran aktion nummer erAN) schrift­
lich an die Buchhaltung weiter. Es bestand da Risiko einer miss­
bräuchlichen Verwendung der TAN durch Abänderung der Zahlung -
empfanger und der Zahlungsbeträge. Das Vier-Augen-Prinzip war 
daher bei der Durchflihrung von Zahlungen nicht wirksam sicher­
gestellt. erz 1 6) 

Die Organe der Stiftung hielten die Vorgaben der Ge chäftsordnung 
betreffend die Vertretung im Zahlungsverkehr nach außen nicht ein. 
Insbesondere erfolgte die Genehmigung der Zahlungen teilweise nur 
durch einen Ge chäftsflihrer, obwohl nach der Geschäft ordnung 
eine Vertretung durch beide Ge chäftsflihrer vorgesehen war. Zah­
lungen über 70.000 EUR flihrte die Geschäftsführung in zumindest 
einern Fall ohne Befassung des Vorsitzenden des Kuratoriums durch, 
obwohl die Geschäftsordnung die Zeichnung durch einen Ge chäfts­
flihrer und den Vorsitzenden des Kuratoriums vorsah. (TZ 1 6) 

Die Stiftung holte vor den Direkrvergaben an Planer und Konsu­
lenten keine Vergleichsangebote ein und konnte dadurch mögliche 
Preisvorteile im Wettbewerb nicht nützen. Interne Vergaberichtli­
nien, insbe ondere zur Vorgangsweise bei Direkrvergaben, bestan­
den nicht. erZ 1 7) 
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Kenndaten zur Österreichischen Studentenförderungsstiftung 

gesetzliche Grundlage 

Stifter 

Satzung 

Stiftungszweck 

Gebarung der Stiftung 

Bundesgesetz vom 27. November 1974 über Stiftungen und Fonds 
(Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz), BGBl. Nr. 11/1975 i.d.g.F. 

Österreichische Hochschülerinnen- und Hochschülerschaft 

am 6. Mai 1958 vom Zentralausschuss der Österreichischen 
Hochschülerschaft beschlossener Stiftbrief, stiftungsbehördlich 
genehmigt am 25. Mai 1959 vom Amt der Wiener Landesregierung, 
mittelbare Bundesverwaltung, 
Zl. M.Abt. 62-II/St 12/1/59 

Förderung von bedürftigen Hörern österreichischer Hochschulen 
mit österreichischer Staatsbürgerschaft und positivem 
Studienerfolg durch die Bereitstellung und Verwaltung von 
Wohnraum sowie durch Studienbeihilfen 

2010 2011 2012 2013 
Entwicklung der Aktiva laut Bilanz 

in Mio. EUR (gerundet) 

Anlagevermögen 42,76 44,73 46,59 46,87 

Umlaufvermögen 14,55 9,28 10,57 7,95 

Rechnungsabgrenzung 0,09 0,11 0,10 0,10 

Bilanzsumme 57,40 54, 1 1  57,26 54,93 

Ertragst.ge der Stiftung 

Betriebserfolg 1,29 0,91 4,52 - 0,23 

Finanzerfolg - 0,88 - 0,87 - 4,73 1.62 

Ergebnis der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit (EGT) 0,40 0,04 - 0,21 1,38 

durchschnittliche Anzahl der 
Arbeitnehmer ohne Saisonkräfte 

73 69 65 64 

Betrieb von Studentenheimen Angaben zum 1.  Oktober des jeweiligen Kalenderjahres 

Standorte 15 15 15 16 

Heimplätze (gesamt) 2.083 2.083 2.025 2.108 

Auslastung der Heimplätze 96,97 '10 97,23 '10 96,07 '10 98,30 '10 

Rundungsdifferenzen möglich 

Quellen: Österreich ische Studentenförderungsstiftung; RH 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

278 

1 ( I )  Der RH überprüfte im November 201 4  die Gebarung der Öster­
reichischen Studentenförderungsstiftung (kurz: Stiftung). Ziel der 
Gebarungsüberprüfung war die Beurteilung der fmanziellen Lage der 
Stiftung (insbesondere im Hinblick aufVerpnichlungen aus Derivaliv­
geschäften), der Erreichung des Stiftungszwecks, der Organisation und 
der Prozessabläufe, der Entwicklung des unbeweglichen Stiftungsver­
mögens (Liegenschaftstransaktionen) sowie der Vergabe von Leistun­
gen. 
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Bund 2015/14 

Ocr Prüfungsgcgcnstand wurde aufgrund eincr Stichprobc nach dem 
Zufall prinzip ausgewählt. Dieses Verfahren bezicht auch Rechtsträ­
ger ein, die anson ten nach dem risikoorientienen Auswahlverfahren 
(z.B. wegen ihres geringen Gebarungsumfangs) nicht überprüft wür­
den. Der RH wendet dieses Verfahren an, um seine präventive und 
beratende Wirkung zu verstärken. 

Der überprüfte Zeitraum umfasste die Jahre 2010 bis 201 J. Soweit 
erforderlich, nahm der RH auch auf frühere bzw. aktuellere Entwick­
lungcn Bezug. 

(2) Zu dem im Mai 201 5 übermiuelten Prüfungsergcbnis nahmen die 
Stiftung und die Bundcsvenretung der Österreich ischen Hochschü­
lerinncn- und Hochschülerschaft (ÖH) im Juni 2015 Stellung. Das 
BMWFW verzichtete im Juli 201 5 auf eine Stellungnahme. 

Ocr RH erstattete seinc Gcgenäußerung an die Stiftung im Scptcmber 
201 5. Eine Gegenäußcrung des RH zur Stellungnahme der Bundcsvcr­
tretung der ÖH war nicht erforderlich. 

2 ( I )  Der damalige Zentralausschuss der ÖH widmete der neu zu errich­
tenden Ö terreichischen StudentenfOrderungsstiftung mit Stiftbrief 
vom Mai 1 958 Fruchtgenussrechte auf 99 Jahre an zwei in Wien 
gelegenen Liegenschaften (Stammvermögen) zwecks Nutzung als Stu­
dentenheime. Die Stiftung erlangte im Mai 1 959 (Genehmigung durch 
die Stiftungsbehörde') Recht persönlichkeit. Sie hat ihren Sitz in Wien 
und unterliegt den Bestimmungen des Bundes-Stiftungs- und Fonds­
gesetzes. 

Der Stiftbrief dient als Satzung im Sinne des § 10 Bundes-Stifrungs­
und Fondsgcsetz. Seit der Gründung erfolgte keine Satzungsänderung. 

(2) Der Stiftungszweck ist die Förderung von bedürftigen Hörern öster­
reichischer Hochschulen mit österreichischer Staatsbürgerschaft und 
positivem Studienerfolg (siehe TZ J und 4) durch 

I AmI dr-r Wirner Landesregierung. millt'lbare Bundesvrrwahung. Magistfatsabtcilung 62 
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- die Bereitstellung und Verwaltung von Wohnraum sowie 

- Studienbeihi lfen und andere Unterstützungsaktionen.2 

(3) Die Stiftung erwarb seit den 1 960er Jahren (auch) unter Verwen­
dung von Fördermitteln - zusätzlich zu dem von der ÖH gewidme­
ten Stammvermögen - Eigentumsrechte bzw. Baurechte an mehreren 
weiteren Objekten, die sie ebenfalls als Studentenheime nützte. Die 
St i ftung veräußene seit 2006 zwei dieser Objekte, die nach ihrer Ein­
schätzung nicht mehr winschaftlich als Studentenheime zu betreiben 
waren (siehe TZ 9 und 10). 

Im Jahr 2009 wandelte die ÖH die beiden von ihr gestifteten Fruchtge­
nussrechte in Baurechte um. Im Jahr 2010 veräußene die Stiftung eines 
dieser Baurechte. Die ÖH als Stifterin stimmte dieser Veräußerung unter 
der Voraussetzung zu, dass der daraus erzielte Erlös ( 10,70 Mio. EUR) 
wiederum für die Stiftungszwecke verwendet wird. 

(4) Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung hatte die Stiftung das Eigen­
tumsrecht an sieben Liegenschaften, davon fünf in Wien, eine in Salz­
burg und eine in Innsbruck.) Des Weiteren bestanden Baurechte zuguns­
ten der Stiftung an fünf Liegenschaften, davon zwei in Wien, eine in 
Graz und zwei in Klagenfun ' Die Stiftung betrieb auf sämtlichen die­
ser Liegenschaften sowie an drei weiteren angemieteten Standonen 
(davon je einer in Wien, Graz und Innsbruck') i nsgesamt 1 6  Studen­
tenheime." In den Sommermonaten fühne eine 100000-ige Tochterge­
sellschaft der Stiftung' einen Hotelbetrieb in vier Studentenheimen .• 

Eines der Studentenheime war zur Zeit der Gebarungsüberprüfung auf­
grund laufender Sanierungsmaßnahmen vorübergehend geschlossen 

1 Gemaß der Satzung durflen Sliprndlcn und sonsligc UnlcTSIOlzungsaklionen Jedoch 

nicht aus den Enragnisscn der gewidmeten liegcJ15Chaflen. sondern nur aus sonstigen 

Ertragen. sofern diese nicht zur Wohnraumerhaltung benötigt wurden. erfolgen. Im 

Oberprilncn Zeitraum gew!lhne die Sliflung keine Stipendien oder sonstigen Unter­

)IÜllungen. 

1 Wien 11. Große Schiffgasse 12 ;  Wien IV. SchaITergasse 2: Wirn VIII. Ncudeggergasst 2 1 ;  

Wien IX, Boltzmanngassc 10; Wien X .  Erlachplalz S :  Salzburg. Glockengasse 2b: Inns­

bruck. HOllingcr Au )4 

.. Wien IX.  Sensengasse 2b; Wien XIX. DOblinger Hauptstraße SS; Grn. Lccchgasse I :  
Klagenrurt. Nautiluswcg 1 1 .  Bauleil I ;  Klagenrurt. Nautilusweg 1 1 .  Bauteil 1 1  

S Wien IX. Horergassc 1 3 :  Graz Ncutorgassc 46; Innsbruck. Tcchnikef'Straßc 1 
, Die Anzahl von 1 6  Studentenheimen ergab sich daraus, dass aur einer der I S  Liegen­

schMien (Wien XIX. DOblinger Hauptstraße SS) zwei Heime (Vorderhaus und Hinter­

haus) geffihn wurden. 

I Albcrtina HOlellx'triebsgescllschart rn.b.H. 

I Eine Gebarungsübcrprurung dieser Tochtergesellschafl ffihnc der RH nicht durch. 
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(siehe TZ 1 7), Des Weiteren hane die Stiftung einen Kaufvertrag über 
einen künftigen - vom Verkäufer noch zu adaptierenden - zusätz­
lichen Standort in Wien abgeschlossen,9 

(5) Organe der Stiftung waren das Kuratorium, ein von diesem gebil­
deter Ständiger Ausschuss und die - aus zwei Mitgliedern bestehende -
Geschäftsführung, welche die laufenden Geschäfte der StiFtung im Rah­
men der Satzung sowie der Kuratoriums- und Ausschussbeschlüsse zu 
führen hatte (siehe TZ 7). 

Einhaltung des Stiftungszwecks 

Bedürftigkeit 

Bund 2015/14 

3.1 Gemäß der Satzung hatte die Stiftung Wohnraum zu verwalten und 
bedürftigen Studierenden bereitzustellen, 

Gemäß dem von der Geschäftsführung der Stiftung kundgemachten 
Heimstatut waren Freie bzw. freiwerdende Heimplätze nach den Kri­
terien der sozialen Bedürftigkeit und des Studienerfolgs nach Anmel­
dungseingang zu vergeben. Die soziale Bedürftigkeit war aurgrund 
des Einkommens, de Vermögens und des Familienstandes des Bewer­
bers und der ihn unterstützenden Personen, die mit ihm im gemein­
samen Haushalt leben, zu beurteilen. Es war aufgrund der Angaben 
des Bewerbers eine Kopfquote derart zu errechnen, dass das monatli­
che Nettoeinkommen des Bewerbers und der ibn unterstützenden Per­
sonen durch die Anzahl der davon lebenden Personen dividiert wurde. 

In der Praxis erfolgte die Vergabe der Heimplätze in zwei Schritten. 
Wurden Heimplätze frei, So forderten die von der Geschäftsführung 
mit der Heimplatzvergabe betrauten Mitarbeiter der Stiftung in einem 
ersten Schritt diejenigen Studierenden zur Einreichung von Unterla­
gen auf, deren Anmeldung zeitlich am längsten zurücklag. In einem 
zweiten Schritt vergaben die Mitarbeiter die Heimplätze an diese Stu­
dierenden, ofern ie die geforderten Unterlagen - darunter auch ein 
vom Studierenden auszuftillendes Formular über die Einkommenssi­
tuation - vollständig beibrachten, 

Die GeschäftsfUhrung bzw. die mit der Heimplatzvergabe betrauten 
Mitarbeiter forderten im Regelfall keine Nachweise über das monalli­
ehe Nettoeinkommen des nach dem Heimstatut (zur Berechnung der 
Kopfquote) relevanten Personenkreises ein, 10 

'} Wien XII. Ullmannstraße 54 und 56 
10 Das HeimSlalut sah vor. da ein diesbelilglichcr Nachweis auf Verlangen der Stiftung 

zu erbringen war. 

281 

III-204 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 3 (gescanntes Original) 85 von 100

www.parlament.gv.at



R 

H 
Einhaltung des Stiftungszwecks 

282 

Es bestanden keine internen Vorgaben, wie die zu ermittelnde Kopf­
quote bei der Vergabe der Heimplätze konkret zu berücksichtigen 
war. Insbesondere fehlte eine Regelung, welchen Betrag die Kopf­
quote unterschreiten musste, um von einer Bedürftigkeit des Bewer­
bers ausgehen zu können. Hinsichtlich der Heimplatzvergabe bestand 
keine verbindliche Prozessbeschreibungl1 (siehe TZ 1 5). 

Zwecks Maximierung der Umsatzerlöse trachtete die Geschäftsführung 
der Stiftung nach einer ständigen Belegung der zur Verfügung stehen­
den Heimplätze. Durch die zeitnahe Vergabe freier Plätze erreichte die 
Stiftung eine Auslastung ihrer Studentenheime im Bereich zwischen 
97 % und 100 %. 

3.2 Der RH beuneilte kritisch, dass eine vorrangige Behandlung von 
bedürftigen Studierenden bei der Vergabe von Studentenheimplätzen 
im Sinne des Stiftungszwecks nicht sichergestellt war. Zwar war die 
von der Geschäftsführung angestrebte möglichst vollständige Auslas­
tung der Studentenheime unter dem Gesichtspunkt der Maximierung 
der Umsarzerlöse zweckmäßig, der RH verrnisstejedoch Einkommens­
grenzen (maximal zulässiger Betrag der zu ermittelnden Kopfquote) rur 
die vorrangig zu berücksichtigenden bedürftigen Studierenden, Nach­
weise für die Einhaltung dieser Einkommensgrenzen sowie eine ver­
bindliche Prozessbeschreibung über die Vorgangsweise bei der Heim­
plarzvergabe. 

Der RH empfahl der Stiftung sicherzustellen, dass das in der Satzung 
vorgesehene Kriterium der Bedürftigkeit bei der Vergabe von Studen­
lenheimplätzen tatsächlich Berücksichtigung fmdet, und zwar durch 
die Festlegung von Einkommensgrenzen, das regelmäßige Einfordern 
von Nachweisen für deren Einhaltung und eine verbindliche Prozess­
beschreibung für die Heimplarzvergabe. 

3.3 Laut Strllullgllahmr da Stiftullg wiirdrll die techIlischell MöglichkeiteIl 

eiller Reihung der Pro-Kopf-Einkommen zum Zeitpunkt der Vergabe 

gepriift, um - zusätzlich zur Selbstregulienlllg - durch die Anforde­

rUllg der EillkommeOlsOlacirweise die Treffsicher/leit der Bedürftigkeit 

zu schärfe,1. EiOle liickelliose KOOltrolle der Nacl,weisr sei wirtschaft­

lich lIiclll l'ertretbar. Eill Stichprobensystem mit KÜlldigungsQlldrohullg 

bei Fa/schallgabell sei allgedaclrt. Es bestehe eille sehr detaillierte, im 

Jahr 201 3  anlässlich der Implemenrierullg eiller lIeuell SoftllJare kom­

pleN überarbeitete Prozessbrsclrreibung für die Heimplatzvergabe. Die 

Stiftullg werde diese elltsprec/relld ergäOlzell. 

11 Die schrirtlichen Funktionsbcschrcibungcn der Heimleiter sahen zahlreiche Ziele. Aur· 

gaben und Kontrollt�ligkcilcn vor. Die Heimplatzvergabe regcile die Funklionshcschrel­

bung niehl. 
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M Der RH  erwiderte der Stiftung, dass hinsichtlich der Heimplatzvergabe 
keine verbindl iche Prozessbeschreibung im Sinne seiner Empfehlung 
bestand. Insbesondere waren das gemäß der Satzung relevante Krite­
rium der Bedürftigkeit (Einkommensgrenze) und das Einfordern dies­
bezüglicher Nachweise nicht geregelt. Der RH hielt daher an seiner 
Empfehlung fest, sicherzustellen, dass das in der Satzung vorgesehene 
Kriterium der Bedürftigkeit bei der Vergabe von Studentenheimplät­
zen tatsächlich Berücksichtigung fmdet, und zwar durch die Festle­
gung von Einkommensgrenzen sowie das regelmäßige Einfordern von 
Nachweisen mr deren Einhaltung. Dies wäre in einer verbindlichen 
Prozessbeschreibung für die Heimplatzvergabe zu regeln. 

4.1 Gemäß der Satzung setzten Zuwendungen der Stiftung (insbeson­
dere die Zurverrugungstellung von Wohnraum) die österreich ische 
Staatsbürgerschaft des Begünstigten voraus. Von dieser Voraussetzung 
konnte das Kuratorium ausnahmsweise im Einzelfall absehen. Diesbe­
zügliche Beschlüsse des Kuratoriums lagen bei Abschluss der Geba­
rungsüberprüfung nicht vor. 

Vor dem Hintergrund des Art. 1 8  des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV) sah das Studentenheimgesetz vor, 
dass in angemessenem Umfang Heimplätze ftir ausländische Studie­
rende vorzusehen waren. 12 

Die Stiftung vergab in der Praxis Heimplätze auch an Studierende, die 
nicht die österreichische Staatsbürgerschaft halten. Die Vergabe von 
Heimplälzen richtete sich nach dem Zeitpunkt der Anmeldung und 
der Vollständigkeit der geforderten Unterlagen (siehe TZ 3), wobei die 
Stiftung keine Unterscheidung nach der StaatSbürgerschaft des Stu­
dierenden vomahm. 

4.2 Der RH hielt kritisch rest, dass die Sal.zung nicht mit dem Studentcn­
heimgesetz in Einklang stand, indem sie ausländische Studierende von 
der Bereitstellung von Wohnraum ausschloss. 

Zwar wandte die Stirnmg das Kriterium der österreich ischen Staatsbür­
gerschaft in der Praxis nicht mehr an, doch war nach Ansicht des RH 
eine rechtliche KlarsteIlung durch Abänderung der Satzung geboten. 

12 §- 1 1  des Bundesgesetzes vom 1 S. Mai Iga6 aber das Wohnen in Sludemenheimen -

Swdemenhe-imgesetz. 8GBI. Nr. 291/1986 Ld.g.F. Gemäß An. 16 AEUV war eine Diskri­

minierung aus Grunden der StaatsangehOrigkeit verboten. Das Diskriminierungsverbol 

bezog sic::h auch auf Staatsangehörige von EWR-$Iaalcn und weiten: Personengrup­

peIl, insbesondere Schweizer Staatsangehörige und langrristig aufenthallsbcrcchligtc 

Dn IUlaa Isa ngehörige. 
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Der RH empfahl daher der Stiftung, die Satzung an die gesetzlichen 
Vorgaben anzupassen. 

4.3 Die Stiftullg teilte ill ihrer StellulIgllahme mit, dass sie h illsichtlich 

des Kriteriums der österreichischell StaatsbürgerschaJt eille Ällderu" g 

des SriJtsbrief ei"leite. 

5.1 ( 1 )  Das Kuratorium der Stiftung bestand gemäß der Satzung au ins­
gesamt 1 5  Mitgliedern, davon drei Hochschulprofessoren, acht Ver­
treter des Zentralausschusses der ÖH (nunmehr: Bundesvenretung der 
ÖH) und vier Venreter namentlich angeflihner Vereine," die ich im 
Sinne des Stiftungszwecks betätigen. 

Die acht Venreter der nunmehrigen Bundesvenretung der ÖH setzten 
sich gemäß der Satzung zusammen aus 

- dem Vorsitzenden der Bundesvenretung der ÖH sowie 

- vier Venretern der Aktionsgemeinschaft als Nachfolgerin des im 
Stiftbrief angeflihnen "Wahlblocks Österreichischer Akademiker", 

- zwei Venretern des Rings Freiheitlicher Studenten und 

- einem Venreter des Verbandes Sozialistischer Studenten. 

(2) Nach dieser Regelung waren die drei genannten Studierendenorga­
nisationen entsprechend dem Ergebnis der letzten vor der Stiftungs­
gründung abgehaltenen ÖH-Wahlen aus dem Jahr 1 957 im Kuratorium 
venreten." Diese Übereinstimmung mit dem Ergebnis der ÖH-Wahlen 
war bei der Stiftungsgründung beab ichtigt ." 

I J  Es handeile sich u m  Rtthlslrägcr. die ebenfalls Studentcnheime betrieben. Im Jahr 2010 

legte einer dieser Rcch�lrager den Silz im Kuratorium zurQd:. An seiner Stelle war 
sclther die Univcßitat Wien im Kuratorium vertreten. 

14 MWahlblocL OSlcrreichischcr Akademiker'" rd. 60 � . .. Ring Freiheitlicher Studenten" 
rd. 29 t\b und .. Verband Sozialistischer Studenten" rd. 1 2  tlb der Stimmen 

I!I Grmaß dem Protokoll der Sitzung des Zenlralausschusses vom 6. Mai 1958 sei es immer 
üblich gewesen. das Wahlcrgcbnis als Grundlage (ruT die Entsendung VOll ÖII-Venrc­
lern) zu nehmen. Deshalb fassle der Zenlralausschuss den Beschluss. seme Vcnrclcr 
enl.�prechend dem Ergebnis der damals leillen OH-Wahl aus 19S1 in das KUf3lOrium 
zu entsenden. 

Bund 2015/14  
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Da die Satzungjedoch keine Anpassung des Kuratoriums an die Ergeb­
nisse der jeweils aktuellen ÖH-WahJen vorsah, blieb die gemäß den 
ÖH-Wahlen aus 1 957 vorgenommene Zusammensetzung seither unver­
ändert. Die Zusammensetzung des Kuratoriums stand zur Zeit der 
Gebarungsüberprüfung demnach nicht im Einklang mit der jeweils 
aktuellen Mandat verteilung in der Bundesvenrerung der ÖH.16 

5.2 Der RH hielt kritisch fest, dass die Zusammensetzung des Kuratoriums 
zwar dem Wortlaut der Satzung, nicht jedoch der aktuellen Mandats­
verteilung in der Bundesvertretung der ÖH entsprach. Dies im Hin­
blick darauf, dass die Stifterin bei der Gründung die Wahlergebnisse 
zum Zentralausschuss der ÖH rür maßgeblich erachtete. 

Der RH empfahl der Stiftung im Sinne der ursprünglichen Intention 
der Stifterin, eine Änderung der Satzung dahingehend vorzunehmen, 
dass die Bundesvertretung der ÖH entsprechend den jeweils akruellen 
Mandatsverhältnissen im Kuratorium vertreten ist. 

5.3 (J) Laut Stellungllollme der Stiftullg ndlme sie die Empfdr{ullg des RH 

zur Kelmtllis //lId werde diese im Rahmen der Kuratoriumssitzullgell 

diskutiereIl. 

(2) Die B//IldeslIertretung der ÖH begriißte die Empfehhmg des RH, 

die Stiftungssatzullg betreffelld die Zusammensetzung des Kuratori­

ums abwälldenr. Die vom RH empfohlene Zusammensetzung gemäß 

den jeweils akhlClleil WaJr/ergebllissell zur BUlldesvertretlillg würde es 

der ÖH ermöglichell, das illr als Stifterill zustellende Kontrollrecllt im 

Kuratorium wollrzunellmen. 

5.4 Der RH erwiderte der Stiftung, dass die Zusammensetzung des Kura­
toriums entsprechend den jeweils aktuellen Wahlergebnissen der Bun­
desvertrerung der ÖH erforderlich wäre, um den Intentionen der ÖH 
als Stifterin Rechnung zu tragen. Um eine entsprechende Änderung 
zu bewirken, sollte das Kuratorium dieses Thema nicht bloß diskutie­
ren, sondern Maßnahmen zur Änderung der Satzu ng ergreifen. Der 
RH bekräftigte deshalb seine Empfehlung, eine Änderung der Satzung 
dahingehend vorzunehmen, dass die Bundesvenrerung der ÖH ent­
sprechend den jeweils aktuellen MandatsverhällJ1issen im Kuratorium 
vertreten isl. 

16 Beispielsweise gehOrten dem Kur.uorium zur Zeit der GCbarungsObcrprüfung weiter­

hin zwei Vcnn�u�r des Rings Freiheitlicher Studenten an, obwohl diese Sludcntenorga­

nisation in der aus 100 Mitgliedern besleh('ndcn ßundesvcnn.'lung gemaß dem Wahl­

ergebnis aus 201 3 nur über ein Mandat verffigte, Hingegen war bspw. die gemäß dem 

Wahlergebnis aus 2013 tweilgrößtc Studicn:ndcnorganiS3tion der ßundcsvcnrcluilg 

im Kuratorium (Fachschaflslistcn Österreichs mit 1 1  Mandaten in der Bundcsvcrtrc­

lung der ÖH) nur durch einen Vertreter repräsentien. 
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6.1 Die Satzung sah vor, dass sich Mitglieder des Kuratoriums bei Kura­
toriumssitzungen mittels Vorlage einer schriftlichen Vollmacht vertre­
ten lassen konnten. Die vom Kuratorium erlassene Geschärtsordnung 
präzisierte die Vertretungsregelung dahingehend, dass die Stimm­
übertragung auf ein anderes Kuratoriumsmitglied zulässig war. Diese 
Stimmübertragung war chrirtlich oder elektronisch zu bestätigen. 
Jede Mitglied im Kuratorium durrte maximal zwei Stimmen fUhren. 

An vier Sitzungen des Kuratoriums (in den Jahren 2007, 2009, 201 3  
und 2014) nahmen als Vertreter von Kuratoriumsmitgliedem Personen 
teil, die keine Kuratoriumsmitglieder waren. Diese Vertreter beteiligten 
sich auch an den Abstimmungen. 

6.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass das Kuratorium die in der 
Geschäftsordnung vorge ehene Vertretungsregelung nicht durchge­
hend einhielt. 

Der RH empfahl der Stiftung, künftig die in der Geschärtsordnung 
vorgesehene Vertrelungsregelung einzuhalten, die eine Vertretung nur 
durch andere Kuratoriumsmitglieder ermöglicht. 

6.3 Laut Stellul/gl/ahme der Stiftung werde die satzul/gskol/Jonlle Venre­

tUl/g kÜl/ftig gel/au beaciltet. 

Aufgabenerfüllung durch die Stiftungsorgane 

Derivativgeschäfte 

286 

7.1 ( I ) Das Kuratorium hatte über die in der Satzung ausdrücklich ange­
fUhnen Zuständigkeiten (z.B. Bestellung und Abberufung der Geschärts­
fUhrer, Genehmigung von Voranschlag und Rechnungsabschluss) 
hinaus die Zuständigkeit zur Beschlu sfassung über alle Angelegen­
heiten der Stirtungsverwaltung, soweit diese nicht durch die Satzung 
oder durch die Geschärlsordnung den Geschärtsführern oder anderen 
Personen übertragen waren. Die - aus zwei Mitgliedern bestehende -
GeschäftsfUhrung halte die laufenden Geschärte im Rahmen der Sat­
zung, der Geschäftsordnung, der Richtlinien fUr die GeschäftsfUhrung 
sowie der Kuratoriums- und Ausschussbeschlüsse zu fUhren. 1 7 

Die Ge chäftsordnung enthielt keine Bestimmungen über Derivativge­
schärte. Für Deriv3t ivgeschärte war eine Zuständigkeit des Kuratori­
ums gegeben, weil dieses nach der Satzung über alle nicht ausdrück­
lich der GeschärtsfUhrung zugewiesenen Stirtungsangelegenheiten zu 
entscheiden halte. Ausdrücklich geregelt war hingegen die Zuständig-

1 1  Daneben hattrn die GeschUtslUhrcr Tätigkcil.sberichtc. Rl:{hnungsabschl� und Bud-
gets zu erstellen und an Kuratoriumssitlungen teilzunehmen. 
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keit fUr die Aufnahme von Darlehen und Krediten. Diese bedurften im 
Falle des Überschreitens bctragsmäßig festgelegter Wertgrenzen der 
Zustimmung des Kuratoriums'· bzw. des vom Kuratorium gebildeten 
Ständigen Ausschusses '9. 

Die GeschäftsfUhrung informierte den vom Kuratorium gebildeten Stän­
digen Ausschuss im November 2005 über die grund ätzliehe Ab icht. 
eine Cap-Vereinbarung abzuschließen. _um damit längerfristig die 
günstige Zinssituation für die Finanzierung der Projekte abzusichern". 

(2) Die GeschäftsfUhrung der Stiftung schloss in der Folge im Zeit­
raum 2006 bis 2008 folgende Derivativgeschäfte ab Ueweils über einen 
Nominalbetrag20 von 14 Mio. EUR ohne Bindung an ein Grundge­
schäft). ohne zuvor das Kuratorium oder den Ständigen Ausschuss vom 
Inhalt der konkret beabsichtigten Geschäfte nachweislich zu informie­
ren und deren Zustimmung einzuholen: 

Tabelle 1: Im Zeitraum 2006 bis 2008 abgeschlossene Derivativgeschäfte 

Datum des Bezeichnung des Beschlussfassung Besehlussfassung des 
Abschlusses Derivativgeschäfts 1 des Kuratoriums Ständigen Ausschusses 

15. Februar 2006 Cap und Knock Out Cap (Laufzeit: nicht erfolgt nachträglicher Bericht der Geschäfts-
Februar 2006 bis Februar 2022) führung im März 2006 genehmigt 

15. Februar 2006 Swaption (Laufzeit: Februar 2014 nicht erfolgt nachträglicher Bericht der Geschäfts-
bis Februar 2022) führung im März 2006 genehmigt 

9. Oktober 2008 Zinsswap (Laufzeit: Oktober 2008 nicht erfolgt Geschäftsabschluss nachträglich im 
bis Februar 2014) Oezember 2008 genehmigt 

nähere Details zu diesen Derivativgeschäften siehe TZ 8 

QueUen: Stiftung: OarsteUung RH 

Bund 2015/14 

Im März 2006 genehmigte der Ständige Ausschuss einen nachträglichen 
Bericht der GeschäftsfUhrung über die zuvor (im Februar 2006) bereits 
erfolgten Geschäftsabschlüsse (Cap und Knock Out Cap; Swaption). 

Im Oktober 2008 schloss die GeschäftsfUhrung neuerlich ein Deri­
vativgeschäft IZinsswap) ab. ohne zuvor die Zustimmung des Kura­
toriums oder des Ständigen Ausschusses einzuholen. Auf Grundlage 
eines erst nach dem Geschäftsabschluss im Dezember 2008 erstellten 
Berichts der GeschäftsfUhrung genehmigte der Ständige Ausschuss die­
sen Geschäftsabschluss im Dezember 2008 nachträglich. 

18 Wengrcnzc von 1 Mio. ATS (rd. 72.673 EUR) gemäß der bis 2010 gellenden Gt')Chäfls­
ordnung 

" Wertg",n" von SOC.()()() ATS Ird. 36.ll6 EURI gemäß der bis 2010 gellenden Ges,härl<­
ordnung 

20 Dieser Betrag liegt der Berechnung der von den Venragspancien zu leistenden (Aus 
glcichs-)Zahlungen zugrunde. 
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Die Sti ftung verfUgte über kein Internes Kontrol lsyslem, das sicherge­
stellt hätte, dass das Kuratorium und der Ständige Ausschuss zeitge­
rechte Information über alle beabsichtigten zustimmungspflichtigen 
Geschärtsabschlüsse erhielten und die Geschäftsabschlüsse erst nach 
ihrer Zustimmung erfolgten. 

(J) Im September 20l J  schloss die nunmehrige Geschäftsführung mit 
Zustimmung des Kuratoriums und des Ständigen Ausschusses mit der 
Bank folgende Vereinbarung über Derivativgeschäfte ab: 

Tabelle 2: Vereinbarung vom September 2013 über Derivativgeschäfte 

Datum des Bezeichnung des Beschlussfassung Beschlussfassung des 
Abschlusses Derivativgeschifts des Kuratoriums Ständigen Ausschusses 

13. September 2013 sofortige Beendigung von Cap, Zustimmung mit Zustimmung mit Beschluss vom 
Knack Out Cap und Swaption aus 
2006 sowie des Zlnsswaps aus 
2008 (ursprünglich vereinbarte 
Laufzeit bis Februar 2022 bzw. 
Februar 2014) 

Umlaufbeschluss 4. September 2013 
vom August 2013 

30. September 2013 neuerlicher Abschluss eines 
Zinsswaps (Laufzeit: September 
2013 bis Februar 2022) mit 
verringertem Festzinssatz 

Zustimmung mit Zustimmung mit Beschluss vom 
Umlaufbeschluss 4. September 2013 
vom August 2013 

Quellen: Stiftung; Darstellung RH 

288 

Die - nunmehr nach Zustimmung des Kuratoriums und des Ständigen 
Ausschusses abgeschlossene - Vereinbarung beinhaltete die Beendi­
gung sämtlicher zum damaligen Zeitpunkt bestehender Derivativge­
schäfte (Swaption, Cap, Knock Out Cap und Zinsswap aus 2006 bzw. 
2008) und den neuerlichen Abschluss eines Zinsswaps (mit einem 
verringerten Festzinssatz bei gleichbleibendem Nominalbetrag von 
1 4  Mio. EUR). Dies fUhrte zu einem verringerten Risikopotenzial und 
einem verringerten Aufwand fUr die Stiftung (siehe TZ 8). 

7.2 Der RH kritisierte, dass die GeschäftsfUhrung der Stiftung im Zeit­
raum 2006 bis 2008 Derivativgeschäfte ohne die nach der Satzung 
erforderliche vorherige Genehmigung des Kuratoriums abgeschlossen 
hatte und erachtete eine nachträgliche Berichterstattung oder Vorlage 
zur Genehmigung durch den Ständigen Ausschuss für nicht ausrei­
chend. Dies vor allem deswegen, weil Derivativgeschäfte keine lau­
fenden Geschäfte der Stiftung waren und nicht in die Zuständigkeit der 
GeschäftsfUhrung fielen. Vielmehr war eine Zuständigkeit des Kurato­
riums gegeben, weil dieses nach der Satzung über alle nicht ausdrück­
lich der Geschä ftsfUhrung zugewiesenen Stiftungsangelegenheiten zu 
entscheiden hatte. Überdies ändern Derivativgeschäfte die Grundstruk­
tur von Krediten und Darlehen und bedurften auch deshalb - ebenso 
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Bund 2 0 1 5/14 

wie die in  der Geschäftsordnung ausdrück.lich geregelten Darlehen -
der Zustimmung des Kuratoriums bzw. des Ständigen Ausschusses. 

Erst im Jahr 201 3 hielt die nunmehrige Geschäftsftihrung die Satzung 
ein, indem sie vor Geschäftsabschluss die Zustimmung des Kuratori­
ums und des Ständigen Ausschusses einholte. 

Der RH beurteilte weiters k.rilisch, dass die Stiftung über kein Internes 
Kontroll ystem verfügte, das die zeitgerechte Information des Kura­
loriums und des Ständigen Ausschusses von beabsichtigten zustim­
mungspnichtigen Geschäften sicherstellte. 

Der RH empfahl dem Kuratorium der Stiftung zu prüfen, ob Ersatzan­
sprüche gegen die frühere Geschäftsftihrung aus dem Abschluss der 
Derivativgeschäfte (2006 und 2008) ohne vorangegangene umfassende 
Infomlation und Zustimmung des Kuratoriums bestehen. Allenfalls 
bestehende Ersatzanspruche wären zeitgerecht geltend zu machen. 

Der RH empfahl der Stiftung, ein Internes Kontrolisystem einzurich­
ten, um sicherzustellen, dass die Geschäftsführung das Kuratorium 
und den Ständigen Ausschuss vor dem Abschluss zustimmungspflich­
tiger Geschäfte zeitgerecht informiert und in den Entscheidungspro­
zess einbindet. 

7.3 Die Stiftung reilre in ihrer Stellwlg,w/",re ",it, die Prüju"g etwaiger 

Ersatzansprüclre gegen frolrere Gesclräftsfiilrrer eillem RecJrtsalllvalt 

zu übertragen. 

8.1 ( i l  Die von der Geschäftsftihrung der Stiftung in den Jahren 2006 
und 2008 abgeschlossenen Derivativge chäfte (siehe Tabelle I ,  TZ 7) 
bezogen sich jeweils auf einen Nominalbetrag von 14 Mio. EUR und 
waren nicht an eines oder mehrere Darlehen der Stiftung (Grundge­
schäfte) gebunden. Es war nicht dokumentiert, warum die Stiftung 
diesen Nominalbetrag vereinbarte. Ocr Nominalbetrag und die Lauf­
zeit korrespondierten nichi mit laufenden Darlehen und Krediten der 
Stiftung. Referenzzinssatz war jeweils der 3-Monats-EURIBOR. 

- Gemäß dem Cap und Knock Out Cap vom Februar 2006 glich bzw. 
gleicht die Bank der Stiftung von Februar 2006 bis Februar 2022 
quanalsweise die Differenz zwischen dem Referenzzinssatz und dem 
mit 4,50 'l\J festgelegten Capzinssatz aus, sofern der Referenzzins­
satz 4,50 'l\J überstieg.>< Die Bank halle jedoch keine Zahlungen zu 

21 Es war die Zinsdiffercnz bezogen auf den Nominalbetrag von 14 Mio. EUR an einem 

vCl'\"inbartcn Fcs15tellullgslag lrür das jeweilige QU3I1al) maßgeblich. 
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leisten, wenn der Referenzzinssatz an dem vereinbarten Feststel­
lungstag 6,50 'lb erreichte oder überschrill (Knock-Out-Zinssatz). 

- Gemäß der mit dem Cap und dem K.nock Out Cap verbundenen 
Swaption vom Februar 2006 konnte die Bank am 1 3. Februar 2014 
eine Option auf einen Zinsswap ausüben. Nach diesem Zinsswap 
(Laufzeit Februar 2014 bis Februar 2022) halle die Stiftung quar­
talsweise die Differenz" zwi ehen dem Referenzzinssatz und dem 
vereinbarten Fixzinssatz von 4,50 'lb auszugleichen, sofern der Refe­
renzzinssatz am vereinbarten Feststellungstag 4,50 'lb unterschritt. 
Hingegen hatte die Bank die Differenz zwischen diesen Zinssät­
zen auszugleichen, sofern der Referenzzinssatz am Feststellungstag 
4,50 'lb überschrill. Die Stiftung übernahm mit der Swaption das 
Risiko, dass der Referenzzinssatz von Februar 201 4 bis Februar 2022, 
demnach in einem beim Geschäftsabschluss noch fernen Zeitraum, 
den vereinbarten Fixzinssatz von 4,50 'lb unterschreiten würde. 

- Gemäß dem im Oktober 2008 abgeschlossenen Zinsswap (Laufzeit 
Oktober 2008 bis Februar 2014 mit vorzeitigen Beendigungsmög­
lichkeiten Flir die Bank ab August 201023) halle die Stiftung quar­
talsweise die Differenz" zwi ehen dem Referenzzinssatz und dem 
vereinbarten Fixzinssatz von 4, 1 5  'lb auszugleichen, sofern der Refe­
renzzinssatz am vereinbarten Feststellungstag 4, 1 5  'lb unterschritt. 
Hingegen hatte die Bank die Differenz zwischen diesen Zinssät­
zen auszugleichen, sofern der Referenzzinssatz am Feststellungstag 
4, 1 5  'lb überschritt. Die GeschäftsFlihrung der Stiftung halle beim 
Abschluss dieses Zinsswaps die Erwartung, dass der Referenzzins­
satz (3-Monats-EURlBOR) in den folgenden Jahren weiter anstei­
gen, jedenfalls aber über 4, 1 5  'lb liegen würde, und übernahm das 
Risiko, dass der Referenzzinssatz von Oktober 2008 bis Februar 2014  
den vereinbarten Fixzinssatz von 4, 1 5  'lb unterschreiten würde. 

Die Zahlungen aus den Derivativgeschäften erfolgten quartalsweise 
zu in den Vereinbarungen festgelegten Fälligkeitsterminen. Über 
diese Zahlungen hinaus leistete keiner der Vertragsteile eine Prämie 
(Prämien neutral i tä t)." 

22 basierend aur dem Nominalbetrag von 14 Mio. EUR 

n Die Bank haue die Moglichkcit. den Zinsswap in jedem Quartal ab August 2010 zu 
bctnden. 

24 basierend auf dem Nominalbetrag von 1 4  Mio. EUR 
lS Die von der Bank. an die StiOung zu leistende Prämie (rur die Swaplion) war genauso 

hoch wie die von der Stiftung an die Bank zu Icisu'ndc pramic (rur den Cap und den 
Knad Out Cap) und hatte dassclbe F:illigkeitsdalum, so dass im Ergebnis Pr:lmicnneu­
tralit:H bestand. 
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(2) Die Geschärtsflihrung informierte das Kuratorium und den Stän­
digen Aus chuss ab 2005 dahingehend, dass die Derivativgeschärte 
der _prämienneutralen Absicherung der günstigen Zinssituation rur 
die Finanzierung von Projekten" dienen würden. Eine Darstellung und 
Bewertung des Risikos flir die Stiftung bei Absinken des Referenzzins­
satzes und einer Optionsannahme der Swaption durch die Bank war in 
dieser Information nicht enthalten. Die Geschäftsflihrung erwähnte ins­
besondere nicht die Risiken der Swaption (3-Monats-EURIBOR Refe­
renzzinssatz gegen Fixzinssatz von 4,50 'Ib), die sich au der Option rur 
die Bank und dem zeitlichen Abstand zwi ehen dem Vertragsabschluss 
(2006) und der vereinbarten Laufzeit (von 2014 bis 2022) ergaben. 

(3) Aufgrund der Entwicklung des Referenzzins alzes elfolgten von 
Februar 2006 bis September 201 3  (Beendigung durch Vereinbarung 
mit der Bank) folgende Zahlungen: 

In den Jahren 2007 und 2008 erhielt die Stiftung Zahlungen aus dem 
(ap in der Höhe von rd. 33.000 EUR, weil der Referenzzinssatz den 
vereinbarten Fixzinssatz von 4,50 'Ib überstieg. Hingegen ergab sich 
rur die Stinung aus dem im Jahr 2008 abgeschlossenen Zinsswap bis 
zu dessen Beendigung im September 201 3 ein negativer Saldo von 
2,06 Mio. EUR, weil der Referenzzinsatz den vereinbarten Fixzinssalz 
von 4, 1 5 'Ib infolge der durch die Finanzkrise au gelösten Zinsen!­
wicklung ab Mai 2009 durchwegs unterschritt. 

Tabelle 3: Aufwand und Ertrag aus den 2006 und bis 2008 abgeschlossenen 
Derivativgeschäften 

E rtrag der Aufwand der Saldo von Aufwand 
Stiftung Stiftung und Ertrag 

Cap und Knack Out Cap 
(laufzeit: Februar 2006 bis zur vorzeitigen 
Beendigung im September 2013) 

+ 33.000 EUR o EUR + 33.000 EUR 

Zinsswap 
(laufzeit: Oktober 2008 bis zur vorzeitigen + 16.900 EUR - 2,08 Mio. EUR - 2,06 Mio. EUR 
Beendigung im September 2013) 

Summe + 49.900 EUR - 2,08 "10. EUR - 2,03 "ja. EUR 

Quellen: Stiftung; Darstellung RH 

Für die Stiftung ergab sich demnach aus den in den Jahren 2006 und 
2008 abge chlossenen Derivativgeschärten bis zu deren Beendigung im 
September 201 3  ein saldierter Aufwand von rd. 2,03 Mio. EUR (siehe 
Abbildung 3 im Anhang). 
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Die im September 201 3 zwischen der Stiftung und der Bank abge­
schlossene Vereinbarung - zur Verringerung der laufenden Zahlungen 
und zur Begrenzung des Risikos - beendete sämtliche zum damaligen 
Zeitpunkt bestehenden Derivate (Swaption, Cap, Knock Out Cap und 
Zinsswap). 

Gleichzeitig schloss die Stiftung neuerlich einen Zinsswap mit einem 
verringenen Festzinssatz, dem 3-Monats-EURIBOR als Referenzzins­
satz und einem unverändenen Nominalbetrag von 1 4  Mio. EUR bis 
ins Jahr 2022 ab.26 Dieser Zinsswap halle für die Stiftung bereits im 
Zeitpunkt seines Abschlusses einen negativen Barwen, weil der Refe­
renzzinssatz (3-MonalS-EURIBOR) den vereinbanen FeslZinssalZ unter­
schrill und ein Ansteigen des ReferenzzinssalZes nicht zu erwanen war. 
Die Stiftung schloss die Vereinbarung mit der Bank unter Beiziehung 
externer Berater ab, denen sie Honorare von rd. 220.000 EUR leistete. 

Aus dem im September 201 3 abgeschlossenen Zinsswap musste die 
Stiftung bis Oktober 201 4  aufgrund des den vereinbanen Festzinssatz 
unterschreitenden ReferenzzinsalZes (3-Monats-EURlBOR) Zahlungen 
in der Höhe von rd. 380.000 EUR an die Bank leisten. 

Im Zeitraum von Februar 2006 bis Oktober 2014 ergab sich für die Stif­
tung aus den Derivativgeschäften ein saldiener Gesamtaufwand von 
2,41 Mio. EUR: 2,03 Mio. EUR bis September 201 3 (siehe Tabelle 3)  
und 380.000 EUR von September 201 3  bis Oktober 2014. 

(4) Die Barwene der von der Stiftung abgeschlossenen Derivativge­
schäfte stellten sich seit 2007 wie folgt dar: 

26 Im Zuge: der Verhandlungen einigte: .sich die: Stirtung mit der Bank auch aber eint Zins· 

satzredukllon bei einem bestehenden Darlehen. 
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Abbildung I :  Barwerte der Derivativge chäfte jeweils zum 3 1 .  Dezember 
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Quellen: Stiftung; DarsteUung RH 
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Die Barwerte der Derivativgeschäfte waren im Jahr 2007 aufgrund 
des höheren (4,50 'lIl übersteigenden) Referenzzinssatzes (3-Monats­
EURIBOR) positiv. Hingegen waren die Barwerte aufgrund des infolge 
der Finanzkrise fallenden und 4,50 'lIl bzw. 4, 1 5  'lIl unterschreiten­
den 3-Monat -EURIBOR ab 2008 durchwegs negativ. Sie erreichten 
bis 201 2  einen Wert von minus 3,97 Mio. EUR. Die Bank informierte 
die Geschäftsführung der Stiftung regelmäßig mittels Aufstellung und 
Bewertung über die Barwerte der Deriv3livgeschäfte. Diese waren in 
den Bilanzen der Jahre 2007 bis 201 1  jedoch nicht dargestellt. Eine 
sich am Barwert orientierende Rückstellung für die aus den Derivativ­
geschäften voraussichtlich an die Bank zu leistenden Zahlungen war 
erstmals in der Bilanz des Jahres 201 2  enthalten (siehe TZ 1 1 ). 

8.2 ( 1 )  Der RH verwies vorab auf seine wesentlichen Prüfungsaussagen 
bzw. Empfehlungen zum Management von Derivaten auS früheren 
Gebarungsüberprüfungen belreffend das Finanzierungs- und Veran­
lagungsmanagement von ausgewählten Gebietskörperschaften (siehe 
u.a. Berichte des RH: Reihe Bund 2009/ 1 4, Reihe Oberösterreich 201 3/ 1  
oder Reihe Salzburg 201 4/6): 

- Derivativgeschäfte wären hinsichtlich Nominalbetrag, Währung und 
Laufzeit an bestehende Grundgeschäfte zu binden und unter Beach­
tung der vorgegebenen Risikolimits nur zu Absicherungszwecken 
abzuschließen. Die Durchführung von Derivat ivgeschäften zu rei­
nen Spekulationszwecken kann nicht gerechtfertigt werden. 
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- Bei Absicherungsgeschäften, die nicht unmiuelbar mit dem Grund­
geschäft, sondern zeitverselZt abgeschlossen werden, sollten zur 
Beurteilung der zwischenzeitlichen Änderungen des Marktumfelds 
vor dem Abschluss grundsätzlich aktuelle Wirtschaftlichkeitsbe­
rechnungen durchgeftihn werden. 

(2) Der RH hielt zu den überprüften Derivativgeschäften der Stiftung 
k.ritisch fest, dass die Derivativgeschäfte aus 2006 und 2008 hinsicht­
lich Nominalbetrag und Laufzeit nicht an bestehende Grundgeschäfte 
gebunden waren und weder der Nominalbetrag noch die Laufzeiten mit 
laufenden Darlehen und Krediten der Stiftung korrespondierten. Auf­
grund der mangelnden Bindung an Grundgeschäfte und der Kombi­
nation Swaption mit Cap/Knock Out Cap waren die Derivativgeschäfte 
als spekulativ und risikoreich zu bezeichnen. Der RH betonte in die­
sem Zusammenhang kritisch die ftnanziellen Nachteile (saldiener Auf­
wand von rd. 2,03 Mio. EUR) ftir die Stiftung. 

Der RH beuneilte die in den Jahren 2006 und 2008 abgeschlossenen 
Derivativgeschäfte auch deshalb kritisch, weil die Prämienneutralität 
gegenüber der von der Geschäftsführung angestrebten Zinssicherung 
(Absicherungszweck) im Vordergrund stand. Diesbezüglich wies der 
RH darauf hin, dass der im Oktober 2008 abgeschlossene Zinsswap 
wegen der der Bank eingeräumten vorzeitigen Beendigungsmöglich­
keiten (ab August 2010) zur Zinssicherung nicht geeignet war. Überdies 
waren die im Jahr 2006 abgeschlo senen Derivativgeschäfte (Swaption 
in Kombination mit Cap/Knock Out Cap) nur eingeschränkt zur Zins­
sicherung geeignet. Die Bank als Käuferin der Swaption und Options­
nehmerin hätte im Jahr 2014 ent cheiden können, ob sie bei - flir sie 
voneilhaftem - niedrigem Zinsniveau (3-Monats-EURIBOR weit unter 
4,50 'lb) den Zinsswap annimmt oder bei einem - ftir sie nachteiligen 
- hohen Zinsniveau nicht annimmt. Die Stiftung wäre bei einem nied­
rigen Zinsniveau ab dem Jahr 2014 (3-Monats-EURlBOR unter 4,50 'lb) 
zu Zahlungen an die Bank verpflichtet gewesen. Hingegen hätte sie bei 
hohem Zinsniveau voraussichtlich keine Zahlungen der Bank erhalten. 

Unter Hinweis auf seine Prüfungsaussagen bzw. Empfehlungen aus 
Anlass früherer Gebarungsüberprüfungen empfahl der RH der Stif­
tung, für allfallige zukünftige Derivativgeschäfte eine Bindung hin­
sichtlich Nominalbetrag und Laufzeit an bestehende Grundgeschäfte. 
Derivativgeschäfte sollten ausschließlich Absicherungszwecken dienen 
und für diese angestrebten Zwecke geeignet sein. Vor ihrem Abschluss 
wäre eine fundierte Risikostrategie zu entwickeln. 
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( 3 )  Der RH wies kriti eh auf den mangelhaften Informalionsnuss zwi­
schen den Stirtungsorganen betreffend die ZielselZungen und Risiken 
der Derivalivgeschärte hin. Er empfahl der StiflUng, Maßnahmen zur 
Risikoidentifikation bei Venragsabschlüssen auszuarbeiten und deren 
Umsetzung durch die Organe zu gewährleisten. 

(4) Der RH nahm das Bemühen der Stiftung durch die Vereinbarung mit 
der Bank im September 20 1 3  zur Minderung der finanziellen Nachteile 
aus den Derivalivgeschäften und zur - im Vergleich zu den ursprüng­
lichen Derivalivgeschärten - Minderung des laufenden Aufwands zur 
Kenntnis. Die Stiftung halle jedoch wegen des niedrigen Referenz­
zinsalZes (3-Monats-EURlBOR) weiterhin Zahlungen an die Bank (bis 
Oktober 201 4  rd. 380.000 EUR) zu leisten. Der RH wies weiters kritisch 
darauf hin, dass erhebliche Berarungskosten anfielen (rd. 220.000 EUR) 
und auch weiterhin hinsichllich Nominalbelrag und Laufzeit keine Bin­
dungen an bestehende Grundgeschäfle bestanden. 

8.3 Die tiftungjiillrle in illrer Slellungnalune aus, dass sie die 2006 und 

2008 abgescltlossenen Deril1algesrlläfle im Jahr 201 J neu lIerhandell 

habe. Dies habe eille deutliche Verbe scrung der Kondilionen bcwirkt. 

Die Sliftung habe die Beendigung der Gesrlläfte o/llle Jlerbesserren Neu­

abschluss geprüft, jedorll als nachleiliger ver/I/orfen. Maßnahmen zur 

Risikoidell/ijikalion bei Vertragsabschlüssen würden ill/enr geprüft. 

Dcr Abscltluss lIeuer Deril1atgesclläfle sei derzeil lliehl I'Orgesehen. 

Es bestehe die Absicht, elwaige kÜllflige Derillatgeschäfte Oll kOllkrcle 

Grulldgesrlläjte zu binde/I. 

8.4 Der RH bekräftigte seine Empfehlung, allfallige künftige Derivativge­
schäfte ausschließlich zu Absicherungszwecken abzuschließen und hin­
sichtlich Nominalbetrag und Laufzeit an bestehende Grundgeschäfte 
zu binden. 

Wien VIII, Alser Straße 

9.1 Die Liegenschaft Wien VIII, Alser Straße 33 (Standon eines ehema­
ligen Studentenheims) befand sich im Eigentum der Stiftung. Im 
Jahr 2007 räumte sie der Immobiliengesellschaft einer auf der Nach­
barliegenschaft angesiedehen Privatklinik ein Baurecht rur 99 Jahre zur 
Betriebserweiterung ein. Neben einer Einmalzahlung von 480.000 EUR 
vereinbanen die Vcnragspanner außerdem einen jährlich an die Stif­
tung zu bezahlenden Bauzins von 90.000 EUR, der sich jährlich um 
1 ,20 '*' gegenüber dem rur das Vorjahr zu bezahlenden Bauzins erhöhte 
(Wensicherung). 
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Im Jahr 201 1  beauftragte die Stiftung einen Gutachter mit der Markt­
wertermilliung dieser - in guter Wohnlage befIndlichen - Liegen­
schaft. Grundlage für die WertermitUungen waren das liegenschafts­
bewertungsgesetz bzw. die ÖNORM B 1 802 (Liegenschilftsbewertung). 
Den Marktwert der Liegenschaft - ohne Berücksichtigung des Bau­
rechts - ermirtelte der Gutachter in einem Vergleichswertverfahren 
mit 2,32 Mio. EUR. 

Der Gutachter emlil1e1te den Bilrwert des Baurechts mit 2,30 Mio. EUR 
(Ertragswertverfahren). Als Kapitalisierungszinssatz nahm er 4 <\\) an. 
Der während der restlichen Nutzungsdauer (94 Jahre) unterstellte 
unveränderte jährliche Reinertrag war 94.400 EUR (siehe Abbildung 4 
im Anl1ang). 

Im Mai 201 2 veräußerte die Stiftung die Liegenschaft nach BescWuss­
fassung im Kuratorium auf Grundlage der vom Gutachter ermirtelten 
Marktwerte um einen Kaufpreis von 2,72 Mio. EUR an den Baurechts­
nehmer, die Immobiliengesellschaft einer auf der Nachbarliegenschaft 
angesiedelten Privatklinik. 

Die Stiftungsorgane nahmen keine komplexere Beurteilung der Ange­
messenheit des Kaufpreises im Hinblick auf den bereits bestehenden 
Baurechtsvertrag und den für den Kauf Interessenten gegenüber dem 
Vergleichswert erhöhten Wert der Liegenschaft (Erweiterungsmöglich­
keit der auf dem Nachbargrundstück betriebenen Privatklinik) vor. 

Ausgehend von der möglichen Bandbreite eines Kalkulat ionszinssatzes 
zwischen 3 <\\) und 5 <\\)27 und der vereinbarten Wertsicherung des Bau­
zinses (Erhöhung jährlich um 1 ,20 <\\)) ergaben sich in einem dyna­
mischen Verfahren der Investitionsrechnung (laut Berechnung des RH) 
Barwerte der Bauzinszahlungen aus dem Baurechtsvertrag zwischen 
2,43 Mio. EUR und 4,28 Mio. EUR (siehe Abbildung 5 im Anhang). Der 
von der Stiftung erzielte Verkaufspreis von 2,72 Mio. EUR lag inner­
halb der vom RH ermittelten Bandbreite der Barwerte, jedoch nahe an 
deren unterem Ende. 

9.2 Der RH vermisste bei der Liegenschaftstransaktion Alser Straße weit­
reichendere betriebswirtschaftliehe Überlegungen hinsichtlich des Zeit­
punkts der Veräußerung und der Höhe des Verkaufsprcises. Die Stif­
tung veräußerte zwar die Liegenschaft zu einem höheren Preis, als der 
von ihr beauftragte Gutachter in seiner M3rktwertermirtlung festge-

11 Diese Bandbreite lOg der RH rur seine Berechnung vor dem Hintergrund einer Empfeh­

lung des Hauptvt'rbands der allgemein beeidelen und gerichtlich lcrtiflzicncn Sach­

vcrst3ndigcn Österreichs heran. Bei einer Wohnliegenschaft in gUler Lage sieht diese 

Empfehlung Kapitalisicrungszinssälzc zwischen J tlb und 5 tlb vor. 
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